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[bookmark: _Toc89432467]4821-01	Bund und Länder beraten über Coronakrise 

Bund und Länder haben sich angesichts der aktuellen Corona-Lage auf neue Maßnahmen für die kommenden Wochen verständigt. Der Beschluss sieht mehr Einheitlichkeit über Ländergrenzen hinweg vor.

In dem Beschluss einer Konferenz der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder vom 2. Dezember 2021 wurde sich darauf geeinigt, dass angesichts steigender Corona-Fallzahlen in Deutschland die gesetzlichen Vorschriften vom Bund nochmal nachgeschärft werden sollen und die Impfkampagne – insbesondere bezüglich der Boosterimpfungen – weiter fokussiert vorangebracht werden soll. Der Beschluss soll ausdrücklich als Lockdown für Ungeimpfte verstanden werden.

Die Beschlüsse im Einzelnen:

Krisenstab

Es wird ein Bund-Länder Krisenstab mit dem Fokus auf Logistik der Impfkampagne im Bundeskanzleramt eingerichtet.

Impfkampagne beschleunigen

Damit die 30 Millionen Impfungen bis Weihnachten schnell und niederschwellig möglich sind, wird der Bund den Kreis der Personen deutlich ausweiten, die Impfungen durchführen dürfen. Kurzfristig geht das über Delegationen, mit denen Ärztinnen und Ärzten an Apothekerinnen und Apotheker sowie Pflegefachkräfte, etwa in Altenheimen die Impfung delegieren dürfen. Darüber hinaus soll eine gesetzliche Änderung erfolgen für Apothekerinnen und Apotheker, Zahnärztinnen und Zahnärzte und weitere, um den Kreis der Berechtigten, die in der Corona-Pandemie Impfungen durchführen können, auszuweiten.

Impfstatus und Impfpflicht

Der Impfstatus, das heißt die Dauer der Anerkennung als vollständig geimpfte Person, soll verändert werden. Dabei sollen aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse zum nachlassenden Schutz berücksichtigt werden. Personen deren Impfschutz ausläuft sollen eine Auffrischungsimpfung in Anspruch nehmen können. verändern sein, sofern keine Auffrischungsimpfung erfolgt. 

Der Bund wird eine einrichtungsbezogene Impfpflicht für Beschäftigte, zum Beispiel in Altenpflegeeinrichtungen und Krankenhäusern, auf den Weg bringen. Bund und Länder begrüßen es, dass der Deutsche Bundestag zeitnah über eine allgemeine Impfpflicht entscheiden will. Sie kann greifen, sobald sichergestellt werden kann, dass alle Betroffenen auch geimpft werden können. Bund und Länder bitten den Ethikrat, hierzu bis Jahresende eine Empfehlung zu erarbeiten.

2G wird ausgeweitet

Die 2G-Regeln werden bundesweit inzidenzunabhängig auf den Einzelhandel ausgeweitet. Zugang haben also nur noch Geimpfte und Genesene. Ausgenommen sind Geschäfte des täglichen Bedarfs, wie Apotheken oder Supermärkte. Der Zugang muss von den Geschäften kontrolliert werden. 

Bundesweit ist der Zugang zu Einrichtungen und Veranstaltungen der Kultur- und Freizeitgestaltung (Kinos, Theater, Gaststätten, etc.) inzidenzunabhängig nur für Geimpfte und Genesene (2G) möglich. Ergänzend kann ein aktueller Test vorgeschrieben werden (2GPlus).

Großveranstaltungen

Bei Veranstaltungen in geschlossenen Räumen dürfen nur 30 bis 50 Prozent der Kapazität genutzt werden bis zu einer maximalen Gesamtzahl von 5.000 Zuschauern. Bei Veranstaltungen im Freien dürfen nur 30 bis 50 Prozent der Kapazität genutzt werden bis zu einer maximalen Gesamtzahl von 15.000 Zuschauern. Es gelten die 2G-Regel und die Maskenpflicht. Ergänzend kann für die Teilnehmenden ein aktueller Test vorgeschrieben werden (2GPlus). In Ländern mit einem hohen Infektionsgeschehen müssen Veranstaltungen nach Möglichkeit abgesagt und Sportveranstaltungen ohne Zuschauer durchgeführt werden.

Kontaktbeschränkungen

Private Zusammenkünfte im öffentlichen oder privaten Raum, an denen nicht geimpfte und nicht genesene Personen teilnehmen, sind auf den eigenen Haushalt sowie höchstens zwei Personen eines weiteren Haushaltes zu beschränken. Kinder bis zur Vollendung des 14 Jahres sind hiervon ausgenommen. Ehegatten, Lebenspartner und Partnerinnen bzw. Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft gelten als ein Haushalt, auch wenn sie keinen gemeinsamen Wohnsitz haben. Private Zusammenkünfte, an denen ausschließlich Geimpfte und Genesene teilnehmen, sind davon nicht berührt. 

Hotspot-Maßnahmen

Spätestens ab einer Inzidenz von mehr als 350 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern in sieben Tagen werden Clubs und Diskotheken in Innenräumen geschlossen. Darüber hinaus gelten Teilnehmergrenzen bei privaten Feiern und Zusammenkünften von 50 Personen (2G) in Innenräumen und 200 Personen (2G) im Außenbereich.



Infektionsschutzgesetz wird ergänzt

Das Infektionsschutzgesetz soll zukünftig wieder mehr Maßnahmen, wie Schließungen der Gastronomie, Verbot der Alkoholausgabe, Beschränkung von Ansammlungen und Einschränkungen bei Hotelübernachtungen ermöglichen. Der Gesetzgeber wird dies schnellstmöglich umsetzen. Darüber hinaus soll die Übergangsfrist für Schutzmaßnahmen im Infektionsschutzgesetz, die bis zum 25. November 2021 in Kraft getreten sind, über den 15. Dezember 2021 hinaus verlängert werden. Die Maßnahmen sollen auch regional differenziert in einem Bundesland angewendet werden dürfen. 

Schule

Der Schulunterricht soll weiterhin in Präsens durchgeführt werden. In allen Schulen gilt zukünftig für alle Klassenstufen die Maskenpflicht.

Silvester- und Neujahrstag

Bundesweit soll, wie im letzten Jahr, ein An- und Versammlungsverbot umgesetzt werden. Darüber hinaus gilt ein Feuerwerksverbot auf durch die Kommunen zu definierenden publikumsträchtigen Plätzen. Der Verkauf von Pyrotechnik vor Silvester wird in diesem Jahr ebenfalls wieder generell verboten Die betroffenen unternehmen erhalten eine Kompensation in Form der Wirtschaftshilfen.

Weitere Information zum Thema gibt es unter www.dstgb.de (Rubrik: Themen / Coronavirus).


(I/4 Marc Elxnat, 2.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432468]4821-02	Bundesverfassungsgericht weist Beschwerden gegen Schulschließungen, Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen zurück 

Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden, dass die Maßnahmen der sogenannten "Bundesnotbremse" mit dem Grundgesetz vereinbar waren, Der Gesetzgeber hat in Krisenzeiten einen großen Entscheidungsspielraum und kann drastische Kontakt- und Ausgangsbeschränkungen verhängen. Dabei ist stets zu prüfen, ob eine mit dem Frühjahr 2021 vergleichbare Lage vorliegt. Dazu gehören Daten zur Impfkampagne und wissenschaftliche Erkenntnisse zum Infektionsrisiko der Geimpften und Genesenen. 

Der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts hat mit seinen am 30.11.2021 veröffentlichten Beschlüssen mehrere Verfassungsbeschwerden gegen die in § 28b IfSG a.F. vorgesehenen Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen sowie Schulschließungen zurückgewiesen. Diese Maßnahmen galten, sobald die sogenannte Sieben-Tage-Inzidenz über mehrere Tage bestimmte Werte überschritt. Die Regelungen wurden durch das Vierte Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 22. April 2021 eingeführt und traten am 30. Juni 2021 außer Kraft.

Das Bundesverfassungsgericht hatte zur damaligen Zeit mehrere Eilanträge abgewiesen, da es den Maßnahmen an einer offensichtlichen Verfassungswidrigkeit fehlte und die im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes vorzunehmende Folgenabwägung zu Lasten der Antragsteller ausfiel. Die Richter betonten damals, dass der Ausgang der Hauptverfahren offen sei. 

Aus den Gründen

Das Bundesverfassungsgericht weist in seinen Beschlüssen darauf hin, dass die Kontakt- und Ausgangsbeschränkungen (§ 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 u. 2 IfSG a.F.) als Bestandteile eines Schutzkonzeptes, welches in seiner Gesamtheit dem Lebens- und Gesundheitsschutz sowie der Aufrechterhaltung eines funktionsfähigen Gesundheitssystems als überragend wichtigen Gemeinwohlbelangen diene, zu betrachten seien. Zwar griffen die Maßnahmen in erheblicher Weise in verschiedene Grundrechte ein. Gleichwohl gelangt das Bundesverfassungsgericht zum Ergebnis, dass sowohl die Kontakt- als auch die Ausgangsbeschränkungen in der äußersten Gefahrenlage der Pandemie mit dem Grundgesetz vereinbar waren; insbesondere seien sie trotz des Eingriffsgewichts verhältnismäßig gewesen. 

Erstmals erkannte das Bundesverfassungsgericht ein Recht der Kinder und Jugendlichen gegenüber dem Staat auf schulische Bildung an. Die Schulschließungen (§ 28b Abs. 3 IfSG a.F.) stellten in erheblichem Maße einen Eingriff in dieses Recht dar. Angesichts des dynamischen Infektionsgeschehens zum Zeitpunkt der Verabschiedung der Regelungen und der gerade erst beginnenden Impfkampagne standen diesem Recht überragende Gemeinwohlbelange in Gestalt der Abwehr von Gefahren für Leben und Gesundheit und für die Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts gegenüber, denen nach vertretbarer Einschätzung des Gesetzgebers auch durch Schulschließungen begegnet werden konnte. Als Begründung dafür, dass der Gesetzgeber in dieser Situation den Schülerinnen und Schülern den Wegfall von Unterricht in Präsenz trotz der damit verbundenen schwerwiegenden Belastungen zumuten konnte, führt das Bundesverfassungsgericht an, dass vollständige Schulschließungen erst ab einer Sieben-Tage-Inzidenz von 165 im jeweiligen Landkreis oder der jeweiligen kreisfreien Stadt eintraten, während die sonstigen Beschränkungen zwischenmenschlicher Kontakte bereits ab einem Wert von 100 galten. Zusätzlich führt das Bundesverfassungsgericht u.a. die Verpflichtung der Länder, im Fall von Schulschließungen Distanzunterricht anzubieten, und den verhältnismäßig kurzen Zeitraum von etwas mehr als zwei Monaten, in der die Regelung galt, als Rechtfertigung für die Schulschließungen an.

Anmerkung des DStGB 

Die Entscheidungen räumen dem Gesetzgeber einen außerordentlich großen Handlungsspielraum ein. Dieser gründe auf der durch das Grundgesetz dem demokratisch in besonderer Weise legitimierten Gesetzgeber zugewiesenen Verantwortung dafür, Konflikte zwischen hoch- und höchstrangigen Interessen trotz ungewisser Lage zu entscheiden, führt das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung aus. Es betont damit die hohe Verantwortung, die der Gesetzgeber in der Pandemiebekämpfung trägt.

Allerdings trifft das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung keine klaren Aussagen dazu, wie diese mit Blick auf zukünftige Wellen zu lesen ist. An mehreren Stellen wird jedoch darauf verwiesen, dass die Kenntnisse zum Infektionsrisiko von Geimpften und Genesenen berücksichtigt werden müssen. Bei zukünftigen Einschränkungen nach dem Infektionsschutzgesetz sind gerade diese Erkenntnisse angesichts einer fortschreitenden Impf- und Boosterkampagne zu berücksichtigen.

Der Beschluss „Bundesnotbremse I“ (Az. 1 BvR 781/21, 1 BvR 798/21, 1 BvR 805/21, 1 BvR 820/21, 1 BvR 854/21, 1 BvR 860/21,1 BvR 889/21) ist unter www.bundesverfassungsgericht.de abrufbar.


(I/4 Marc Elxnat, 02.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432470]4821-03	Koalitionsvertrag: Zuwanderung und Integration

[bookmark: _Hlk89339531]Die neue Koalition will einen Neuanfang in der Migrations- und Integrationspolitik erreichen. Dabei setzt sie auf eine grundlegende Reform des EU-Asylsystems. Die irreguläre Migration soll reduziert und reguläre Migration ermöglicht werden. Die Asylverfahren sollen beschleunigt und die Rückführung, primär als freiwillige Ausreise, konsequent umgesetzt werden. Geduldete Asylbewerber erhalten neue Möglichkeiten, dauerhaft in Deutschland zu bleiben, der Familiennachzug soll ausgedehnt und Einbürgerungen erleichtert werden. Integration soll passgenauer erfolgen und dauerhaft vom Bund finanziert werden. Das Leistungssystem für Asylbewerber soll weiterentwickelt werden. Der DStGB sieht die Vorhaben der Koalition mit Licht und Schatten: Längst überfällig und dringend notwendig ist angesichts der zugespitzten Lage in der EU die Reform des EU-Asylsystems. Zu begrüßen ist die dauerhafte Finanzierungszusage an Kommunen und Länder für die Integration. Dagegen hält der DStGB eine Trennung von Asyl- und Zuwanderungsrecht grundsätzlich für notwendig und sieht mögliche Leistungserweiterungen des Asylbewerberleistungsgesetzes kritisch.

Der Koalitionsvertrag sieht folgende aus kommunaler Sicht wesentliche Maßnahmen für eine Migrations- und Integrationspolitik vor:

Europäische und internationale Flüchtlingspolitik

„Wir setzen uns für eine grundlegende Reform des Europäischen Asylsystems ein. Unser Ziel ist eine faire Verteilung von Verantwortung und Zuständigkeit bei der Aufnahme zwischen den EU-Staaten.“ Dabei soll irreguläre Migration wirksam reduziert und Fluchtursachen bekämpft werden. „Die EU und Deutschland dürfen nicht erpressbar sein.“ Es soll mit einer Koalition der aufnahmebereiten Mitgliedstaaten vorangegangen und dazu beigetragen werden, dass andere EU-Staaten mehr Verantwortung übernehmen und EU-Recht einhalten.

Die „Sekundärmigration in der EU soll reduziert, Missbrauch der visafreien Reise verhindern und durch ein geordnetes Relocation-Programm dazu beigetragen werden, dass Außengrenzstaaten die Bedingungen für Geflüchtete in ihren Ländern verbessern.“ Es sollen neue praxistaugliche und partnerschaftliche Vereinbarungen mit Herkunftsländern und Drittstaaten unter Beachtung menschenrechtlicher Standards abgeschlossen werden. 



Aufenthalts- und Bleiberecht für Asylbewerber und Geduldete erleichtern

Das System der Duldungstatbestände soll verändert werden, indem gut integrierte Jugendliche und bereits lange in Deutschland lebende Geduldete erleichterte Möglichkeiten haben, in Deutschland dauerhaft zu bleiben: Voraussetzung ist, dass sie nicht straffällig geworden sind und sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung bekennen, ihren Lebensunterhalt sichern und ihre Identität eindeutig nachweisen können. Dabei sollen sich besondere Integrationsleistungen begünstigend auswirken. 

Darüber hinaus will die neue Koalition die Arbeitsmarktintegration für Asylbewerber und Geduldete erleichtern: „Die Beschäftigungsduldung wollen wir entfristen und Anforderungen realistisch und praxistauglicher fassen. Arbeitsverbote für bereits in Deutschland Lebende schaffen wir ab. Einem an sich bestehenden Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis steht ein laufendes Asylverfahren nicht entgegen, sofern bei Einreise die Voraussetzungen für die Aufenthaltserlaubnis bereits vorlagen.“

Frühzeitige Integration und bessere Verzahnung der Integrationsangebote

Allen Menschen, die nach Deutschland kommen, sollen von Anfang an Integrationskurse angeboten werden. „Die Kurse müssen passgenau und erreichbar sein. Die Bedingungen für Kursträger, Lehrende und Teilnehmende wollen wir verbessern. Kinder und Jugendliche sollen schnell Zugang zu Bildung bekommen.“ Für eine schnelle und nachhaltige Arbeitsmarktintegration sollen die auf den Integrationskursen aufbauenden Berufssprachkurse stärker gefördert und die Mittel verstetigt werden.

Faire und schnelle Asylverfahren 

„Asylverfahren müssen fair, zügig und rechtssicher ablaufen. Für schnellere Verfahren wollen wir das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) entlasten.“ Das Konzept der AnkER-Zentren „wird von der Bundesregierung nicht weiterverfolgt.“

Dauerhafte Finanzierung der Integrationskosten 

„Wir wollen eine Verstetigung der Beteiligung des Bundes an den flüchtlingsbezogenen Kosten der Länder und Kommunen und zudem die Unterstützung des Bundes in Form der Mittel, die für Integration verwendet werden, fortsetzen. Dabei wollen wir insbesondere rechtskreisübergreifende, vernetzte Kooperation in der kommunalen Integrationsarbeit (finanziell) stärken und weiterentwickeln.“



Familiennachzug erleichtern

Die Familienzusammenführung zu subsidiär Geschützten soll mit den GFK-Flüchtlingen gleichgestellt werden. Bei einem berechtigten Elternnachzug zu unbegleiteten Minderjährigen sollen minderjährige Geschwister nachziehen können. Der erforderliche Sprachnachweis bei einem Nachzug zum Ehepartner oder zur Ehepartnerin ist erst unverzüglich nach der Ankunft zu erbringen. 

Asylbewerberleistungsrecht 

„Wir werden das Asylbewerberleistungsgesetz im Lichte der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts weiterentwickeln.“ Minderjährige Kinder sollen von Leistungseinschränkungen bzw. -kürzungen ausgenommen bleiben.

Abschiebungen konsequent durchsetzen

Der Koalitionsvertrag sieht vor, eine „Rückführungsoffensive zu starten, um Ausreisen konsequenter umzusetzen, insbesondere die Abschiebung von Straftätern und Gefährdern.“ Der Bund wird die Länder bei Abschiebungen künftig stärker unterstützen. Die freiwillige Ausreise hat dabei stets Vorrang.

Anmerkung des DStGB

[bookmark: _Hlk89335601]Die aktuelle Flüchtlingssituation in und außerhalb Europas spitzt sich angesichts unterschiedlicher Entwicklungen und Ereignisse zu. Die Lage in Afghanistan, aber auch illegale Grenzübertritte zum Beispiel von Belarus in die EU sowie illegale Sekundärmigration innerhalb Europas führen zu steigenden Flüchtlingszahlen in Deutschland. Engpässe in den Erstaufnahmeeinrichtungen der Länder, der vielerorts angespannte Wohnungsmarkt, Personal- und Platzmangel in Kitas und Schulen, deutliche Rückschritte bei der Integration in Arbeit und Gesellschaft stellen die Kommunen vor enorme Herausforderungen. Dies gilt ungeachtet der Tatsache, dass die aktuelle Situation mit Blick auf die bisher rund 100.000 Asylerstanträge in diesem Jahr nicht mit den Jahren 2015/2016 vergleichbar ist. Vor diesem Hintergrund sollte das bestehende Asylrecht nicht ausgeweitet werden. Vielmehr sollte den Geflüchteten durch schnelle Asylverfahren eine klare Perspektive gegeben werden. Die durchschnittliche Dauer der Asylverfahren ist weiterhin zu lang. Der DStGB hält an der Trennung von Asyl- und Zuwanderungsrecht fest. Der DStGB bekräftigt seine Forderung, das Zuwanderungsrecht zielgenau weiterzuentwickeln, zum Beispiel durch ein Punktesystem. In Deutschland lebenden und gut integrierten Geflüchteten sollte zu einem Stichtag ein einmaliger „Spurwechsel“ ermöglicht werden. Mögliche Leistungserweiterungen bei der angekündigten Reform des Asylbewerberleistungsgesetzes werden aus kommunaler Sicht kritisch gesehen. Ebenso die Ausweitungen des Familiennachzugs, der weiterhin zwingend an die Verfügbarkeit geeigneten Wohnraums und die Sicherung des Lebensunterhaltes geknüpft sein muss. Erstaufnahme und Rückführung für Asylbewerber mit und ohne Bleibeperspektive muss auch im Falle der Abschaffung der AnkER-Einrichtungen weiterhin zentral durch die Länder in einem geordneten, schnellen Verfahren, inkl. Rechtsberatung und gerichtlicher Rechtsschutz organisiert werden, bevor eine Weiterverteilung auf die Kommunen erfolgt. Mit Blick auf den aktuellen und auch künftig zu erwartendem Anstieg von Flüchtlingen aus Kriegs- und Krisenländern, Klimaflüchtlingen sowie dem Anstieg der Sekundärmigration innerhalb der EU ist die neue Bundesregierung aufgerufen, mit aller Kraft weiter an einer europäischen und internationalen Lösung für die Aufnahme von Schutzsuchenden zu arbeiten. Der Koalitionsvertrag greift wichtige und zentrale Forderungen des DStGB für europäische und internationale Lösungen der akuten Herausforderungen in der Migrations- und Asylpolitik auf. Dies ist ausdrücklich zu begrüßen. Es muss endlich gelingen, in Europa zu einer solidarischen und fairen Verteilung von Geflüchteten zu kommen. In der EU sollte dies auf der Basis des unter der deutschen Ratspräsidentschaft vorangetriebenen EU- Asyl- und Migrationspakts der EU-Kommission geschehen. Die sich anbahnende inakzeptable humanitäre Lage an der Grenze zwischen Belarus und Polen darf nicht dazu führen, dass illegale Einwanderung über Polen in die Bundesrepublik Deutschland akzeptiert wird. So könnte die gleiche Sog-Wirkung wie 2015 entstehen, die die Kommunen mit der Unterbringung überforderte sowie in der Bevölkerung die Akzeptanz für Integration und für Europa gefährdet. Dafür muss die neue Bundesregierung eine gute Lösung finden. Darüber hinaus müssen Fluchtursachen u.a. durch eine nachhaltige Zusammenarbeit der Herkunftsländer mit dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und durch Maßnahmen vor Ort bekämpft werden.

Die Integration bleibt eine zentrale kommunale Herausforderung der kommenden Jahre. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Integration der Menschen, die 2015/2016 nach Deutschland gekommen sind, noch lange nicht abgeschlossen ist. Die Integration beginnt in den Kitas und Schulen sowie den Sprach- und Integrationskursen. Leider gelingt die Sprachförderung nicht ausreichend, die Zahl der Kursabbrecher und Kursteilnehmenden, die das vorgesehene Niveau B 1 nicht erreichen, ist nach wie vor zu hoch. Es müssen zwingend die Förderketten zwischen Angeboten der Sprachförderung und Beruf und Ausbildung weiter verbessert werden. Der Ausbau und die bessere Verzahnung der berufsbezogenen Integrationskurse ist hierfür ein richtiger Schritt. Ausdrücklich zu begrüßen ist der im Koalitionsvertrag enthaltene Ansatz einer frühzeitigen und raschen Integration. 

Der Bund muss sich nachhaltig und dauerhaft an den Kosten der Integration und der Unterbringung beteiligen. Es ist ausdrücklich zu begrüßen, dass die Koalitionäre diese Forderung aufgreifen. Die vollständige Bundesfinanzierung der Kosten der Unterkunft für Flüchtlinge muss verstetigt werden. Die Länder müssen das Geld zwingend an die Kommunen weitergeben. Für die Kommunen ist eine nachhaltige und angemessene Finanzierungsregelung gerade auch für die Vielzahl an geduldeten Menschen zwingend. Ihre Zahl steigt stetig und viele geduldete Menschen leben bereits seit Jahren in den Städten und Gemeinden. 


(I/3 Miriam Marnich, 02.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432472][bookmark: _Toc502842252]4821-04	Koalitionsvertrag: 
Cybersicherheit, Verwaltung Covid-19 und Ehrenamt

Der Koalitionsvertrag auf Bundesebene geht in die richtige Richtung und greift auch zentrale Forderungen des DStGB in den Bereichen kommunales Ehrenamt, Pandemiebekämpfung und öffentlicher Dienst auf. Allerdings müssen den Ankündigungen auch Taten folgen.

Pandemiebekämpfung

Der Koalitionsvertrag verweist in mehreren Stellen auf die aktuell akute Pandemiebekämpfung und auf die aus der Pandemie zu ziehenden Lehren. Die Einrichtung eines Gremiums zur besseren Koordinierung der Anstrengungen von Bund und Ländern, insbesondere bei Kommunikation und Logistik, ist ein richtiger Schritt. Allerdings muss die Wirkkraft dieses Gremiums abgewartet werden.

Gerade in der vierten Welle haben wir gemerkt, dass das Gesundheitssystem abstrakt, aber auch die dort arbeitenden Menschen konkret über ihre Belastungsgrenzen hinaus gearbeitet haben. Daher ist es richtig, wenn die Koalitionsparteien sich auf eine bedarfsgerechte Gesundheitsversorgung verständigen. Dazu gehört auch, die Arbeitsbedingungen in den medizinischen und pflegerischen Berufen zu verbessern. Hier braucht es eine Offensive bei Fachkräften und der Attraktivität der Berufe. 

Die Verlängerung der Einstellungsfristen beim Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst ist richtig, da die Anwerbung und Ausbildung von notwendigem Personal nicht innerhalb einer Förderperiode während einer Krise leistbar sind. Den Appel der Koalitionsfraktionen, einen eigenen Tarifvertrag für den ÖGD zu schaffen, sehen wir kritisch. Diese Fragen werden eigenständig von den Sozialpartnern beraten. Dabei hat sich der Flächentarifvertrag grundsätzlich als das geeignete Instrument erwiesen, um die Beschäftigten im öffentlichen Dienst leistungsgerecht zu bezahlen. 

Die bessere Vernetzung des ÖGD über ein Bundesinstitut für öffentliche Gesundheit ist ein richtiges Anliegen. Wichtig ist, dass hier echter Wissenstransfer und Erfahrungsaustausch stattfindet und der ÖGD nicht mit Berichtspflichten bedacht wird, die Ressourcen binden.

Ehrenamt

Die Koalitionsparteien bekennen sich zum Ehrenamt als essentiell für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Wir erwarten, dass dabei insbesondere das kommunale Ehrenamt, welchem die Förderung von Demokratie und Gesellschaft immanent ist, von Bürokratie entlastet wird. Dies betrifft die vielen ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister genauso wie die Gemeinderäte oder die freiwillige Feuerwehr. Die Regelungen zur Anrechnung von Aufwandsentschädigungen muss entfristet und nicht, wie im Koalitionsvertrag angedacht, mit einem Freibetrag gestaltet werden. Darüber hinaus brauchen wir aufgrund der unterschiedlichen Rechtsprechung der Sozialgerichte eine grundsätzliche Freistellung des kommunalen Ehrenamtes von der Sozialversicherungspflicht und ein Optionsrecht für freiwillige Beitragszahlung.

Öffentlicher Dienst

Der Koalitionsvertrag enthält viele Aspekte, die für die öffentlichen Arbeitgeber positiv sind und es erlauben, die Attraktivität zu steigern und neue Fachkräfte anzuwerben. Insbesondere die Äußerungen zur Arbeitszeit enthalten erfreuliche Aspekte (flexiblere Gestaltung der Arbeitszeit, Abweichungen von den bestehenden Regelungen des Arbeitszeitgesetzes hinsichtlich der Tageshöchstarbeitszeit). Der Erörterungsanspruch zum mobilen Arbeiten stärkt den Dialog zwischen Arbeitgeber und Beschäftigten und schafft die Möglichkeit individuell auf die Bedürfnisse beider Seiten einzugehen. Die Stärkung von Aus- und Weiterbildung zur besseren Aktivierung des inländischen Fachkräftepotentials wird ausdrücklich begrüßt. 

Cybersicherheit

Im Koalitionsvertrag werden die Anforderungen an die IT- und Cybersicherheit mit Blick auf die voranschreitende Digitalisierung der Gesellschaft und Verwaltung anerkannt. Die Koalition bekennt sich zur staatlichen Pflicht, IT-Sicherheit zu gewährleisten, und stellt die Fortentwicklung der Cybersicherheitsstrategie und des IT-Sicherheitsrechts sowie die Absicherung digitaler Souveränität und Investitionen in Cybersicherheit in Aussicht. Dabei ist es wichtig, dass im Rahmen der Cybersicherheitsstrategie und der neuen Anforderungen auch die Kommunen mitgenommen werden. Gerade kleinere Kommunen dürfen zunächst nicht mit nicht angemessenen Anforderungen konfrontiert werden, da sonst die Schwelle zum Einstieg in die Cybersicherheit zu hoch wird. Wichtig ist dabei in Zukunft noch mehr als in der Vergangenheit die Schaffung von Beratungsangeboten für die Kommunen.


(I/4 Marc Elxnat, 02.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432473]4821-05	Koalitionsvertrag: Innere Sicherheit und Extremismus

Der Koalitionsvertrag greift wichtige Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit in Deutschland auf. Dabei wird insbesondere der Kampf gegen Extremismus, eine bessere und qualifiziertere Personal- und Sachausstattung der Polizei und der Gerichte, die Stärkung des Respekts und der Wertschätzung der Angehörigen von Sicherheitsbehörden und die Verteidigung der Regeln des Gemeinwohls aufgegriffen. Die Vorhaben sind grundsätzlich zu begrüßen. Aus kommunaler Sicht fehlen jedoch wichtige Aspekte: der Schutz und die Anerkennung der Repräsentanten des Staates auf kommunaler Ebene, der Schutz öffentlicher Plätze und Infrastrukturen vor terroristischen Bedrohungen und Cyberkriminalität, Strategien zur Bekämpfung und Prävention von Extremismus in all seinen neuartigen Facetten im Netz , als auch das klare Bekenntnis, den Ausbau der Polizeipräsenz in der Fläche und die intelligente Videoüberwachung bundesweit voranzutreiben. 

Der Koalitionsvertrag sieht folgende aus kommunaler Sicht relevante Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit vor:

Wertschätzung und Ausstattung der Polizei sowie der Gerichte
Der Koalitionsvertrag setzt sich für „eine bürgernahe, gut ausgestattete und ausgebildete Polizei“ und die Unterstützung der „Arbeit der Gerichte“ ein. Hierzu gehöre insbes. eine „gute Personal- und Sachausstattung“. Die Regeln des Gemeinwesens sollen „gegen Angriffe verteidigt und die Angehörigen der Sicherheitsbehörden Respekt und Anerkennung erfahren“. 

Bekämpfung gegen Extremismus und politisch motivierter Kriminalität
[bookmark: _Hlk89330884]Die Koalitionäre wollen „allen verfassungsfeindlichen, gewaltbereiten Bestrebungen entschieden entgegentreten – ob Rechtsextremismus, Islamismus, Verschwörungsideologien, Linksextremismus oder jeder anderen Form des Extremismus.“ Sie wollen dies durch eine „Gesamtstrategie auf nationaler und europäischer Ebene aus Prävention, Deradikalisierung und effektiver Gefahrenabwehr“ erreichen. Die Maßnahmen des Nationalen Aktionsplans gegen Rassismus und des Kabinettausschusses zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus sollen „angepasst und weiterentwickelt“ werden. 

Die Erfassung der politisch motivierten Kriminalität soll, „z.B. in Hinblick auf frauen- und querfeindliche Hasskriminalität“ weiterentwickelt und „die Möglichkeit von Auskunftssperren im Melderegister für Bedrohte“ ausgeweitet werden.



Diskriminierung, Rassismus in den Sicherheitsbehörden vorbeugen
Die Koalitionäre wollen die „Bürgernähe und eine transparente Fehlerkultur“ innerhalb der Sicherheitsbehörden stärken. Die Aus- und Fortbildung bei der Polizei soll „weiterentwickelt und noch intensiver die Grundsätze der freiheitlich demokratischen Grundordnung, insbesondere der Grund- und Menschenrechte, vermittelt“ werden. Die „bewährte Sicherheitsüberprüfung von Bewerberinnen und Bewerbern“ soll ausgeweitet und „die Resilienz der Sicherheitsbehörden gegen demokratiefeindliche Einflüsse“ gestärkt werden.

Keine flächendeckende Videoüberwachung 
Der Koalitionsvertrag verhält sich dagegen zurückhaltend zum Ausbau der Videoüberwachung an öffentlichen Plätzen und dem Einsatz von biometrischer Erfassung zu Überwachungszwecken: „Flächendeckende Videoüberwachung und den Einsatz von biometrischer Erfassung zu Überwachungszwecken lehnen wir ab.“ Es wird klargestellt, dass die Videoüberwachung die Präsenz einer bürgernahen Polizei nicht ersetzen, sie aber an Kriminalitätsschwerpunkten ergänzen kann. „Das Recht auf Anonymität sowohl im öffentlichen Raum als auch im Internet ist zu gewährleisten.“

Zusammenarbeit zwischen Polizei und Justiz
Die grenzüberschreitende polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit soll „rechtsstaatlich intensiviert“ werden. Dabei sollen hohe Datenschutzstandards gelten und der grenzüberschreitende Rechtsschutz verbessert werden. Der Pakt für den Rechtsstaat soll „mit den Ländern erweitert und um einen Digitalpakt für die Justiz ergänzt werden“.

Anmerkung des DStGB 

[bookmark: _Hlk89168546]Deutschland ist, gemessen an den Zahlen der Kriminalstatistik, eines der sichersten Länder der Welt. Die Kriminalitätszahlen lagen 2020 auf dem niedrigsten Niveau seit 1993. Darauf weist auch der Koalitionsvertrag zu Recht hin. Dennoch stehen wir vor großen sicherheitspolitischen Herausforderungen: Der Anstieg politisch motivierter Kriminalität, Hass- und Cyberkriminalität im digitalen Raum, demokratiefeindlicher, rassistischer, antisemitistischer und extremistischer Äußerungen, Anschläge und Gewaltausbrüche ist besorgniserregend und beeinflusst massiv das subjektive Sicherheitsgefühl der Bürger*innen. Hass, Zwietracht und Ablehnung des Staates und seiner Repräsentanten bis auf die kommunale Ebene nehmen bei einem Teil der Bevölkerung weiter zu. Dies richtet sich gezielt gegen Polizei- und Vollzugskräfte, aber in erheblichem Ausmaß auch gegen Feuerwehr- und Rettungskräfte, ehren- und hauptamtliche Kommunalpolitiker*innen sowie gegen kommunale Beschäftigte. 

Der Koalitionsvertrag greift wichtige und dringend notwendige Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit in Deutschland auf: Der Kampf gegen politisch motivierte Kriminalität und Extremismus, die Stärkung der Sicherheitsbehörden, Gerichte und Justiz, die verbesserte nationale und europäische Zusammenarbeit zwischen Polizei und Justiz sowie die konsequente Verteidigung der Regeln des Gemeinwohls. Aus Sicht des DStGB sind jedoch weitere Maßnahmen unerlässlich. Auch wenn das Vertrauen der Menschen in den Staat, insbesondere in die Polizei und die Kommunalpolitik, insgesamt sehr hoch ist: Es besteht ein massiver Handlungsdruck, um das Vertrauen derjenigen in den Staat zu stärken, bei denen sich eine tiefe Staats- und Politikverdrossenheit verankert hat und die objektive als auch subjektive Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger weiter zu verbessern. Dazu gehört insbesondere:

· Die Durchsetzung von Regelungen im öffentlichen Raum: Dabei müssen Regelungen auf ihre Umsetzung und Effektivität kontrolliert werden und in einem vernünftigen Verhältnis zum bürokratischen Aufwand stehen. Zugleich müssen die in diesen Zeiten besonders belasteten Ordnungsämter von Aufgaben entlastet und personell verstärkt werden.

· Mehr Polizeipräsenz in der Fläche: Die Aufstockung und Weiterqualifizierung des Personals muss insbesondere auch in den Ländern weiter vorangetrieben werden.

· Mehr Videoüberwachung und Bodycams: Der Ausbau und die Ausweitung von Videoüberwachung an zentralen, kriminalitätsgeneigten Plätzen ist ein ergänzender Baustein einer ganzheitlichen Sicherheitsstrategie, es braucht einen Mix aus Präsenz von Polizei- und Ordnungskräften, stationärer und mobiler Videoüberwachung, datenschutzrechtliche Vorgaben auf Bundes- und Landesebene müssen selbstverständlich einen Mindeststandard besitzen, aber zur wirksamen Kriminalitätsbekämpfung insgesamt abgebaut und vereinheitlicht werden. Zur Aufklärung von Straftaten und zum Schutz der Beschäftigten sollten die Rechtsgrundlagen für einen möglichst flächendeckenden Einsatz von Bodycams geschaffen und die Finanzierung gesichert werden.

· Ausbau von präventiven städtebaulichen, sozialen und politischen Maßnahmen zur Stärkung des Sicherheitsgefühls der Bürger*innen und zum Schutz öffentlicher Plätze: Dabei ist die Abwehr terroristischer Bedrohungen keine originär kommunale Aufgabe, die Kommunen müssen daher finanziell und organisatorisch durch Bund und Länder unterstützt werden. 

· Sicherheit muss nicht mehr nur im physischen und analogen Raum gewährleistet werden, sondern auch im digitalen Raum. Es braucht eine Cybersicherheitsstrategie, die die Bedürfnisse von Kommunen, kommunalen Unternehmen und kommunalen IT-Dienstleistern berücksichtigt und diese dabei unterstützt, die notwendige Resilienz gegen Angriffe aufrechtzuerhalten.

· Besserer Schutz, mehr Wertschätzung und Anerkennung nicht nur gegenüber der Justiz und den Sicherheitsbehörden, sondern auch gegenüber Feuerwehr- und Rettungskräften, ehren- und hauptamtliche Kommunalpolitiker*innen sowie kommunalen Beschäftigten. 

· Ein starker Rechtsstaat, Polizei und Justiz müssen die Betroffenen präventiv und repressiv aktiv unterstützen. Wichtige Maßnahmen in Form von Strafrechtsschärfungen, vereinfachten Meldeverfahren und Beratungsangeboten in den Ländern sowie eine stärkere Verantwortung der Netzwerkbetreiber wurden bereits ergriffen. Die Schirmherrschaft des Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier über das Online-Portal „Stark im Amt“ zeigt, wie groß die Bedeutung und zugleich die Gefahr für unsere Demokratie in Deutschland ist. Um die Situation zu verbessern müssen Beratungs- und Präventionsangebote für Betroffene, gerade auch für weibliche Kommunalvertreterinnen, flächendeckend ausgebaut, Netzwerkbetreiber noch stärker in die Pflicht genommen, Auskunfts- und Meldesperren einfacher erwirkt, die Betroffenen durch die Einführung des sog. Politiker-Stalkings durch einen individuellen Straftatbestand vor persönlichen Nachstellungen besser geschützt und die Straftaten konsequent verfolgt und geahndet werden.

· Extremismus, Radikalisierungen und Antisemitismus in der Gesellschaft müssen konsequent geahndet und frühzeitig und gezielt sowohl im Netz und den sozialen Medien wie auch im täglichen Leben bekämpft werden. Dies ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Sie kann nur gelingen, wenn Bund, Länder und Kommunen gemeinsam mit der Zivilgesellschaft handeln und Verantwortung übernehmen. Sicherheitsbehörden müssen eng mit Entscheidungsträgern in der Kommune, Arbeitgebern, Schulen, Verbänden und Vereinen vor Ort zusammenarbeiten. Der DStGB setzt sich bereits seit langem für den Aufbau lokaler Präventionszentren gegen Radikalisierungen ein. Wir müssen die Demokratie vor Ort durch mehr Aufklärung, mehr politische Bildung in Schulen, der Jugendarbeit, demokratische Teilhabe und mehr offenen Austausch zwischen Bürger*innen, Politik, Verwaltung und Sicherheitsbehörden stärken. Diese Arbeit muss dauerhaft von Bund und Ländern unterstützt werden. Dies erfordert einen entsprechenden Organisations- und Finanzierungsrahmen. Der DStGB erwartet von dem angekündigten Demokratiefördergesetz, dass dies eine verbindliche und dauerhafte Finanzierungsgrundlage für die Demokratieförderung und Extremismusprävention in Kommunen begründet. Demokratie kann dabei nicht angeordnet, sondern muss in den Kommunen durch individuelle, flexible Ansätze gelebt werden.

Zur Bekämpfung des Extremismus und Radikalisierungen ist es richtig, Instrumente und Strukturen zu schaffen, um auch Vorfälle innerhalb von Behörden auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene melden, prüfen und entsprechend ahnden zu können.


(I/3 Miriam Marnich, 30.11.2021)
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[bookmark: _Toc89432474]4821-06	Kommunales Monitoring zu Hass, Hetze und Gewalt gegenüber Amts- und Mandatsträger*innen (KoMo) 

Der DStGB hat gemeinsam mit dem Bundeskriminalamt sowie dem Deutschen Städtetag und dem Deutschen Landkreistag ein bundesweit angelegtes kommunales Monitoring zu Hass, Hetze und Gewalt gegenüber Amts- und Mandatsträger*innen entwickelt. Kern des Monitorings ist eine im Abstand von sechs Monaten wiederkehrende und bis zum Jahr 2024 längerfristige Erhebung der Erfahrungen aller ehren- und hauptamtlichen (Ober-)Bürgermeister*innen und Landrät*innen. Anlass ist das steigende Ausmaß von verbalen und tätlichen Angriffen auf haupt- und ehrenamtliche Kommunalpolitiker*innen. Ziel ist es, Betroffenen eine Plattform zu bieten, sie präventiv und bei der strafrechtlichen Verfolgung besser zu unterstützen, die Fachöffentlichkeit und Sicherheitsbehörden zu sensibilisieren und die notwendige Grundlage zur Verfügung zu stellen, um evidenzbasiert zielgerichtet Maßnahmen entwickeln zu können.

Der DStGB bittet um Unterstützung des Projekts und um Mitwirkung an der Umfrage! Interessierte und betroffene kommunale Amts- und Mandatsträger können sich ab jetzt bis voraussichtlich Ende Januar 2022 unter dem nachfolgenden Link an der Umfrage beteiligen: https://survey.lamapoll.de. 

Um das Ausmaß von Hass, Hetze und Gewalt ersichtlich zu machen und um Entwicklungen langfristig beobachten zu können, hat das Bundeskriminalamt in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund, dem Deutschen Städtetag und dem Deutschen Landkreistag im Rahmen des vom BMBF und BMI geförderten Forschungsprojektes „Monitoringsystem und Transferplattform Radikalisierung“ (weitere Infos unter www.motra.info) ein kommunales Monitoring zu Hass, Hetze und Gewalt gegenüber Amts- und Mandatsträger*innen erarbeitet.

Dieses bundesweit angelegte Monitoring findet in regelmäßigen Abständen von sechs Monaten jeweils im Frühjahr und Herbst eines Jahres statt und umfasst eine Befragung aller ehren- und hauptamtlichen (Ober-)Bürgermeister*innen und Landrät*innen. Dabei erstreckt sich der Referenzzeitraum der Frühjahrsbefragung jeweils vom 01. November bis 30. April sowie der Herbstbefragung jeweils vom 01. Mai bis 31. Oktober eines Jahres. Eine solche auf Kontinuität ausgelegte Erhebung ermöglicht einen Einblick in Trends und aktuelle Verläufe eines hochbrisanten Bereichs in den kommenden Jahren – zunächst bis Ende 2024. Dabei weist diese Ersterhebung als eine Art `Basiserhebung´ einen größeren Umfang auf. Die im Abstand von sechs Monaten vorgesehenen Folgeerhebungen werden deutlich kürzer ausfallen. 

Mit diesem kommunalen Monitoring soll kommunalen Amts- und Mandatsträgern eine Plattform geboten werden, sich anonym mitzuteilen und ihre Erfahrungen mit anderen Mandatsträger*innen und Präventionsexpert*innen zu teilen. In regelmäßig angefertigten Berichten sollen die Erfahrungen beim BKA gesammelt und zurückgespiegelt werden, die ggf. auch für eine zielgerichtete Präventionsarbeit in den Kommune genutzt werden können. Ebenso tragen die Erfahrungen dazu bei, für das zunehmend an Bedeutung gewinnende Thema zu sensibilisieren und der entsprechenden Fachöffentlichkeit die notwendige Grundlage zur Verfügung stellen zu können, um evidenzbasiert zielgerichtet präventive Maßnahmen entwickeln zu können. Um ein möglichst umfassendes, repräsentatives Bild erschließen zu können, ist auch dann eine Beteiligung an der Befragung erwünscht, wenn aktuell weniger oder gar keine Betroffenheit da sein sollte.

Für Fragen und Anregungen können Sie als direkte Ansprechpartnerinnen gerne kontaktieren –Frau Kirsten Eberspach und Frau Sarah Bitschnau der Forschungsstelle Terrorismus/Extremismus des BKA, erreichbar unter Kommunalmonitor@bka.bund.de. Das Projekt wird auf Seiten der kommunalen Spitzenverbände begleitet durch Dr. Alex Mommert (DST), Dr. Klaus Ritgen (DLT) und Miriam Marnich (DStGB).

Hinweis: Die Befragung ist freiwillig, wobei die Teilnahme sowie Bearbeitung anonym erfolgt. Die Ergebnisse werden im Rahmen von Berichten (in aggregierter Form) veröffentlicht. Rückschlüsse auf Ihre Person, Ihren Ort und Ihre Region sind weder beabsichtigt noch möglich. Ihre Daten werden unter keinen Umständen an Dritte weitergegeben. 

Alle Informationen zur Befragung, wie das Einladungsschreiben des BKA, der Link zur Umfrage sowie eine ausführliche Erklärung zum Datenschutz sind auf der Homepage des DStGB unter www.dstgb.de in der Rubrik „Sicherheit“ abrufbar. 


(I/3 Miriam Marnich, 02.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432475]4821-07	Bundesweiter Aktionstag gegen Hasspostings 

Der bundesweite 7. Aktionstag am 1. Dezember 2021 gegen Hasspostings im Netz ist aus Sicht des DStGB ein wichtiges Signal und wird ausdrücklich unterstützt. Bedrohungen, Nötigungen oder Volksverhetzungen im Netz treffen oft unmittelbar ins Mark unserer Demokratie. Im Netz kommen Hass, Verschwörungsideologien, Zwietracht und Ablehnung des Staates und seiner Repräsentanten eines Teils unserer Bevölkerung besonders massiv zum Ausdruck. Diese schlagen nicht selten in Radikalisierungen oder tätliche Angriffe um, was das Attentat auf den Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke oder der Anschlag auf die Synagoge in Halle zeigen. Ein Teil des Hasses richtet sich gezielt gegen Polizei- und Vollzugskräfte, gegen Feuerwehr- und Rettungskräfte, aber insbesondere auch gegen ehren- und hauptamtliche Kommunalpolitiker*innen sowie gegen kommunale Beschäftigte, wie Ordnungskräfte, Mitarbeiter*innen in Gesundheitsämtern, Jobcenter oder Kindergärten. 

Aktuelle Umfragen belegen, dass rund 2/3 der Bürgermeister*innen in ganz Deutschland bereits Erfahrungen mit Bedrohungen oder tätlichen Übergriffen – und das sogar mehrfach – gemacht haben. Davon sind 35 Prozent in sozialen Netzwerken betroffen. Die polizeilich erfassten Fallzahlen von Hasspostings sind 2020 um 71 Prozent gestiegen. Dabei ist von einem großen Dunkelfeld auszugehen. Die Situation spitzt sich auch aufgrund der Corona-Pandemie weiter zu. Besonders alarmierend: Rund 68 Prozent der Befragten hat aus Sorge vor Beleidigungen oder Angriffen ihr Verhalten geändert. Mehr als ein Drittel verzichtet weitgehend auf die Nutzung sozialer Medien und damit auf Meinungsäußerungen im Rahmen ihrer kommunalpolitischen Tätigkeit. 

Der DStGB setzt sich seit langem aktiv für den besseren Schutz von Kommunalvertreter*innen vor Hasskriminalität im Netz und täglichen Leben ein: 

· Im DStGB-Positionspapier „Hass, Bedrohungen & Gewalt gegenüber Kommunalpolitiker*innen“ werden alle Positionen, Ursachen, Auswirkungen und Gegenstrategien (www.dstgb.de) dargestellt. Eine Vielzahl an Forderungen und Maßnahmen wurden bereits in Form von Strafrechtsschärfungen, vereinfachten Meldeverfahren und Beratungsangeboten in den Ländern sowie eine stärkere Verantwortung der Netzwerkbetreiber durch Bund und Länder bereits ergriffen. 

· Die Schirmherrschaft des Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier über das von der Körber-Stiftung mit dem Deutschen Städte- und Gemeindebund, den Deutschen Landkreistag und den Deutschen Städtetag betreute Online-Portal „Stark im Amt“ (www.stark-im-amt.de) zeigt, wie groß die Bedeutung für unsere Demokratie in Deutschland ist. Das Portal bietet Kommunalvertreter*innen einen direkten Zugang zu Informationen, Ansprechpartnern und Angeboten, um Übergriffen vorzubeugen, aber auch um die Herausforderungen eines Angriffs zu meistern.

· Gemeinsam mit der Bundeszentrale für Politische Bildung und dem Deutschen Landkreistag bietet der DStGB Dialogveranstaltungen für haupt- und ehrenamtliche Kommunalvertreter/innen bislang in den Bundesländern Sachsen, Hessen, Schleswig-Holstein und Brandenburg an.


· Ab dem 01.02.2022 wird beim BKA eine neue „Zentrale Meldestelle für strafbare Inhalte im Internet“ ihre Arbeit aufnehmen, die auch Hinweise auf Hass und Hetze im Internet gebündelt entgegennimmt und damit gemeinsam mit der Polizei und der Justiz der Länder sicherstellt, dass die Täter strafrechtlich verfolgt werden.

Aus kommunaler Sicht besteht jedoch auch künftig weiterer Handlungsbedarf: Beratungs- und Präventionsangebote für Betroffene, gerade auch für weibliche Kommunalvertreterinnen, müssen flächendeckend ausgebaut, Netzwerkbetreiber noch stärker in die Pflicht genommen, Auskunfts- und Meldesperren einfacher erwirkt, die Betroffenen durch die Einführung des sog. Politiker-Stalkings durch einen neuen Straftatbestand vor persönlichen Nachstellungen besser geschützt und die Straftaten konsequent verfolgt und geahndet werden.

Das BKA weist anlässlich des Aktionstages zusätzlich darauf hin:

· Anzeige erstatten: Wenn Sie auf Hasspostings im Netz stoßen oder selbst Opfer sind, sollten Sie dies bei der Polizei anzeigen. Einige Bundesländer halten dafür Internetportale bereit, über die Sie solche Straftaten auch anonym anzeigen können. Einen Überblick über diese Onlinewachen finden Sie auf den Webseiten des BKA und auch auf dem Internetportal der deutschen Polizei: www.polizei.de.

· Hasspostings melden: Melden Sie Hasspostings bei Anbietern von sozialen Netzwerken und fordern Sie sie auf, strafbare Inhalte zu löschen!

Weitere Auskünfte zu den polizeilichen Maßnahmen der am Aktionstag beteiligten Bundesländer erteilen die regional zuständigen Polizei- und Justizbehörden.


(I/3 Miriam Marnich, 02.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432477]4821-08	Koalitionsvertrag: Gesundheitspolitik

Die Corona Pandemie hat die Schwachstellen aufgezeigt, die das Gesundheitssystem schon länger belasten. Dies reicht von der vielfach unzureichenden technischen und personellen Ausstattung der Gesundheitsämter über die Defizite der Krankenhausfinanzierung, die mangelhafte ärztliche Versorgung in den strukturschwachen Regionen bis hin zum Rückstand bei den Möglichkeiten der Digitalisierung oder der Vernachlässigung von Prävention und Gesundheitsförderung. Von daher ist es zu begrüßen, dass der Koalitionsvertrag wesentliche Forderungen des DStGB umsetzen will. Die ambulante – und stationäre Versorgung soll gemeinsam mit den Ländern zu einer sektorenübergreifenden Versorgungsplanung weiterentwickelt werden. Im ländlichen Raum sollen Angebote wie Gemeindeschwestern und Gesundheitslotsen ausgebaut werden. Dass die Koalitionspartner den Öffentlichen Gesundheitsdienst weiter unterstützen wollen, ist zu begrüßen. Allerdings fehlt es an der Aussage, dass die Förderung über das Jahr 2026 dauerhaft verlängert wird. 

Auszug aus dem Koalitionsvertrag 

Ambulante und stationäre Gesundheitsversorgung
„Um die Ambulantisierung bislang unnötig stationär erbrachter Leistungen zu fördern, setzen wir zügig für geeignete Leistungen eine sektorengleiche Vergütung durch sogenannte Hybrid-DRG um. Durch den Ausbau multiprofessioneller, integrierter Gesundheits- und Notfallzentren stellen wir eine wohnortnahe, bedarfsgerechte, ambulante und kurzstationäre Versorgung sicher und fördern diese durch spezifische Vergütungsstrukturen. Zudem erhöhen wir die Attraktivität von bevölkerungsbezogenen Versorgungsverträgen (Gesundheitsregionen) und weiten den gesetzlichen Spielraum für Verträge zwischen Krankenkassen und Leistungserbringern aus, um innovative Versorgungsformen zu stärken. In besonders benachteiligten Kommunen und Stadtteilen (5 Prozent) errichten wir niedrigschwellige Beratungsangebote (z.B. Gesundheitskioske) für Behandlung und Prävention. Im ländlichen Raum bauen wir Angebote durch Gemeindeschwestern und Gesundheitslotsen aus. Die ambulante Bedarfs- und stationäre Krankenhausplanung entwickeln wir gemeinsam mit den Ländern zu einer sektorenübergreifenden Versorgungsplanung weiter.

Die Notfallversorgung soll in integrierten Notfallzentren in enger Zusammenarbeit zwischen den kassenärztlichen Vereinigungen (KV) und den Krankenhäusern (KH) erfolgen. 

Wir stellen gemeinsam mit den KVen die Versorgung in unterversorgten Regionen sicher. Wir heben die Budgetierung der ärztlichen Honorare im hausärztlichen Bereich auf. Die Gründung von kommunal getragenen Medizinischen Versorgungszentren und deren Zweigpraxen erleichtern wir und bauen bürokratische Hürden ab.“

Anmerkung des DStGB

Die Gesundheitspolitik muss die Vernetzung zwischen den niedergelassenen Haus- und Fachärzten, Krankenhäusern, Rettungsdiensten, Pflege- und Rehabilitationseinrichtungen unter Nutzung der Digitalisierung und telemedizinischen Möglichkeiten beschleunigen. Intersektorale Versorgungsstrukturen sollten vorangetrieben und die Rolle der Kommunen gestärkt werden. Die Ankündigungen im Koalitionsvertrag gehen in die richtige Richtung. Dies gilt für die Ermöglichung regelhafter telemedizinischer Leistungen, die beschleunigte Einführung der elektronischen Patientenakte, den Ausbau der Angebote von Gemeindeschwestern und Gesundheitslotsen sowie die sektorenübergreifende medizinische Versorgung. Richtig ist auch, mit den KVen die Versorgung in unterversorgten Regionen zum Beispiel durch die Aufhebung der Budgetierung der ärztlichen Honorare im hausärztlichen Bereich sicherzustellen. Die Gründung von kommunal getragenen Medizinischen Versorgungszentren und deren Zweigpraxen soll erleichtert und bürokratische Hürden abgebaut werden. Dies ist grundsätzlich zu unterstützen, allerdings sollten die Versorgungszentren vorrangig von den KVen betrieben werden. Zur Gewinnung von Fachkräften sollten auch die im Ausland erworbenen Berufsabschlüsse beschleunigt anerkannt werden. 

Gesundheitsförderung
„Wir entwickeln das Präventionsgesetz weiter und stärken die Primär- und Sekundärprävention. Dem Leitgedanken von Vorsorge und Prävention folgend stellen wir uns der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe zielgruppenspezifisch und umfassend. Wir unterstützen die Krankenkassen und andere Akteure dabei, sich gemeinsam aktiv für die Gesunderhaltung aller einzusetzen. Wir schaffen einen Nationalen Präventionsplan sowie konkrete Maßnahmenpakete z.B. zu den Themen Alterszahngesundheit, Diabetes, Einsamkeit, Suizid, Wiederbelebung und Vorbeugung von klima- und umweltbedingten Gesundheitsschäden. Zu Gunsten verstärkter Prävention und Gesundheitsförderung reduzieren wir die Möglichkeiten der Krankenkassen, Beitragsmittel für Werbemaßnahmen und Werbegeschenke zu verwenden.“

Anmerkung des DStGB

Dass Menschen gesund aufwachsen, gesund leben und älter werden, ist nicht nur eine Frage der individuellen Lebensweise. Umweltbedingungen, Ernährung, Wohnverhältnisse, vorhandene Bewegungsräume und Teilhabe-Möglichkeiten haben einen ebenso entscheidenden Einfluss. Die gesundheitsfördernde Stadtentwicklung und die Prävention sollten selbstverständliches Leitbild einer jeden Kommune sein. Die Umsetzung des Präventionsgesetzes bietet eine Chance zur substanziellen Unterstützung gesundheitsorientierter Planung in den Kommunen. Die Krankenkassen sind dabei notwendige Partner. Allerdings entfallen auf Prävention und Gesundheitsschutz nur rund drei Prozent der Gesundheitsausgaben. Hinzu kommt, dass zumindest auf Bundesebene der GKV-Spitzenverband primär den öffentlichen Gesundheitsdienst als Partner ansieht und die zahlreichen Maßnahmen der Städte und Gemeinden nicht unterstützt werden. Erschwert wird die Arbeit vor Ort, wenn die Krankenkassen Einzelmaßnahmen fördern, die nicht in die Gesamtstrategie einer Kommune integriert sind oder durch die unterschiedliche Förderpraxis. Von daher sind die Ankündigungen im Koalitionsvertag zu begrüßen. Dies gilt auch für die Ankündigung, in besonders benachteiligten Kommunen und Stadtteilen niedrigschwellige Beratungsangebote (zum Beispiel Gesundheitskioske) für Behandlung und Prävention einzurichten. Für die Zukunft wäre es wünschenswert, wenn sich die intersektorale Gesundheitspolitik durchsetzen würde, nachhaltig unterstützt durch ein hoffentlich überarbeitetes Präventionsgesetz und durch die Krankenkassen.

Öffentlicher Gesundheitsdienst
„Als Lehre aus der Pandemie bedarf es eines gestärkten Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD), der im Zusammenspiel zwischen Bund, Ländern und Kommunen sichergestellt wird. Wir verlängern beim Pakt für den ÖGD die Einstellungsfristen und appellieren an die Sozialpartner, einen eigenständigen Tarifvertrag zu schaffen. Auf der Grundlage des Zwischenberichts stellen wir die notwendigen Mittel für einen dauerhaft funktionsfähigen ÖGD bereit.“

Anmerkung des DStGB

Die Corona-Pandemie hat deutlich gemacht, welch zentrale Bedeutung der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) bei der Pandemiebekämpfung hat. Der Pakt für den ÖGD war notwendig. Von daher ist die grundsätzliche Aussage zur Stärkung des ÖGD zu begrüßen. Die neue Bundesregierung muss, wie im Koalitionsvertrag angekündigt, in Zusammenarbeit mit den Ländern und Kommunen sicherstellen, dass der ÖGD auch nachhaltig und dauerhaft unterstützt wird. Von daher ist zu bedauern, dass die Förderung nur bis zum Jahr 2026 vorgesehen ist. Dabei müssen auch die mit dem Pakt für den ÖGD vorgesehenen Maßnahmen zur Ausweitung und Steigerung der Attraktivität im Personalbereich des ÖGD verstetigt werden. Leider fehlt es an dieser konkreten Zusage. Ebenfalls muss die neue Bundesregierung mit darauf hinwirken, dass der ÖGD in der Ärzteausbildung besser berücksichtigt wird und mehr Ärztinnen und Ärzte mit ÖGD-spezifischer Ausbildung zur Verfügung stehen. Selbstverständlich müssen auch die Länder ihren finanziellen Verpflichtungen nachkommen.


(I/1 Uwe Lübking, 02.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432478]4821-09	Koalitionsvertrag: Sozialpolitische Sicht

Der Koalitionsvertrag der Ampelparteien steht. Unter dem Motto „Mehr Fortschritt wagen“ haben SPD, Grüne und FDP die Eckpfeiler für die kommende Legislaturperiode bestimmt. In den Bereichen Soziales, Familie und Gesundheit sind zahlreiche Maßnahmen geplant, wobei einige Forderungen des DStGB aufgegriffen werden. Nicht geklärt ist allerdings die Frage, wie die einzelnen geplanten Maßnahmen finanziert werden sollen.

Erste Bewertung zu einzelnen kommunalrelevanten Maßnahmen in den Bereichen:

Gesellschaft des Respektes

„Wir modernisieren unseren Sozialstaat und setzen auf ein neues Bürgergeld, das den Menschen mit Respekt begegnet und ihnen Vertrauen entgegenbringt. Mit besseren Weiterbildungs- und Qualifizierungsangeboten stärken wir Chancen auf dem Arbeitsmarkt.“

Anmerkung des DStGB 

Das Prinzip „Fördern und Fordern“ hat sich bewährt. Unsere Gesellschaft braucht klare Regeln. Das Bürgergeld soll Hartz IV ersetzen. Unklar ist jedoch die genaue Höhe. Aus Sicht des DStGB ist es unabdingbar, dass das Lohnabstandsgebot eingehalten wird. Wir müssen die Eigenverantwortung stärken, Eigenvorsorge fördern und endlich den Weg vom Vater Staat zum Bürgerstaat einschlagen. Dazu gehört die Erkenntnis, dass auch die Leistungsfähigkeit des Sozialstaats Grenzen hat und der Staat nur das verteilen kann, was zuvor erwirtschaftet wurde. Es ist richtig, besser in Qualifikation als in Transferleistungen zu investieren. 

Pflege

„Die Pflegekräfte in Deutschland erbringen während der Pandemie eine herausragende Leistung. In der aktuell sehr herausfordernden Situation in den Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen wollen wir diesen Einsatz anerkennen. Der Bund wird hierfür eine Milliarde Euro zur Verfügung stellen. Dazu werden wir die Steuerfreiheit des Pflegebonus auf 3.000 Euro anheben.

Wir werden in der stationären Pflege die Eigenanteile begrenzen und planbar machen. Die zum 1. Januar 2022 in Kraft tretende Regelung zu prozentualen Zuschüssen zu den Eigenanteilen werden wir beobachten und prüfen, wie der Eigenanteil weiter abgesenkt werden kann. Die Ausbildungskostenumlage werden wir aus den Eigenanteilen herausnehmen und versicherungsfremde Leistungen wie die Rentenbeiträge für pflegende Angehörige und die pandemiebedingten Zusatzkosten aus Steuermitteln finanzieren, sowie die Behandlungspflege in der stationären Versorgung der gesetzlichen Krankenversicherung übertragen und pauschal ausgleichen. Den Beitrag zur Sozialen Pflegeversicherung (SPV) heben wir moderat an. 

Wir ergänzen das Sozialgesetzbuch XI (SGB XI) um innovative quartiernahe Wohnformen und ermöglichen deren Förderung gemeinsam mit Bund, Ländern und Kommunen. Bei der pflegerischen Versorgung vor Ort räumen wir den Kommunen im Rahmen der Versorgungsverträge verbindliche Mitgestaltungsmöglichkeiten ein. Wir unterstützen den bedarfsgerechten Ausbau der Tages- und Nachtpflege sowie insbesondere der solitären Kurzzeitpflege.“

Anmerkung des DStGB 

Die Reform der Pflegeversicherung ist eine der drängendsten sozial- und gesellschaftspolitischen Aufgaben. Die Pläne zur Weiterentwicklung der Pflegeversicherung gehen in die richtige Richtung. Viele Maßnahmen, wie zum Beispiel die Vorhaben, in der stationären Pflege die Eigenanteile zu begrenzen, den Kommunen im Rahmen der Versorgungsverträge verbindliche Mitgestaltungsmöglichkeiten einzuräumen, Leistungen wie die Kurzzeit- und Verhinderungspflege in einem flexiblen Entlastungsbudget zusammenzuführen, sowie die Behandlungspflege in der stationären Versorgung der gesetzlichen Krankenversicherung zu übertragen, entsprechen Forderungen des DStGB. Eine Beitragssatzerhöhung in der Sozialen Pflegeversicherung ist durchaus angezeigt. Die Kommunen als Träger der Sozialhilfe müssen endlich entlastet werden. 

Chancen für Kinder, starke Familien und beste Bildung ein Leben lang

„Wir führen die Kindergrundsicherung ein, in der wir alle bisherigen finanziellen Unterstützungsleistungen bündeln. Diese Leistung wird automatisch berechnet und kommt direkt bei den Kindern an.“

Anmerkung des DStGB 

Es entspricht einer Forderung des DStGB, familienpolitische Leistungen weitestgehend zu bündeln. Die Kindergrundsicherung kann Kinderarmut vermeiden und gleiche Chancen für alle Kinder ermöglichen. Die neue Bundesleistung sollte unbürokratisch Kindergeld, Kinderzuschlag und Regelleistungen nach dem Sozialgesetzbuch II und XII zusammenfassen. So könnten auch aufwändige Doppelstrukturen aufgelöst und die Verwaltungen entlastet werden. Allerdings sind hierzu viele technische Details sowie viele Schnittstellenfragen zu klären.

„Kinder haben Rechte. Deshalb werden wir die Kinderrechte ausdrücklich im Grundgesetz verankern.“

Anmerkung des DStGB 

Kinderrechte im Grundgesetz sichtbar zu machen und das Kindeswohl erstmals ausdrücklich im Grundgesetz zu verankern ist richtig. Dabei muss allerdings die Erstverantwortung der Eltern für ihre Kinder gewahrt bleiben. Eine ‚Lufthoheit des Staates über den Kinderbetten‘ darf es nicht geben.

„Gemeinsam mit den Ländern werden wir die öffentlichen Bildungsausgaben deutlich steigern und dafür sorgen, dass die Unterstützung dauerhaft dort ankommt, wo sie am dringendsten gebraucht wird. Mit einer Stärkung der frühkindlichen Bildung, besseren Startchancen in sozial benachteiligten Schulen, einem Digitalpakt 2.0 und einem grundlegend reformierten BAföG legen wir den Grundstein für ein Jahrzehnt der Bildungschancen.“

Anmerkung des DStGB 

Das klare finanzielle Bekenntnis sich stärker an den Bildungsausgaben zu beteiligen ist zu begrüßen. Nicht das Kooperationsverbot, sondern ein Kooperationsgebot ist der richtige Ansatz, wenn wir es mit der Chancengerechtigkeit ernst nehmen. Der angedachte Bildungsgipfel von Bund, Länder und Kommunen, Wissenschaft und Zivilgesellschaft kann hierzu als erster Schritt dienen. 

„Wir werden das Gute-Kita-Gesetz auf der Grundlage der Ergebnisse des Monitorings und der Evaluation fortsetzen und bis Ende der Legislaturperiode gemeinsam mit den Ländern in ein Qualitätsentwicklungsgesetz mit bundesweiten Standards überführen. Zum weiteren Ausbau von Kita-Plätzen soll ein Investitionsprogramm aufgelegt werden.“

Anmerkung des DStGB 

Das Bekenntnis, das Gute-Kita-Gesetz auch über das Jahr 2022 finanziell zu unterstützen ist zu begrüßen. Strikt abgelehnt wird allerdings die geplante Überführung in ein Qualitätsentwicklungsgesetz mit bundesweiten Standards. Die Umsetzung des Gute-Kita-Gesetzes ist eine Aufgabe von Ländern und Kommunen. Bundeseinheitliche Standards werden den örtlichen Bedürfnissen und Gegebenheiten sowie der unterschiedlichen Entwicklungsbedarfe der Länder keinesfalls gerecht. Seit dem Jahr 2008 beteiligt sich der Bund an den Investitionskosten, um den Kitaausbau voranzutreiben. Aufgrund des nach wie vor hohen Bedarfs an Betreuungsplätzen, der gestiegenen Anforderungen an bauliche und räumliche Voraussetzungen und an die Ausstattung der Plätze ist ein weiteres Investitionsprogramm des Bundes zu begrüßen. 

„Wir werden den Ausbau der Ganztagsangebote mit einem besonderen Augenmerk auf die Qualität weiter unterstützen. Mit Ländern und Kommunen werden wir uns über die Umsetzung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbildung und -betreuung und der qualitativen Weiterentwicklung verständigen und unter Berücksichtigung der länderspezifischen Ausprägungen einen gemeinsamen Qualitätsrahmen entwickeln. Wir vereinfachen den Abruf bereitgestellter Mittel, indem wir Basis- und Bonustopf zusammenführen und die Frist für den Beschleunigungstopf verlängern.“

Anmerkung des DStGB 

Dass Basis- und Bonusmittel zusammengeführt werden und die Frist für den beschleunigten Ausbau verlängert wird, ist dringend notwendig. Gerade für den Zugriff auf Bundesmittel für gesellschaftlich angezeigte Projekte sollten derartige Hemmnisse unbedingt vermieden werden. Wir benötigen pragmatische und unbürokratischere Lösungen, die einen schnellen Zugriff auf derartige Mittel erlauben.

Fachkräfte

„Gemeinsam mit den Ländern und allen relevanten Akteuren entwickeln wir eine Gesamtstrategie, um den Fachkräftebedarf für Erziehungsberufe zu sichern und streben einen bundeseinheitlichen Rahmen für die Ausbildung an. Sie soll vergütet und generell schulgeldfrei sein. 
Mit hochwertigen Qualitätsstandards in der Kindertagesbetreuung, sorgen wir für attraktive Arbeitsbedingungen. Wir wollen die praxisintegrierte Ausbildung ausbauen, horizontale und vertikale Karrierewege sowie hochwertige Fortbildungsmaßnahmen fördern und Quereinstieg erleichtern. Umschulungen werden wir auch im dritten Ausbildungsjahr vollständig fördern.“

Anmerkung des DStGB 

Damit werden einige Maßnahmen aus dem gemeinsam von VKA, ver.di und den kommunalen Spitzenverbänden erarbeiteten Eckpunktepapier zur Neuordnung der Erzieher:innenausbildung aufgegriffen. Gefordert werden darin u.a. die Vereinheitlichung der Ausbildungsbedingungen, die Öffnung der Zugangsvoraussetzungen, die Kostenfreiheit der Ausbildung und eine angemessene Ausbildungsvergütung. Wir setzen nun auf die Unterstützung der Bundes- und Landespolitik, um den Erzieherinnenberuf wieder Attraktivität zu verleihen sowie neues Fachpersonal zu gewinnen. 

Zeit für Familie

„Wir werden Familien dabei unterstützen, wenn sie Zeit für Erziehung und Pflege brauchen und dabei Erwerbs- und Sorgearbeit partnerschaftlich aufteilen wollen. Wir werden das Elterngeld vereinfachen, digitalisieren und die gemeinschaftliche elterliche Verantwortung stärken. Wir werden eine zweiwöchige vergütete Freistellung für die Partnerin oder den Partner nach der Geburt eines Kindes einführen.“
Die Partnermonate beim Basis-Elterngeld werden wir um einen Monat erweitern, entsprechend auch für Alleinerziehende. Wir werden einen Elterngeldanspruch für Pflegeeltern einführen und den Anspruch für Selbstständige modernisieren.
Wir werden die Kinderkrankentage pro Kind und Elternteil auf 15 Tage und für Alleinerziehende auf 30 Tage erhöhen.
Wir wollen die Familienbesteuerung so weiterentwickeln, dass die partnerschaftliche Verantwortung und wirtschaftliche Unabhängigkeit mit Blick auf alle Familienformen gestärkt werden. Im Zuge einer verbesserten digitalen Interaktion zwischen Steuerpflichtigen und Finanzverwaltung werden wir die Kombination aus den Steuerklassen III und V in das Faktorverfahren der Steuerklasse IV überführen, das dann einfach und unbürokratisch anwendbar ist und mehr Fairness schafft.“

Anmerkung des DStGB 

Viele Eltern, Paare und Angehörige wünschen sich eine gleichberechtigte Aufteilung und mehr Zeit für die familiäre Sorgearbeit. Sie brauchen dafür gute öffentliche Rahmenbedingungen. Wir begrüßen die familienpolitischen Impulse im Koalitionsvertrag, die diese Bedarfe aufgreifen. Jetzt kommt es auf die Umsetzung und insbesondere die Finanzierung durch den Bund an. 

Schutz vor Gewalt

„Wir werden das Recht auf Schutz vor Gewalt für jede Frau und ihre Kinder absichern und einen bundeseinheitlichen Rechtsrahmen für eine verlässliche Finanzierung von Frauenhäusern sicherstellen. Wir bauen das Hilfesystem entsprechend bedarfsgerecht aus. Der Bund beteiligt sich an der Regelfinanzierung. Dies gilt auch für bedarfsgerechte Unterstützung und Zufluchtsräume für männliche Opfer von Partnerschaftsgewalt.“

Anmerkung des DStGB 

Die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Männer findet erstmals in einem Koalitionsvertrag des Bundes umfassende Berücksichtigung. Die Kommunen stellen sich weiterhin der gesellschaftlichen Aufgabe, Gewalt zu bekämpfen. Wir sehen die Notwendigkeit, Vernetzungsstrukturen vor Ort zu etablieren bzw. auszubauen, um mit einem ganzheitlichen Ansatz präventiv wie auch repressiv gegen alle Formen der Gewalt vorzugehen. Eine rechtliche Neuordnung durch Rechtsansprüche in Bundesgesetzen ist nach Auffassung des DStGB nicht erforderlich.


(I/2 536-04 Ursula Krickl, 02.12.2021) 
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[bookmark: _Toc89432479]4821-10	Gewalt in Partnerschaften im Jahr 2020:
4,9 Prozent mehr Fälle als im Vorjahr

Bedrohung, Freiheitsberaubung, Körperverletzung, Vergewaltigung: Gewalt kommt in Paarbeziehungen nach wie vor erschreckend häufig vor. Auch 2020 sind die Fälle von Gewalt in bestehenden und ehemaligen Partnerschaften weiter gestiegen, im Vergleich zum Vorjahr um 4,9 Prozent. Die Zahl der Gewaltopfer in Partnerschaften stieg um 4,4 Prozent von 141.792 Opfern im Jahr 2019 auf 148.031 Opfer im Jahr 2020. Ganz überwiegend trifft diese Gewalt Frauen: 80,5 Prozent der Opfer sind weiblich. Von den Tatverdächtigen sind 79,1 Prozent Männer. 37,9 Prozent der Taten werden durch Ex-Partner oder Ex-Partnerinnen begangen, der übrige Teil innerhalb bestehender Ehe- und Lebenspartnerschaften. Am häufigsten betroffen waren Opfer zwischen 30 und 40 Jahren. 139 Frauen und 30 Männer wurden im Jahr 2020 durch ihre aktuellen oder ehemaligen Partner oder Partnerinnen getötet. Das belegt die Kriminalistische Auswertung Partnerschaftsgewalt 2020, die die geschäftsführende Bundesfrauen- und Bundesjustizministerin Christine Lambrecht am 23. November gemeinsam mit dem Präsidenten des Bundeskriminalamtes, Holger Münch, und der Leiterin des Hilfetelefons „Gewalt gegen Frauen“, Petra Söchting, in Berlin vorgestellt haben.

Aus der kriminalstatistischen Auswertung der Daten zur Partnerschaftsgewalt kann geschlossen werden, dass das Phänomen in Deutschland in den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen hat. Dafür spricht, dass die erfasste Opferzahl in den letzten fünf Jahren insgesamt um 11,2 Prozent (2016: 133.080; 2017: 138.8937; 2018: 140.755; 2019: 141.792; 2020: 148.031) angestiegen ist.

Mit 80,5 Prozent richten sich die Delikte der Partnerschaftsgewalt hauptsächlich gegen Frauen. Die Anzahl weiblicher Opfer hat im Vergleich zum Vorjahr erneut zugenommen (2016: 108.956; 2017: 113.96588; 2018: 114.393; 2019: 114.903; 2020: 119.164 weibliche Opfer). 

Allerdings scheint auch die Partnerschaftsgewalt zum Nachteil von Männern von zunehmender Relevanz zu sein. Indiz dafür ist die kontinuierliche Zunahme der Anzahl männlicher Opfer von Partnerschaftsgewalt in den letzten Jahren (2016: 24.124; 2017: 24.9289; 2018: 26.362; 2019: 26.889; 2020: 28.867) sowie die Zunahme des Anteils männlichen Opfer an allen Opfern von Partnerschaftsgewalt (2016: 18,1 Prozent; 2017: 17,9 Prozent; 2018: 18,7 Prozent; 2019: 19,0 Prozent; 2020: 19,5 Prozent).

Die seit 2015 kontinuierlich ansteigenden Zahlen sind auch ein Indiz dafür, dass mehr Opfer Hilfe bei der Polizei suchen und Gewalttaten zur Anzeige bringen.

Die Corona-Lockdowns im Jahr 2020 ergaben keinen eindeutigen Anstieg der Fälle. Im Vergleich zum Vorjahr zeigte sich im April 2020 ein Anstieg von 2,9 Prozent, im Mai von 3,7 Prozent. Während des zweiten Lockdowns („Lockdown light“ ab Anfang November, Lockdown ab Mitte Dezember 2020) sank die Anzahl der registrierten Fälle im Vergleich zum Vorjahr um 1,5 Prozent. Im Dezember sank diese sogar um 3,2 Prozent. Ein Grund hierfür kann die Situation im Lockdown sein, die es Betroffenen schwerer machte, Anzeige zu erstatten und für Außenstehende schwieriger, Gewalttaten im Umfeld zu bemerken. Das Ausmaß von Partnerschaftsgewalt könnte sich daher sogar vergrößert haben, ohne sich bislang in polizeilich registrierten Fällen niederzuschlagen.

Ein Hinweis dafür könnten die Auswertungen des bundesweiten Hilfetelefons „Gewalt gegen Frauen“ sein. Diese belegen, dass die Zahl der Beratungskontakte in den Corona-Lockdowns erheblich zugenommen hat. 2020 wurden mehr als 51.000 Beratungen dokumentiert, rund 15 Prozent mehr als im Vorjahr.

Das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“ bietet Frauen unter der Nummer 08000 116 016 rund um die Uhr kostenlose und anonyme Beratung in 18 Sprachen an. Weitere Informationen unter www.hilfetelefon.de .

Die Kriminalistische Auswertung Partnerschaftsgewalt 2020 des Bundeskriminalamtes kann abgerufen werden unter www.bka.de.

Anmerkung des DStGB 

Der DStGB verurteilt jede Form von Gewalt. Die Kommunen stellen sich weiterhin der gesellschaftlichen Aufgabe, Gewalt zu bekämpfen. Wir sehen die Notwendigkeit, Vernetzungsstrukturen vor Ort zu etablieren bzw. auszubauen, um mit einem ganzheitlichen Ansatz präventiv wie auch repressiv gegen alle Formen der Gewalt vorzugehen. Es ist zu begrüßen, dass die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und Männer erstmals in einem Koalitionsvertrag des Bundes umfassende Berücksichtigung findet. Eine rechtliche Neuordnung durch Rechtsansprüche in Bundesgesetzen, wie im Koalitionsvertrag angedacht, ist allerdings nach Auffassung des DStGB nicht erforderlich. 


(I/2 Ursula Krickl, 29.11.2021)
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[bookmark: _Toc89432481]4821-11	Koalitionsvertrag: Bildungspolitik 

Der Koalitionsvertrag sieht die Fortführung des Digitalpaktes Schule bis 2030 vor. Dies ist ein wichtiges Signal für die Umsetzung der Bildung in der digitalen Welt. Es müssen die Potenziale der digitalen Technologien und Programme genutzt werden, um die Möglichkeiten flexiblen und auch ortsunabhängigen Lernens zu erschließen, individualisiertes und kooperatives Lernen zu erleichtern, aber auch die inklusiven Bildungsansätze zu unterstützen. Die Förderung muss über Investitionen hinaus auf Betrieb und Support ausgeweitet werden. Allerdings kann sich die Bundesbeteiligung nicht auf das Jahr 2030 beschränken. Neben der dauerhaften Finanzierung dieser komplexen und dynamischen Aufgabe ist die Beschleunigung und Entbürokratisierung des Mittelabrufs bei einem Digitalpakt 2.0 für Schulen besonders wichtig. Am einfachsten wäre eine dauerhaft erhöhte kommunale Steuerbeteiligung. Es bleibt abzuwarten, welchen Weg die Koalition gehen will. Zu unterstützen sind die Aussagen zur Stärkung der Schulen in sog. „sozialen Brennpunkten“ und der Volkshochschulen. 

Auszug aus dem Koalitionsvertrag

Kooperativer Bildungsföderalismus

„Gemeinsam mit den Ländern werden wir die öffentlichen Bildungsausgaben deutlich steigern und dafür sorgen, dass die Unterstützung dauerhaft dort ankommt, wo sie am dringendsten gebraucht wird. Mit einer Stärkung der frühkindlichen Bildung, besseren Startchancen in sozial benachteiligten Schulen, einem Digitalpakt 2.0 und einem grundlegend reformierten BAföG legen wir den Grundstein für ein Jahrzehnt der Bildungschancen.

Wir streben eine engere, zielgenauere und verbindliche Kooperation aller Ebenen an (Kooperationsgebot). Die örtliche Umsetzungskraft der Schulträger, die Kultushoheit der Länder und das unterstützende Potenzial des Bundes wollen wir dafür zu neuer Stärke vereinen und eine neue Kultur in der Bildungszusammenarbeit begründen. Wir wollen gemeinsam darauf hinwirken, dass jedes Kind die gleiche Chance auf Entwicklung und Verwirklichung hat. Dazu werden wir einen Bildungsgipfel einberufen, auf dem sich Bund, Länder, Kommunen, Wissenschaft und Zivilgesellschaft über neue Formen der Zusammenarbeit und gemeinsame ambitionierte Bildungsziele verständigen. Wir werden eine Arbeitsgruppe von Bund, Ländern und Kommunen einsetzen, die die Zusammenarbeit strukturiert und verbessert und das Erreichen der Ziele sichert. Gemeinsam mit den Ländern wollen wir alle Möglichkeiten ausschöpfen, gemeinsam gleichwertige Lebensverhältnisse zu schaffen und Qualität, Leistungsfähigkeit und Weiterentwicklung des Bildungswesens zu stärken. Soweit erforderlich, bieten wir Gespräche über eine Grundgesetzänderung an.“

Anmerkung des DStGB 

Bildung ist die entscheidende Zukunftsfrage für unsere Gesellschaft. Nur mit einem erfolgreichen Bildungssystem wird Deutschland die zentralen Herausforderungen des demografischen Wandels, der Globalisierung, der Integration von Zuwanderern, der Erhaltung des Wohlstandes und der Zukunftssicherung unseres Sozialstaates meistern können. Sozialpolitik im 21. Jahrhundert ist Bildungspolitik. Bildung braucht ein abgestimmtes Vorgehen und eine gemeinsame Strategie durch die Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Kommunen im Sinne eines kooperativen Föderalismus. Mit der Änderung des Artikels 104c GG kann der Bund den Ländern Finanzhilfen zur Steigerung der Leistungsfähigkeit der kommunalen Bildungsinfrastruktur gewähren. Es ist zu begrüßen, dass der Bund sich in Teilbereichen der schulischen Bildung weiter finanziell engagieren will. Dies ist mit Blick auf die Chancengerechtigkeit besonders für das Bildungswesen wichtig und richtig. Der Föderalismus wird nicht in Frage gestellt, wenn sich der Bund finanziell an dieser wichtigen gesamtgesellschaftlichen Herausforderung beteiligt. Auch ist es ein wichtiges Signal, die Kommunen bei künftigen „Bildungsgipfeln“ zu beteiligen. 

Digitalpakt Schule

„Wir wollen Länder und Kommunen dauerhaft bei der Digitalisierung des Bildungswesens unterstützen. Den Mittelabruf beim Digitalpakt Schule werden wir beschleunigen und entbürokratisieren. Bund, Länder und Kommunen identifizieren noch im ersten Halbjahr 2022 gemeinsam Vorschläge für kurzfristige Lösungen und vereinbaren Umsetzungsschritte. Zur Unterstützung vor Ort werden wir Service-, Beratungs- und Vernetzungsangebote schaffen. Gemeinsam mit den Ländern werden wir einen Digitalpakt 2.0 für Schulen mit einer Laufzeit bis 2030 auf den Weg bringen, der einen verbesserten Mittelabfluss und die gemeinsam analysierten Bedarfe abbildet. Dieser Digitalpakt wird auch die nachhaltige Neuanschaffung von Hardware, den Austausch veralteter Technik sowie die Gerätewartung und Administration umfassen. Die digitale Lernmittelfreiheit werden wir für bedürftige Schülerinnen und Schüler weiter fördern. Gemeinsam mit den Ländern werden wir die Einrichtung, den Betrieb und die Vernetzung von Kompetenzzentren für digitales und digital gestütztes Unterrichten in Schule und Weiterbildung fördern und eine zentrale Anlaufstelle für das Lernen und Lehren in der digitalen Welt schaffen. Wir werden gemeinsam mit den Ländern digitale Programmstrukturen und Plattformen für Open Educational Ressources (OER), die Entwicklung intelligenter, auch lizenzfreier Lehr- und Lernsoftware sowie die Erstellung von Positivlisten datenschutzkonformer, digitaler Lehr- und Lernmittel unterstützen.“



Anmerkung des DStGB 

Die Ankündigung im Koalitionsvertrag, die Länder und Kommunen zumindest erst einmal bis 2030 bei der Digitalisierung des Bildungswesens zu unterstützen, (Digitalpakt 2.0) ist grundsätzlich zu begrüßen. Letztlich handelt es sich aber um eine Daueraufgabe, so dass auch eine dauerhafte finanzielle Beteiligung des Bundes notwendig wäre. Die Umsetzung muss unbürokratisch erfolgen und kann nur gemeinsam und in enger Abstimmung mit den Kommunen gelingen. Diese müssen bei der Ausgestaltung eng eingebunden werden, wie es die Koalitionsfraktionen angekündigt haben. Abzuwarten bleibt, wie das unbürokratische und beschleunigte Verfahren aussehen soll. 

Startchancen-Programm

„Mit dem neuen Programm „Startchancen“ wollen wir Kindern und Jugendlichen bessere Bildungschancen unabhängig von der sozialen Lage ihrer Eltern ermöglichen. Wir werden mehr als 4.000 allgemein- und berufsbildende Schulen mit einem hohen Anteil sozial benachteiligter Schülerinnen und Schüler besonders stärken. Dazu wollen wir diese Schulen mit einem Investitionsprogramm für moderne, klimagerechte, barrierefreie Schulen mit einer zeitgemäßen Lernumgebung und Kreativlaboren unterstützen. Wir stellen diesen Schulen ein Chancenbudget zur freien Verfügung, um Schule, Unterricht und Lernangebote weiterzuentwickeln und außerschulische Kooperationen zu fördern. Wir unterstützen diese Schulen dauerhaft mit Stellen für schulische Sozialarbeit und fördern dort Schulentwicklung und Berufsorientierung im Rahmen weiterer Programme. 
Über dieses Programm hinaus werden wir weitere bis zu 4.000 Schulen in benachteiligten Regionen und Quartieren gezielt und dauerhaft mit zusätzlichen Stellen für schulische Sozialarbeit unterstützen. An Schulen mit einem hohen Anteil von Schülerinnen und Schülern, die einen Anspruch auf Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket haben, wollen wir dauerhaft und unbürokratisch Angebote für Lernförderung und soziokulturelle Teilhabe etablieren, um sicherzustellen, dass die Inanspruchnahme dieser Leistungen steigt.“

Anmerkung des DStGB 

Schulen sollen jedes Kind individuell fördern und dadurch zur Chancengerechtigkeit beitragen, indem die Koppelung von sozialer Herkunft und Bildungserfolg abnimmt. Unstreitig ist diese Aufgabe in Schulen in sozialen Brennpunkten schwieriger zu erreichen. Dort ist die Arbeitsbelastung der Lehrer besonders hoch. Um die Lernerfolge zu erreichen, müssen die sog. „Brennpunktschulen“ gezielter durch zusätzliche Finanzmittel gefördert werden. Schulen sollten diese Mittel derart einsetzen können, dass sie passgenau an ihren Bedarfen orientiert sind, zum Beispiel zur Einstellung von Schulsozialarbeitern, Sprachförderpädagogen, Inklusionsexperten und Schulpsychologen oder für eine intensive Elternarbeit. Der Bund sollte dauerhaft Schulsozialarbeit an Schulen fördern. 

Erwachsenenbildung
„Mit einem Förderprogramm für Volkshochschulen und andere gemeinnützige Bildungseinrichtungen investieren wir in digitale Infrastruktur. Die Umsatzsteuerbefreiung für gemeinwohlorientierte Bildungsdienstleistungen wollen wir europarechtskonform beibehalten.“

Anmerkung des DStGB 

Es ist ausdrücklich zu begrüßen, dass der Koalitionsvertrag die Förderung in die digitale Infrastruktur von Volkshochschulen und anderen gemeinnützigen Bildungseinrichtungen vorsieht. Dies ist ein wichtiges Signal für die Weiterentwicklung in der Erwachsenenbildung. Dies gilt auch für die Aussage, sich für die Beibehaltung der Umsatzsteuerbefreiung für gemeinwohlorientierte Bildungsdienstleistungen einzusetzen. Dies hätte allerdings der Finanzminister bereits in der letzten Legislaturperiode sicherstellen können. 


(I/1 Uwe Lübking, 02.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432482]4821-12	Koalitionsvertrag zu Sport und Kultur

Der Koalitionsvertrag enthält zu den Themenfeldern Sport und Kultur positive Ansätze, eine endgültige Bewertung ist aber erst bei der konkreten Umsetzung möglich. So wird zwar eine Offensive für Sportstätten von Kommunen und Vereinen angekündigt, es fehlen aber Aussagen zur Höhe und ein klares Bekenntnis zu einem langfristig angelegten und angemessen dimensionierten Sportstätteninvestitionsprogramm. Auch bleibt offen, von wem und wie ein Entwicklungsplan Sport erarbeitet werden soll. Erfreulich ist, dass ein besonderes Augenmerk auf Schwimmbäder gelegt werden soll. Zustimmung verdient die Aussage, dass Kommunen finanziell dauerhaft Kunst und Kultur aus eigener Kraft fördern können sollen. Dies gilt auch für die Aussage, dass Strategien für Kultur im ländlichen Raum und in strukturschwachen Regionen entwickelt und die Kofinanzierung durch finanzschwache Kommunen auf zehn Prozent reduziert werden sollen. Öffentliche Bibliotheken sollen als dritte Orte gestärkt und Sonntagsöffnungen ermöglicht werden.

Aussagen Koalitionsvertag zum Sport
[bookmark: _Hlk87359899]
„Sport lebt vom Ehrenamt, stärkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt und ist Mittler für demokratische Werte. Wir erarbeiten unter breiter Beteiligung einen „Entwicklungsplan Sport“ und weiten die Offensive für Investitionen in Sportstätten von Kommunen und Vereinen unter Beachtung von Nachhaltigkeit, Barrierefreiheit und Inklusion aus und berücksichtigen insbesondere Schwimmbäder stärker. Bei der Sportförderung berücksichtigen wir den besonderen Bedarf von Behindertensport. Wir fördern den Neustart des Breitensports nach Corona weiter.

Die Sportförderung des Bundes knüpfen wir an die Einhaltung von Förderrichtlinien mit Zielvorgaben, Vorgaben zu Transparenz, Good Governance und die Qualifikation von Leistungssportpersonal.

Um den Kampf gegen physische, psychische und insbesondere sexualisierte Gewalt im Sport zu verbessern, unterstützen wir den Aufbau eines unabhängigen Zentrums für Safe Sport. Wir legen ein Bundesprogramm gegen Rechtsextremismus und Menschenfeindlichkeit im Sport auf.“ 

Anmerkung des DStGB 

Die meisten Sportstätten in Deutschland werden von den Kommunen getragen. Bei vielen Bädern, Sporthallen und Sportplätzen besteht erheblicher Handlungsbedarf. Die Anlagen sind häufig akut sanierungsbedürftig und selten barrierefrei zugänglich. Es braucht ein auskömmliches und langfristig angelegtes Sportstätteninvestitionsprogramm des Bundes, das sowohl Sanierung als auch den Neubau ermöglicht. Das Investitionsprogramm muss sich neben dem klassischen Sportstättenbegriff auch an einer modernen Sportraumkonzeption orientieren, um eine flexible Nutzung für möglichst viele Zielgruppen zu ermöglichen. Der Koalitionsvertrag sieht die Ausweitung der Investitionen in Sportstätten von Kommunen und Vereinen vor. Dies ist im Grundsatz zu begrüßen. Positiv zu bewerten ist weiterhin die dabei in Aussicht gestellte, besondere Berücksichtigung von Schwimmbädern. Die Betonung von Aspekten der Nachhaltigkeit, Barrierefreiheit und Inklusion bei diesen Investitionen ist richtig. Leider fehlt es aber an einer Aussage zu einem langfristig angelegten und angemessen dimensionierten Sportstätteninvestitionsprogramm, wie es zum Beispiel der 1. Deutschen Sportstättentag unter Beteiligung des DStGB gefordert hat. Es fehlen Konkretisierungen, wer und wie der „Entwicklungsplan Sport“ erarbeitet werden soll. Die Kommunen müssen zwingend beteiligt werden und Ziel des Entwicklungsplans muss ein längerfristiges Sportstätteninvestitionsprogramm sein. Die Förderung darf sich dabei nicht allein auf klassische Sportstätten konzentrieren, sondern muss das veränderte Sport- und Bewegungsverhalten der Bürgerinnen und Bürger berücksichtigen.

[bookmark: _Toc88619984]Aussagen Koalitionsvertrag zur Kultur

„Wir wollen Kultur mit allen ermöglichen, indem wir ihre Vielfalt und Freiheit sichern, unabhängig von Organisations- oder Ausdrucksform, von Klassik bis Comic, von Plattdeutsch bis Plattenladen. Wir sind überzeugt: Kulturelle und künstlerische Impulse können den Aufbruch unserer Gesellschaft befördern, sie inspirieren und schaffen öffentliche Debattenräume. 

Wir schaffen ein Kompetenzzentrum für digitale Kultur, das Kulturakteurinnen und Akteure berät, vernetzt und qualifiziert. Wir fördern den Aufbau eines Datenraums Kultur, der sparten- und länderübergreifend Zugang zu Kultur ermöglicht. In einem „Plenum der Kultur“ werden wir mit Kommunen, Ländern, Kulturproduzentinnen und -produzenten, Verbänden und Zivilgesellschaft Kooperation verbessern und Potenziale von Standards beraten. Kommunen müssen finanziell dauerhaft Kunst und Kultur aus eigener Kraft fördern können. Ausgehend vom Trafo-Programm entwickeln wir exemplarische Strategien für Kultur im ländlichen Raum und in strukturschwachen Regionen und wollen die Kofinanzierung durch finanzschwache Kommunen auf zehn Prozent reduzieren. 

[bookmark: _Hlk89328434]Wir wollen öffentliche Bibliotheken als dritte Orte stärken und Sonntagsöffnungen ermöglichen.

Wir wollen den Games-Standort stärken und die Förderung verstetigen. Wir schaffen Rechtssicherheit für gemeinnützigen Journalismus und machen E-Sport gemeinnützig. 

Wir begreifen Erinnerungskultur als Einsatz für die Demokratie und Weg in eine gemeinsame Zukunft. Wir schützen unsere Gedenkstätten. Die Gedenkstättenkonzeption des Bundes werden wir unter Einbezug des Deutschen Bundestages, der SED-Opferbeauftragten und der Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas sowie im Zusammenwirken mit den in diesen Bereichen Aktiven aktualisieren und die Gedenkstättenarbeit auskömmlich finanzieren. Lokale Initiativen wollen wir fördern und Berichte von Zeitzeuginnen und Zeitzeugen digital zugänglich machen. 

Wir wollen der Geschichte der Demokratie in Deutschland und ihren Orten mehr Sichtbarkeit verleihen. Die Förderung auch der Orte der Friedlichen Revolution ist uns ein besonderes Anliegen.“

Anmerkung des DStGB 

Die Corona Pandemie hat gezeigt, wie wichtig Kunst und Kultur für die Menschen sind. Kunst und Kultur leisten einen Beitrag zu gesellschaftlichem Zusammenhalt, bieten Orte der Begegnung und des Austauschs zwischen den Generationen ebenso wie zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen. Kultur bietet so eine geistige Heimat, stiftet Identität, schafft Gemeinschaft und prägt damit das gesellschaftliche Zusammenleben. Die Kulturförderung des Bundes sollte im Rahmen des kooperativen Kulturföderalismus deshalb längerfristig und nachhaltig ausgerichtet werden. Vor diesem Hintergrund sind die Aussagen des Koalitionsvertrages, Kommunen bei der Kulturförderung zu unterstützen, grundsätzlich zu begrüßen. Es bleibt abzuwarten, wie die konkrete Ausgestaltung aussehen wird, insbesondere mit welcher konkreten Fördersumme die Ankündigungen unterlegt werden. Positiv ist die Aussage, Kultur im ländlichen Raum und in strukturschwachen Regionen stärker zu fördern und die Kofinanzierung durch finanzschwache Kommunen auf zehn Prozent zu reduzieren. Nicht zuletzt durch die finanzielle Förderung von Bund und Ländern findet sich ein Großteil der Kultureinrichtungen in den größeren Städten. Die Kultur „auf dem Lande“ oder in den Klein- und Mittelstädten steht oft im Abseits des kulturpolitischen Diskurses. Dies widerspricht dem Gebot der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse. Die Förderung darf sich deshalb nicht auf großstädtische Leuchtturmprojekte, die teilweise hoch subventioniert sind, konzentrieren. Es gilt die kulturelle Vielfalt und damit die Breite des Angebots in den Städten und Gemeinden zu fördern. Förderprogramme müssen auch für ländliche Gebietskulissen ausreichend zur Verfügung stehen. Bibliotheken haben die Aufgabe, freien Zugang zu Information, Bildung und Kultur zu gewährleisten und Angebote der kulturellen Bildung zu vermitteln. Bibliotheken spielen eine immer wichtigere Rolle für die gesellschaftlichen Veränderungen durch die Digitalisierung und entwickeln sich zu Coworking Spaces. Sie sind schließlich Orte der interkulturellen Begegnung. Von daher ist die Ankündigung, diese als dritte Orte zu stärken, richtig. Das Verbot der Sonntagsöffnung sollte aufgrund der vielfältigen Aufgaben der Bibliotheken dringen aufgehoben werden. Sinnvoll wäre es auch, die Kulturförderung mit anderen Bundesprogrammen, etwa zur Demokratieförderung, zu verzahnen. Insbesondere Kulturelle Bildung leistet einen Beitrag zur Demokratieförderung. 

(I/1 Uwe Lübking, 02.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432483]4821-13	Bewerbung um Mittel zur Einrichtung von Leseclubs bzw. media.labs

Um die Lesemotivation sowie die Lese- und Medienkompetenz bereits bei Kindern und Jugendlichen zu steigern, richtet die Stiftung Lesen bundesweit Leseclubs und media.labs für Kinder und Jugendliche ein. Alle Einrichtungen, die Zugang zu benachteiligten Kindern und Jugendlichen haben, können in Kooperation mit der Stiftung Lesen einen Leseclub (für Kinder von 6-12 Jahren) oder ein media.lab (für ältere Kinder und Jugendliche zwischen 12 und 18 Jahren) gründen. Ziel ist es, benachteiligten Kindern und Jugendlichen langfristige, regelmäßige und niedrigschwellige Leseförderaktionen in der Freizeit zu ermöglichen. Die Förderung besteht u.a. aus einer umfangreichen Medienausstattung (Bücher, Zeitschriften, Spiele, etc.) inkl. Tablet sowie Weiterbildungsangeboten und Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Betreuer/-innen. Zudem wird ein Rahmenkonzept angeboten, welches je nach Bedarf an Standort und Zielgruppe angepasst werden kann. Bewerbungen können bis zum 31.08.2022 unter www.leseclubs.de abgegeben werden. 

Rund 6,2 Millionen Erwachsene in Deutschland verfügen nur über eine geringe Lesekompetenz (LEO-Studie 2018). Um die Lesemotivation sowie die Lese- und Medienkompetenz bereits bei Kindern und Jugendlichen zu steigern, richtet die Stiftung Lesen bundesweit Leseclubs und media.labs für Kinder und Jugendliche ein. Einrichtungen wie z. B. Jugendzentren, Schulen und Bibliotheken können sich um die Einrichtung eines Leseclubs oder media.labs bewerben und von fachlicher Unterstützung und einer umfangreichen Ausstattung profitieren. 

Die Leseclubs und media.labs werden über das Förderprogramm „Kultur macht stark. Bündnisse für Bildung“ des Bundesministeriums für Bildung und Forschung gefördert. 

Womit unterstützt die Stiftung Lesen die Leseclubs und media.labs?

· Medien: Grund- und Nachausstattungen, die zum Beispiel Bücher, Zeitschriftenabonnements, digitale Medien, Lernspiele und Bastelmaterialien sowie Mobiliar umfassen
· Weiterbildungen und Webinare für ehrenamtliche Betreuer/-innen sowie Workshops für Kinder und Jugendliche in den media.labs
· Aufwandsentschädigungen für ehrenamtliche Betreuer/-innen.

Gemeinsam mit einem zweiten Bündnispartner (zum Beispiel einer Schule, einem Kinder- und Jugendzentrum, der Stadtbibliothek, einem kirchlichen Verein, einem Mehrgenerationenhaus, etc.) können sich Einrichtungen ganz leicht über das Bewerbungsformular auf www.leseclubs.de um eine Förderung bewerben. Die Antragsfrist endet am 31.08.2022. 

Rückfragen sind zu richten an gabriele.immel@stiftunglesen.de oder telefonisch unter 06131-28890-19.


(I/2 356-05 Ursula Krickl – 29.11.2021)
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[bookmark: _Toc89432484]FINANZEN UND KOMMUNALWIRTSCHAFT

[bookmark: _Toc89432485]4821-14	Koalitionsvertrag: Energie- und Kommunalwirtschaft

Die künftige Ampelkoalition im Bund hatihren Koalitionsvertrag veröffentlicht. Das zentrale Ziel lautet: 80 Prozent Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung bis 2030. Dies bedeutet: 30 Prozentpunkte mehr sind in den nächsten acht Jahren zu erreichen. Sicher ist, dass der Stromverbrauch in den kommenden Jahren durch den Ausbau der E-Mobilität und durch den Einsatz von Wärmepumpen nochmals erheblich zunehmen wird. Laut ersten Prognosen des Bundeswirtschaftsministeriums wird der allgemeine Stromverbrauch bis 2030 um rund 13 Prozent auf 655 Terrawattstunden ansteigen. Aus Sicht des DStGB kann insbesondere begrüßt werden, dass für neue Windkraftanlagen eine verpflichtende finanzielle Beteiligung der Kommunen geplant ist, der Strompreis durch die Abschaffung der EEG-Umlage bis 2023 gesenkt und klimaneutrale Gaskraftwerke (H2-ready) die Versorgungssicherheit gewährleisten sollen. 

Maßnahmen zum beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien im ersten Halbjahr 2022 gemeinsam mit Bund, Ländern und Kommunen anstoßen

(s. hierzu Zeile 1838 im Koalitionsvertrag)

Zu begrüßen ist, dass die Bedeutung eines schnellen Ausbaus erneuerbarer Energien endlich mit Zahlen an Bedeutung gewinnt und auch der steigende Stromverbrauch durch die Sektorenkopplung gewürdigt wird. Die Ampel-Koalition setzt den Brutto-Stromverbrauch für 2030 auf 680 bis 750 Terrawattstunden an. Dies bedeutet, dass zusätzlich rund 600 Gigawatt an Leistung installiert werden müssen und 80 Prozent davon aus erneuerbaren Energien stammen. Für den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien hat das quasi eine Verdoppelung des aktuellen Wind- und Solarstroms zur Folge. Dies ist eine enorme Erwartungshaltung, die an den Ausbau geknüpft wird. Gelingen soll dies u.a. dadurch, dass für die Windkraft an Land 2 Prozent der Landesfläche Deutschlands genutzt wird. Wenn dieses Ziel in der aktuellen Wahlperiode umgesetzt werden soll, müssen die angekündigten Gespräche ("Wir werden noch im ersten Halbjahr 2022 gemeinsam mit Bund, Ländern und Kommunen alle notwendigen Maßnahmen anstoßen, um das gemeinsame Ziel eines beschleunigten Erneuerbaren Ausbaus und die Bereitstellung der dafür notwendigen Flächen zu organisieren.“) forciert werden. Insbesondere müssen Taten folgen. Denn laut Umweltbundesamt beträgt die aktuelle genutzte Landfläche gerade mal 0,8 Prozent der Landesfläche. Bedenkt man, dass die Ausweisung von Gebieten für die Windenergie in den meisten Bundesländern über die Regionalplanung auf Landesebene erfolgt, in vielen Flächenländern aber wiederrum die Kommunen zuständig sind, dürften zeitnahe Gespräche unabdingbar sein. Allerdings hat aber bereits die Debatte um die Mindestabstandsflächen gezeigt, dass eine Einigung auf eine Bundesregelung schwierig werden dürfte. Auch ist zu bedenken, dass der Bundesrat mit Blick auf einen bunten Mix an Koalitionen in den Ländern so heterogen ist wie noch nie. Hinzu kommen die vielen Problemfelder aus anderen Themenbereichen (bspw. Landwirtschaft, Flugsicherheit, Naturschutz etc.), die ebenfalls den Prozess verzögern dürften. Insofern ist es wichtig, diesen Dialog um Flächen schnellstmöglich durchzuführen. 

Nutzung zusätzlicher Flächen beim Ausbau der erneuerbaren 
Energien:

· Die erneuerbaren Energien liegen im öffentlichen Interesse und dienen der Versorgungssicherheit.
· Es ist sicherzustellen, dass auch in weniger windhöffigen Regionen der Windenergieausbau deutlich vorankommt.
· verbrauchsnahe Onshore-Windenergie/Netzengpässe

(s. hierzu Zeile 1812, 1842 im Koalitionsvertrag)

Der Hinweis, dass die erneuerbaren Energien im öffentlichen Interesse liegen und der Versorgungssicherheit dienen, sollte ursprünglich in der EEG-Novelle 2021 aufgenommen werden. Ziel war es, den Genehmigungsbehörden und Gerichten weitere Argumentationshilfen zur Abwehr von Widersprüchen und Klagen an die Hand zu geben. Insofern ist der Hinweis im Koalitionsvertrag ausdrücklich zu begrüßen. Mit Blick auf das 2-Prozent-Ziel müssen alle Regionen in Deutschland für den Windkraftausbau zur Verfügung stehen Regelungen, die den Windkraftausbau faktisch verhindern, müssen aufgehoben werden. Ebenso muss die verbrauchsnahe Windenergienutzung begrüßt werden. Denn diese entlastet die Netzbetreiber finanziell beim Ausbau und fördert die Akzeptanz, da klimaneutrale Energie vor Ort verwendet wird. 

Repowering/Artenschutz/Drehfunkfeuer, Wetterradar

(s. hierzu Zeile 1811, 1846-1851 im Koalitionsvertrag)

Das Ziel, mehr Rechtssicherheit beim Artenschutz zu etablieren, ist zu begrüßen. Technische Lösungen wie etwa Antikollisionssysteme zum Schutze des Rotmilan sind hierfür wichtige Maßnahmen, die auch den Willen der Windkraftbranche abbilden müssen. Diese Systeme müssen durch die Windkraftbranche eigenverantwortlich finanziert bzw. weiterentwickelt werden, um selbstverpflichtend aktiv Artenschutz zu betreiben. Jedoch darf nicht darüber hinweggesehen werden, dass es im Rahmen des Fachrechts verbindlicher Maßstäbe bedarf, um eine einheitliche Rechtsanwendung zu gewährleisten. Hier sind Bund und Länder in der Bringschuld. Insbesondere im Rahmen des Artenschutzrechts sind gesetzliche Konkretisierungen erforderlich, welche die Rechtsanwendung vereinfachen und Prüfverfahren signifikant verkürzen. Es sollte insbesondere eine generelle Ausnahmeregelung für erneuerbare-Energien-Projekte geprüft werden. Die von der Umweltministerkonferenz hiermit beauftragte Bund-Länder-Arbeitsgruppe muss hier das Arbeitstempo erhöhen. 

Auch wenn umstritten ist, ob Repowering-Maßnahmen Artenschutz darstellen, so muss dennoch die Ankündigung unterstützt werden, dass es laut Koalitionsvertrag ohne großen Genehmigungsaufwand möglich sein soll, alte Windenergieanlagen durch neue zu ersetzen. Repowering-Projekte für Windenergievorhaben müssen im Rahmen der Flächenausweisung ein besonderes Gewicht erhalten. Vor allem sollten Genehmigungen erteilt werden, wenn sich der Artenschutz durch das Repowering- Vorhaben im Vergleich zu den vorherigen Anlagen nicht verschlechtert. Auch spricht für das Repowering, dass diese Flächen bereits häufig auf Akzeptanz in der Bevölkerung treffen. 

Der DStGB begrüßt die Ankündigung, Abstände zu Drehfunkfeuern und Wetterradaranlagen kurzfristig reduzieren zu wollen, da hierdurch perspektivisch weitere Flächen für die erneuerbaren Energien – insbesondere für den Windkraftausbau – zu Verfügung stehen. Ob die deutsche Flugsicherung weiter an der 15 Kilometer großen Schutzzone um das Funkfeuer festhalten muss, wird ohnehin aus technischer Sicht bestritten. Im Übrigen gelten in den meisten europäischen Staaten schon geringere Werte. Allerdings muss die Flugsicherheit weiter oberstes Gebot bleiben. 

Bessere finanzielle Beteiligung an Windkraftanlagen an Land und Freiflächen-Photovoltaik-Anlagen

(s. hierzu Zeilen 1871 ff., 4313-4317 im Koalitionsvertrag)

Die Forderung des DStGB, die Beteiligung von Standort- und Nachbarkommunen an der Wertschöpfung für Freiflächen-Photovoltaik- und Onshore-Windkraft-Anlagen zu verbessern, wurde weitgehend aufgenommen. So will die Ampel-Koalition die finanzielle Beteiligung auf Bestandsanlagen ausdehnen und für Neuanlagen sogar verpflichtend machen. Diese Maßnahmen dürften die Akzeptanz für die Windkraft und PV-Freiflächenanlagen weiter fördern. Die Entscheidung ist insofern vor dem Hintergrund relevant, dass die Windenergieanlagen immer rentabler werden und eine Förderung in den kommenden Jahren an Bedeutung verliert. Insofern ist davon auszugehen, dass die Stärkung von PPA-Anlagen hierbei Berücksichtigung finden dürfte. Die verpflichtende Beteiligung, wenn auch nur für Neuanlagen, ist eine echte Überraschung. Diese wurde lange Zeit abgelehnt und immer wieder vom DStGB gefordert. Eine verpflichtende Beteiligung dürfte zum einem die Erhebung und Durchsetzung der finanziellen Beteiligung der Kommunen erleichtern. Auch dürfte die verpflichtende Zahlung das Thema der Strafbarkeit solcher Zahlung deutlich für die kommunalen Vertreter sowie für die Betreiber erleichtern, da es aufgrund eines klaren verbindlichen Rechtsrahmens zu keinerlei Vertragsverhandlungen kommen dürfte. Vorsorglich sollte der Gesetzgeber in die künftige Regelung auf den Ausschluss der Strafbarkeit hinweisen.

Bioenergie soll eine neue Zukunft haben

(s. hierzu Zeile 1865 im Koalitionsvertrag)

Diese Ankündigung wird ebenfalls begrüßt. Denn Bioenergie wird gerade für die lokale Wärmewende noch weiter an Bedeutung gewinnen. Eine moderne Biogasanlage kann bspw. die Versorgung von etwa 5000 Haushalten mit Strom und mehr als 1000 Haushalten mit Energie aus dem Gasnetz übernehmen. Problematisch ist aktuell, dass Betreiber von Biogasanlagen an das EEG gebunden sind. Darin wird u.a. geregelt, welche Biomasse als nachwachsender Rohstoff anerkannt ist. Dabei könnten durchaus weitere Rohstoffe verwendet werden. Insbesondere müssen Anreize geschaffen werden, andere Pflanzen als bspw. Mais anzubauen. Problematisch dürfte aber weiterhin der hohe Flächenbedarf für die entsprechenden Rohstoffe bleiben. 

Energiepreise: 

· wettbewerbsfähig, sozial-gerecht, Sektorkopplung ausbauen
· keine weitere Finanzierung der EEG-Umlage über den Strompreis, beschleunigter Ausbau EE zur Verringerung der Preise 
· Überarbeitung europäischen Emissionshandels und des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG), höherer CO2-Preis 

(s. hierzu Zeilen 770-772, 1879/1890, 2003, 2008, 2012-2014, 2025 im Koalitionsvertrag)

Das Anliegen, die Strompreise zu verringern bzw. dessen Preisbestandteile zu reformieren, wird durch den DStGB ausdrücklich begrüßt. Das Ziel, die aktuellen Belastungen aller Verbraucher kurzfristig zu reduzieren, ist in jeder Hinsicht von großer Wichtigkeit. Andernfalls könnte die Akzeptanz für den notwenigen Ausbau aufgrund hoher Strompreise weiter zurückgehen. Über ein "Klimageld" soll in Härtefällen ein sozialer Ausgleich geschaffen werden, insbesondere für Menschen mit geringen Einkommen.

Wie die Ausbauziele finanziert werden sollen, bedarf der weiteren Konkretisierung. Neben der Finanzierung aus dem Bundeshaushalt ist ein Sondervermögen geplant. So soll eine weitere Schuldenaufnahme erwogen werden. Dieses Geld soll getrennt in einem Energie- und Klimafonds (EKF) aufgesetzt werden. Der EKF wird aus Einnahmen der nationalen und europäischen CO2-Bepreisung finanziert. 

Förderung von Mieterstrom- und Quartierskonzepten vereinfachen und stärken.

(s. hierzu Zeile 1879 im Koalitionsvertrag)

Für eine sozial ausgewogene Klimawende in Stadt und Land ist diese Ankündigung zu begrüßen. Allerdings werden noch immer zu wenige Dachflächen bei der Energiewende berücksichtigt, nach wie vor profitieren Mieter zu wenig vom PV-Ausbau. Dabei können diese Flächen helfen, CO2 zu verringern. Der DStGB hat bereits mehrfach gefordert, dass der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag auch gegeben sein sollte, wenn der in Solaranlagen erzeugte Strom innerhalb von Gebäuden verbraucht wird, die mit dem Gebäude, auf/an/in dem sich die Solaranlage befindet, entweder identisch sind oder mit diesem in einem räumlichen Zusammenhang stehen. Zudem sollte dies auch für Nicht-Wohngebäude gelten. Beide Erweiterungen würden den Quartiersansatz im Gebäudeenergiegesetz nachdrücklich unterstützen.

Reform der Netzentgelte und Preisbestandteile im Energiesektor, Konzessionsabgabe 

(s. hierzu Zeile 2008 im Koalitionsvertrag)

Das Ziel einer Netzentgelte-Reform ist zu begrüßen Sofern die Koalitionäre ankündigen, dass die Transformation zur Klimaneutralität gefördert und die Kosten der Integration der Erneuerbaren Energien fair verteilt werden sollen, muss es das Ziel sein, die Netzentgelte an klimaneutrales Verhalten zu koppeln. Etwa sollten Stromverbraucher stärkere Anreize erhalten, ihren Energieverbrauch in lastenschwache Zeiten zu verlegen. Gleichzeitig sollte mit einer Reform ein gezielter Ausgleich zwischen funktionalen Anforderungen der Netzdienlichkeit und einer verursachungsgerechten Kostenverteilung erfolgen. Jedoch müssen wichtige grundsätzliche Netzinfrastruktur für die Zukunft solidarisch umgesetzt werden. Die Ankündigung einer grundlegenden Reform staatlich induzierter Preisbestandteile kann aus Sicht des DStGB so interpretiert werden, dass auch die Konzessionsabgabenerhebung reformiert werden soll. Dies ist erforderlich, um den grundlegenden Wandel von einem zentralen zu einem dezentralen Energieversorgungssystem bei der Abgabenerhebung abzubilden und Bürokratie bei Gemeinden und Unternehmen abzubauen. 

Rahmenbedingungen für die Bürger-Energie stärken

(s. hierzu Zeile 1874 im Koalitionsvertrag)

Die Stärkung der Bürger-Energie ist grundsätzlich zu begrüßen. Denn Bürgerenergieprojekte verfolgen regelmäßig das Ziel, Wertschöpfung und Mitbestimmung vor Ort und damit Akzeptanz in der Region zu fördern. In den vergangenen Jahren handelte es sich jedoch bei den Bürgerenergiegesellschaften, die einen Zuschlag erhielten, oftmals um Unternehmen in der Rechtsform einer GmbH & Co. KG, die Partner von Windkraftunternehmen sind. Damit wurde das eigentliche Ziel verfehlt, den Ausbau der erneuerbaren Energien vor Ort zu beschleunigen. Insofern stellt sich die Frage, ob dieses Instrument eine Zukunft haben darf. Auch beteiligen sich an Bürger-Energie regelmäßig Bürgerinnen und Bürger, die freie finanzielle Mittel zur Verfügung haben. Um die Akzeptanz für den Ausbau der erneuerbaren Energien durch die Allgemeinheit nicht zu gefährden, ist die kommunale finanzielle Beteiligung geeigneter. 

Stärkung der PPA bzw. des europaweiten Handels mit Herkunftsnachweisen im Sinne des Klimaschutzes neben dem EEG

(s. hierzu Zeilen 1801-1803 im Koalitionsvertrag)

Diese Aussage lässt darauf deuten, dass das EEG auch unter der Ampel-Koalition eine Zukunft haben soll. 

PV-Dachpflicht für gewerbliche Neubauten/Regelfall bei privaten Neubauten

(s. hierzu Zeilen 1825-1832 im Koalitionsvertrag)

Eine Solarpflicht für Gewerbe-Neubauten steht fest, bei privaten Neubauten "soll es die Regel werden“. Es bleibt abzuwarten wie die Regelung zu den privaten Neubauten zu verstehen ist, bzw. umgesetzt wird. Ob eine generelle PV-Dachpflicht bei privaten Wohngebäuden zu begrüßen ist, kann unterschiedlich bewertet werden. Es gibt gute Gründe, die für und gegen eine PV-Pflicht auf Dächern sprechen. Soll das Ziel von 80 Prozent Strom aus Erneuerbarer Energie erreicht werden, muss man alle Flächen berücksichtigen. Ebenso können Dachflächen ein guter Kompromiss sein beim Streit um die Nutzung von freien Flächen. Derartige Regelungen gibt es bereits in einigen Bundesländern (Hamburg, Bremen, BW) bzw. wurden bereits von einigen Ländern (Berlin, Bayern, S-H) angekündigt. Die Ausgestaltung ist bislang sehr heterogen. Einige haben diese Pflicht nur für Nicht-Wohngebäude geplant, andere wiederum auch für neue Wohngebäude. Gegen diese Ankündigung spricht jedoch, dass die Aufstellung von Bebauungsplänen originäres Recht der Kommunen ist. Auch ist das EEG bereits heute sehr kompliziert, was durch eine PV-Dachpflicht verstärkt würde. Hinzukommt, dass die Bezahlbarkeit von Wohnraum nochmals erschwert werden dürfte und sich gerade für Familien weitere Probleme bei der Finanzierung ergeben dürften. Im Übrigen gibt es bereits Kommunen, die eine solche Verpflichtung über ihre Bebauungspläne inkl. Grundstückskaufverträge geregelt haben. Besser erscheint es, Marktanreize für Interesse an Eigenverbrauch zu setzen (bspw. Steuervergünstigungen/niedrigere Grunderwerbsteuer).

Netzausbau:

· Stärkung dezentraler Ausbau der EE u.a. durch regionale Nutzung ausgeförderter Anlagen
· Auftrag an die BNetzA, Plan für ein Klimaneutralitätsnetz zu berechnen
· Verteilnetze modernisieren und digitalisieren
· Prüfung finanzieller Instrumente, um die Akzeptanz in vom Übertragungsnetzausbau betroffenen Kommunen zu erhöhen
· Gute frühzeitige Bürgerbeteiligung / klare politische Verantwortung

(s. hierzu Zeilen 1805-1808, 1961, 1966, 1968, 1970-1971, 4213-4317 im Koalitionsvertrag)

Der Netzausbau ist die Achillesferse der Energiewende. Es muss daher begrüßt werden, dass die Relevanz der Netze und attraktive Investitionsbedingungen im Koalitionsvertrag berücksichtigt worden sind. Die Verteilnetzbetreiber müssen die Klimaneutralität regional auf den Weg bringen und dafür in den kommenden Jahren weiter massiv in die Netze investieren. Die Entscheidung der BNetzA, die Eigenkapitalverzinsung zu senken, steht hierzu in Widerspruch. Zwar konnte im Ergebnis eine Erhöhung des Zinssatzes erreicht werden. Dennoch sinkt mit dieser Entscheidung der Zinssatz für Neuanlagen um 26,6 Prozent. Im besonderen Maße muss im zukünftigen Regulierungsrahmen der Fokus darauf gerichtet werden, dass die Netzbetreiber den notwendigen Ausbau- und Transformationspfad für ihre Infrastruktur aktiv gestalten können. Mit Blick auf die Versorgungssicherheit und den stärkeren Ausbau der erneuerbaren Energien ist die für 2023 angekündigte “Roadmap Systemstabilität” zu begrüßen. Der Netzausbau stößt bereits seit Jahren auf Widerstand in der Bevölkerung in allen Teilen Deutschlands. Vor diesem Hintergrund kann die angekündigte Prüfung, die vom Übertragungsnetzausbau betroffenen Kommunen finanziell zu beteiligen, ein gutes Instrument für mehr Akzeptanz in den Gemeinden sein. Gute Beispiele hierfür gibt es bereits an der Westküste Schleswig-Holsteins. Das bessere Instrument für mehr Akzeptanz beim Netzausbau dürfte jedoch ein Anspruch auf eine Erdverkabelung sein. Der DStGB fordert bereits seit längerem, eine neue Kommunikationsstrategie beim Ausbau der erneuerbaren Energien einzuschlagen, und begrüßt daher die Ankündigung der Koalitionäre. Das Gleiche gilt für klare Verantwortlichkeiten in der Politik. Transparenz bedeutet jedoch auch, den Menschen zu verdeutlichen, dass ein Ausbau für die Erreichung der Klimaziele zwingend notwendig ist. 

Versorgungsicherheit:

· Vorgezogener Kohleausstieg 
· Errichtung moderner Gaskraftwerke
· Ausbau der Wasserstoffproduktion

(s. hierzu Zeilen 1899-1902, 1928, 1945 im Koalitionsvertrag)

Der DStGB begrüßt das klare Bekenntnis der künftigen Regierung zur Versorgungssicherheit. Denn der Kohleausstieg rückt nach den Vorstellungen der Ampel-Koalition um acht Jahre näher. Dieser wird einem steigenden CO2-Preis ohnehin einläuten. Allerdings dürfte der vorgezogene Ausstieg zur Umsetzung der Klimaziele erheblich beitragen. Leider liefert der Koalitionsvertrag keine Information darüber, wie dieser noch frühere Ausstieg erfolgen soll. Zum einem gab es eine Einigung mit der Braun- und Steinkohleindustrie, die mit Blick auf die Entschädigungen angepasst werden muss. Auch dürfen kommunale Investitionen nicht ohne einen entsprechenden Verlustausgleich abgewertet werden. Zum anderen müssen die vom Kohleausstieg betroffenen Länder noch stärker beim Strukturwandel in ihren Regionen unterstützt werden. Zumindest dürften jetzt noch weniger Menschen in den Abbauregionen von Umsiedlungen betroffen sein. 

Nach den Plänen der Ampel-Koalition sollen neue Gaskraftwerke die windschwachen Tage kompensieren. Das Bekenntnis zu Gaskraftwerken als Brückentechnologie ist positiv. Der DStGB begrüßt insbesondere, aus Gründen der Versorgungssicherheit auf Gaskraftwerke zu setzen, die H2-ready sind. Zwar soll anfangs noch mit fossilen Erdgas Strom erzeugt werden, später zunehmend jedoch mit klimafreundlichem Wasserstoff. Dieser Wasserstoff soll vermehrt aus der heimischen Erzeugung kommen. Die Übergangszeiten müssen in der weiteren Umsetzung so ausgestaltet werden, dass Investitionsentscheidungen in die Gasinfrastruktur und Kraftwerke planungs- und rechtssicher erfolgen können. Der DStGB unterstützt ebenfalls die Forderung nach einem schnelleren Markthochlauf sowie dem Aufbau einer leistungsfähigen Wasserstoffwirtschaft. Denn die Wärmewende wird in den Kommunen entschieden. Hier können im Wege der Sektorenkopplung viele Synergien genutzt und Quartiere effektiv versorgt werden. Wasserstoff wird hierfür einen wichtigen Baustein bilden, da nicht überall die Infrastruktur kurzfristig umgestaltet werden kann. 

Flächendeckende kommunale Wärmeplanung und Ausbau der Wärmenetze / Berücksichtigung der Marktpreise bei der künftigen KWK-Förderung

(s. hierzu Zeilen 1882-1884 im Koalitionsvertrag)

Der DStGB begrüßt die Ankündigung der Koalitionäre, sich für eine kommunale Wärmeplanung einzusetzen. Jedoch muss der Bund einen entsprechenden Förderrahmen einrichten, damit dieses Instrument in allen Kommunen des Landes zum Einsatz kommen kann. Mit Blick auf das hohe CO2-Einsparpotenzial dürften sich diese Investitionen aber lohnen. Jedoch müssen die regionalen Besonderheiten bei der Wärme Berücksichtigung finden und eine technologieoffene Wärmewende ermöglichen. Nicht zuletzt dürfte die Energieeffizienz vieler Kommunen durch eine klimaneutrale Wärmeplanung ebenfalls nochmals gesteigert werden. Die Ankündigung, die Marktpreise bei der künftigen KWK-Förderung angemessen zu berücksichtigen, muss das Ziel einer auskömmlichen Unterstützung verfolgen. Denn den KWK-Anlagen kommt bei der Klimawende ein besonderer Status zu. Der Einsatz klimaneutraler Brennstoffe begünstigt neben der sicheren bezahlbaren Stromversorgung auch die Wärmeversorgung in dicht besiedelten Regionen. Allerdings muss mit Blick auf den bestehen EU-Beihilferahmen ein Rahmen geschaffen werden, der Investitionen absichert bzw. zulässt. 

(902-01, Finn Brüning, 03.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432486]4821-15	DStGB fordert Verbesserungen bei der Konzessionsvergabe im Energiebereich

Die Vergabe von Konzessionen im Bereich der Strom- und Gasnetze wird immer komplexer und beschäftigt zunehmend die Gerichte. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund legt deshalb ein Positionspapier vor, in dem gesetzlicher Änderungsbedarf gegenüber einer neuen Bundesregierung geltend gemacht wird. 

Die Vergabe von Energiekonzessionen ist rechtlich komplex, bindet erhebliche personelle Kapazitäten in den Städten und Gemeinden und ist häufig Gegenstand jahrelanger gerichtlicher Auseinandersetzungen. Die Folge ist, dass die Einnahmen aus dem Recht zur Nutzung der gemeindlichen Wege und Plätze durch Energieleitungen kaum noch in einem angemessenen Kosten-Nutzen-Verhältnis zum Aufwand stehen. Zudem sorgt die rechtlich unklare Situation beim Netzeigentum für eine Zurückhaltung bei notwendigen Investitionen in moderne Energienetze. Dabei hängt der Erfolg der Energiewende und des Klimaschutzes besonders von den Netzen ab. Diese sind für die CO2-mindernde und damit umweltfreundliche Koppelung der Sektoren Strom, Wärme, Verkehr im Sinne einer örtlichen Energiepolitik die zentrale Drehscheibe!

Damit die Gemeinden ihre örtliche Energiepolitik bestmöglich ausgestalten können, wird in dem Positionspapier „Kernforderungen bei der Konzessionsvergabe im Energiebereich“ insbesondere in den nachfolgenden Punkten Änderungsbedarf formuliert:

Es wird vorgeschlagen, das Konzessionsvergabeverfahren zu vereinfachen. Bei vielen Städten, besonders aber bei den kleineren Gemeinden, besteht ein großes Missverhältnis zwischen dem Aufwand des Konzessionsvergabeverfahrens und den Einnahmen aus der Konzessionsabgabe. Darüber hinaus wird ein Vorschlag zur Beschleunigung von Netzübernahmen unterbreitet, damit der Streit über den Netzkaufpreis nicht zu einer jahrelangen Verzögerung der Netzübernahme führt. Um bei Rechtsstreitigkeiten über Konzessionsvergaben eine Zersplitterung der Rechtsprechung zum Konzessionsrecht zu vermeiden, wird zudem vorgeschlagen, dass hierfür künftig das kartellvergaberechtliche Nachprüfungsverfahren vor den Vergabekammern zur Anwendung kommt. Nicht zuletzt müssen mit einer Reform der Konzessionsvergabe im Energiebereich auch rechtssichere Regelungen im Bereich der Wasserstoffnetze getroffen werden.

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund hat das Positionspapier in seiner Präsidiumssitzung am 15. November 2021 verabschiedet. Es ist unter www.dstgb.de (Rubrik: Publikationen / Positionspapiere) abrufbar.

(IV/1 IV/3 902-09, Timm Fuchs/Finn Brüning, 26.11.2021)
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[bookmark: _Toc89432487]4821-16	Bundesrat stimmt Änderungen für Warn-SMS zu

Der Bundesrat hat am 26.11.21 die Verordnung für die Aussendung öffentlicher Warnungen in Mobilfunknetzen (Mobilfunk-Warn-Verordnung – MWV) verabschiedet (BR-Drs. 783/21). Diese schafft die telekommunikationsrechtlichen Voraussetzungen für die Warnung der Bevölkerung vor Katastrophen oder größeren Notfällen mit Hilfe des sogenannten Cell Broadcast (CB) im Einklang mit der europäischen Systematik von „EU-Alert“. Der Bundestag hatte bereits am 07.09.21 die Einführung des Warnmittels Cell Broadcast beschlossen (vgl. BT-Drucksache 19/32275). Der DStGB hatte die Einführung ebenfalls gefordert und begrüßt die Änderungen ausdrücklich. Ziel muss es sein, die Effektivität der Warnmittel in Deutschland zu verbessern.

Durch die Verordnung wird ein neuer § 164a in das Telekommunikationsgesetz (TKG) eingefügt, der die Aussendung von öffentlichen Warnungen vor drohenden oder sich ausbreitenden Notfällen und Katastrophen durch Mobilfunknetzbetreiber sowie Mitwirkungs- und Informationspflichten der Anbieter öffentlich zugänglicher mobiler nummerngebundener interpersoneller Telekommunikationsdienste regelt.

Die Mobilfunknetzbetreiber werden dazu verpflichtet, technische Einrichtungen vorzuhalten und organisatorische Vorkehrungen zu treffen für die jederzeitige unverzügliche Aussendung von Warnungen. Sie werden auch dazu verpflichtet, diese jederzeit und unverzüglich auszusenden. Ziel dieser Verpflichtung ist es, die Warninfrastruktur um ein reichweitenstarkes Warnmittel zu ergänzen. Mit einer Warnung über CB können alle Mobilfunkteilnehmenden, die mit einem für CB empfangsbereiten Mobilfunkendgerät in einer Mobilfunkzelle eingebucht sind, erreicht werden.

Die Debatte um den Umfang der Reformpläne hat nochmals eine neue Dynamik aufgrund der Hochwasserereignisse in Westdeutschland Mitte Juli 2021 bekommen. Im Fokus der Kritik stand die verzögerte bzw. nicht erfolgte Auslösung von Warnungen der örtlich zuständigen Katastrophenschutzbehörden, obwohl der Europäische und der Deutsche Wetterdienst Starkregen angekündigt hatten. Der DStGB hat sich in dieser Debatte für Verbesserungen bei den Warnmitteln im Katastrophenschutz eingesetzt und insbesondere die Warn-SMS nach dem Vorbild für die aktuellen Corona-Einreiseschutzmaßnahmen gefordert. Das Bundeskabinett hatte am 18.08. eine Formulierungshilfe für die Änderung des TKG beschlossen. Die Kosten für die Einführung liegen schätzungsweise bei insgesamt 40 Millionen Euro für alle Betreiber und bei einer Million Euro Betriebskosten pro Netzbetreiber pro Jahr. Diese Ausgaben trägt der Steuerzahler.

(IV/3 005-90, Finn Brüning, 03.12.2021) 		Inhaltsverzeichnis
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[bookmark: _Toc89432489]4821-17	Koalitionsvertrag: 
Flächenausweisungen für Erneuerbare Energien

Der von der Ampel-Koalition vorgestellte Koalitionsvertrag sieht eine Vielzahl an Maßnahmen und Zielvorgaben für den Ausbau der Erneuerbaren Energien vor. 80 Prozent des Bruttostrombedarfs soll 2030 aus Erneuerbaren Energien stammen. Um dieses Ziel zu erreichen, soll der Ausbau der Photovoltaik bis 2030 auf ca. 200 GW erhöht werden. Für die Windenergie an Land sollen zwei Prozent der Landesflächen ausgewiesen werden und für Windenergie auf See sollen bis 2030 mindestens 30 GW, bis 2035 40 GW und 70 GW bis 2045 bereitgestellt werden.

Die Ampel-Koalition hat dementsprechend klare Zielvorgaben für den Ausbau der Erneuerbaren Energien aufgesetzt. Dabei legt sie einen voraussichtlichen Jahres-Stromverbrauch von 680-750 TWh für das Jahr 2030 zugrunde.

Um dies zu realisieren stellt die große Koalition eine erhebliche Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren in Aussicht. Für Genehmigungsverfahren soll u.a. die Unterstützung von Zulassungsbehörden durch externe Projektteams, gesetzliche Klarstellungen im Bereich des Artenschutzes, die Reduktion von Abständen zu Drehfunkfeuern und Wetterradaren und die Digitalisierung der Verfahren vorgesehen werden. Auch im Bereich des Planungsrechts finden sich neben der Digitalisierung und externen Unterstützung, die zusätzliche Schaffung von Senaten beim Bundesverwaltungsgericht und die Stärkung des Planerhalts.

Die genannten Maßnahmen sind wichtig und müssen mit entsprechendem Nachdruck vorangetrieben werden, denn hier liegen Wunsch und Wirklichkeit bislang weit auseinander.

Photovoltaik

Im Bereich der Photovoltaik ist ein Ausbauziel von bis zu 200 GW vorgesehen. Tatsächlich installiert sind in Deutschland Module mit einer Nennleistung von 54 GW, von denen sich ca. ¾ auf Gebäudedächern und nur ¼ auf Freiflächen befinden. 

Dazu passend sind die Pläne der großen Koalition ausgelegt, die alle geeigneten Dachflächen künftig für die Solarenergie nutzen möchte. Da sich eine Verpflichtung jedoch nur auf Neubauten bezieht, bedarf es zusätzlicher Anreize, um auch bei Bestandsbauten, oder zumindest bei deren Änderung, einen raschen Ausbau anzuregen. 

Um den Flächenverbrauch gering zu halten, ist es wesentlich, dass innovative und vor allem flächenschonende Agri- und Floating-Photovoltaik gefördert werden. Schließlich bedarf es nahezu einer Vervierfachung der bisherigen Leistungen, was sich auch auf der Fläche bemerkbar machen wird. 

Windenergie an Land

Für den Bereich der Windenergie besteht die ambitionierte Vorgabe zwei Prozent der Landesfläche nutzen zu wollen. Nach offiziellen Zahlen des Umweltbundesamts sind bundesweit bislang 0,8 Prozent der Landesfläche planerisch für eine Nutzung durch die Windenergie festgelegt. Hiervon werden jedoch nur 0,52 Prozent der Landesfläche mit rund 55 GW installierter Leistung auch tatsächlich genutzt. Auf den bislang ungenutzten Flächen ist nicht abschließend geklärt, inwiefern diese auch tatsächlich nutzbar ist. 

Faktisch bedeutet dies, dass die Bemühungen im Bereich der Flächenausweisungen insofern insgesamt mehr als verdoppelt werden müssen.

Weitere Erneuerbare Energien

Ein ebenfalls wichtiger Stellenwert im Koalitionsvertrag erhält die Offshore-Windenergie. Hier waren Ende 2018 Anlagen mit einer Gesamtleistung von 6,3 GW installiert. Geplant ist, dass die vorhandene Leistung auf 30 GW gesteigert und mithin fast verfünffacht werden soll.

Weniger ausführlich dargestellt ist die Einbindung der Geothermie und der Bioenergie. Vielmehr wird der Fokus auf deren Fortentwicklung gelegt. Das verwundert nicht, ist doch die Biomasse nach aktuellen Untersuchungen Schlusslicht bei der Flächeneffizienz, während die Geothermie bislang noch vergleichsweisewenig etabliert ist. 

Weitere Informationen finden Sie hier: www.umweltbundesamt.de

Anmerkung des DStGB

Ambitionierte Energie- und Flächenziele sind vor dem Hintergrund der Klimaziele Deutschlands sehr begrüßenswert. Ein Blick in den aktuellen Ausbaustand der Erneuerbaren Energien zeigt, wie groß die Lücken zwischen Wunsch und Wirklichkeit tatsächlich noch sind.

Die Unterstützung von Zulassungs- und Planungsbehörden ist hier dringend erforderlich. Insofern kann die Unterstützung durch externe Projektträger nur ein erster Schritt sein. Der technische und personelle Ausbau sowie die Aus- und Weiterbildung von Verwaltungspersonal muss oberste Priorität haben.

Nicht zu vergessen ist in diesem Zusammenhang ebenso die Rolle der Städte und Kommunen. Diese sind nicht nur Planungsträger für Flächennutzungs- und Bebauungspläne, sondern sie übernehmen zugleich die wesentliche Transferleistung erneuerbaren Energien einen Platz in den örtlichen Gegebenheiten bereitzustellen. Denn die Energiewende findet vor Ort und mit den dort lebenden Menschen statt.

Das erfordert eine umfassende finanzielle Beteiligung von Kommunen, welche EEG-unabhängig und auch auf Bestandsanlagen ausgeweitet werden muss. Es bedeutet jedoch zugleich, dass pauschale Energie- und Flächenziele alleine nicht genügen, sondern die Flächenausweisung auch den örtlichen Gegebenheiten entsprechend angepasst sein muss.

Den Masterplan Klimaschutz finden sich unter: www.dstgb.de 
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[bookmark: _Toc89432490]4821-18	DStGB startet Serie zu Klimaschutz- und
Klimaanpassungsmaßnahmen vor Ort 

Der Klimawandel stellt unsere Kommunen bereits heute vor große Herausforderungen. Das haben spätestens die Starkregenereignisse in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz im Sommer 2021 deutlich gezeigt. Umso wichtiger sind Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen. Städte und Gemeinden sind hier Schlüsselakteure und setzen bereits seit vielen Jahren zahlreiche Maßnahmen „vor Ort“ um. Der DStGB hat nachahmenswerte Beispiele zusammengetragen und veröffentlicht diese in den nächsten Wochen im Rahmen der Serie „Klimaschutz vor Ort“.

Eine Anpassung an die Folgewirkungen des Klimawandels und Klimaschutz sind zentrale Zukunftsaufgaben der Kommunen. Die erste Regel für den erfolgreichen Klimaschutz und die Klimaanpassung lautet: Nicht nur nachdenken, was andere anders machen müssen, sondern selbst aktiv werden. Althergebrachtes aufzugeben kann zu einem Mehr an Lebensqualität führen, etwa durch weniger Autoverkehr in unseren Städten und Gemeinden und dafür mehr Fahrradverkehr, mehr Platz für Fußgänger und sauberere Luft. Kreativität und Mut zur Veränderung zeigen den Weg zu einem effizienten Klimaschutz.

Mit der DStGB-Serie „Klimaschutz vor Ort“ wollen wir gute Beispiele aufzeigen und motivieren, voneinander abzugucken, zu lernen und vergleichbare Ansätze in der eigenen Kommune umzusetzen. Der DStGB hat bundesweit 20 Beispiele von Städten und Gemeinden aus verschiedenen Bereichen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung zusammengetragen; so aus der klimagerechten Stadtentwicklung, dem Klimawandel im Wald, der klimafreundlichen Mobilität, Energieeffizienz und Ressourcenschutz sowie dem Einsatz Erneuerbarer Energien. Die Beispiele sind auf der Homepage zu finden unter www.dstgb.de (Rubrik: Themen / Klimaschutz) und werden in den nächsten Wochen sukzessive über die Social-Media-Kanäle des DStGB beworben. 

Anmerkung des DStGB

Um die dringend erforderlichen Klimaziele in Deutschland, aber auch international, einzuhalten und sich an den Klimawandel anzupassen, ergreifen Städte und Gemeinden bereits seit vielen Jahren vielfältige Maßnahmen. Ambitionierte Ziele und Vorhaben im Bereich des Klimaschutzes und der Klimaanpassung sind wichtig, um Menschen zu schützen und dem Leben vor Ort neue Lebensqualität zu geben. Die zusammengetragenen Beispiele können von anderen Kommunen als Vorbild dienen und Ideen und Anregungen zu eigenem Handeln „vor Ort“ geben.

(III/2 510-10 Marianna Roscher 30.11.2021)		Inhaltsverzeichnis
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[bookmark: _Toc89432491]4821-19	Bundesprogramm Zukunftsfähige Innenstädte und Zentren – Projekte ausgewählt

Mit Projektaufruf vom 22.07.2021 hatte das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) bundesweit Kommunen aufgerufen, Interessensbekundungen für das Bundesprogramm „Zukunftsfähige Innenstädte und Zentren“ einzureichen. Am 29.11.2021 wurde die Auswahl der Projekte vom BMI vorgestellt. Auf Basis der für die Projektförderung zur Verfügung stehenden Mittel sind insgesamt 238 Vorhaben für eine Förderung vorgesehen. 

Das Programm sieht insbesondere die Förderung konzeptioneller Maßnahmen vor, mit denen die Weichen für eine nachhaltige Innenstadtentwicklung gestellt werden. Baulich-investive Maßnahmen – insbesondere auch, um akute Leerstände zu beheben – können anteilig ebenfalls unterstützt werden. Wie im Projektaufruf beschrieben, wurden die eingereichten Projektvorschläge anhand der vier Kriterien Innovation, Kooperation, Konsistenz und Umsetzbarkeit (Finanzierungs- und Zeitplanung) bewertet. Neben diesen vier Bewertungskriterien floss auch die Relevanz der Problemlagen in den Kommunen in die Gesamtbewertung ein. Mit der weiteren Umsetzung des Programms ist neben dem BMI das BBSR betraut, unterstützt von einer Begleitagentur.

Der Bundestag hatte im Sommer 2021 die Mittel für das neu aufgelegte Innenstadtprogramm „Förderung innovativer Konzepte zur Stärkung der Resilienz und Krisenbewältigung in Städten und Gemeinden“ von ursprünglich 25 Mio. Euro auf 250 Mio. Euro erhöht. Diese vom DStGB begrüßte Aufstockung der Programmmittel ermöglicht nun eine Bundesförderung für Städte und Gemeinden verschiedener Größenklassen, um bestehende Förderbedarfe für die zukunftsfähige Entwicklung von Innenstädten und Ortskernen zu erfüllen. Angesichts der großen Herausforderungen bei der Transformation unserer Innenstädte und Ortskerne sollte das Förderprogramm über das Jahr 2022 hinaus mit einer vergleichbar hohen jährlichen Fördersumme vom Bund fortgeschrieben werden. 

Die Programmübersicht ist abrufbar unter www.dstgb.de (Rubrik: Themen / Stadtentwicklung und Wohnen / Aktuelles).


(III/2 624-10 Bernd Düsterdiek, 29.11.2021)
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4821-20	Vergaberecht: Leihfahrradsystem in Hannover
muss ausgeschrieben werden

Das Oberlandesgericht Celle hat mit Beschluss vom 24.11.2021 (Az.: 13 Verg 9/21) entschieden, dass die Großraum-Verkehr Hannover GmbH (GVH) ihr Interesse an der Etablierung eines Leihfahrradsystems im Rahmen eines Vergabeverfahrens hätte kundtun müssen. Mithin ist der bereits abgeschlossene Vertrag unwirksam und muss daher im Rahmen eines Vergabeverfahrens neu ausgeschrieben werden. Der Beschluss des OLG Celle ist rechtskräftig.

Seit diesem Sommer stehen in Hannover rund 1.000 Leihfahrräder unter dem Namen "sprintRAD" zur Verfügung. Wie das OLG erläutert, hat der Anbieter dafür einen Vertrag mit der GVH geschlossen. Danach stehen die Fahrräder Abonnement-Kunden der GVH für 30 Minuten kostenlos zur Verfügung. Zudem darf die GVH auf den Fahrrädern Werbung platzieren. Diesen Vertrag hatte die GVH geschlossen, ohne ein geregeltes Vergabeverfahren durchzuführen und dabei ihr Interesse vorab bekannt zu machen. Hiergegen wandte sich ein Tochterunternehmen der Deutschen Bahn, das selbst daran interessiert ist, als Partner der GVH ein Leihfahrradsystem in Hannover zu betreiben.

Vertrag ist unwirksam

Bereits die Vergabekammer Niedersachsen hatte festgestellt, dass der aktuelle Vertrag unwirksam ist und die GVH ein reguläres Vergabeverfahren hätte durchführen müssen. Dies hat das OLG Celle jetzt bestätigt und die hiergegen gerichtete Beschwerde zurückgewiesen. Bevor ein öffentlicher Auftraggeber beispielweise Dienstleistungen in Auftrag gebe, Bauverträge schließe oder Arbeitsmittel einkaufe, müsse er bei höherwertigeren Aufträgen ein europaweites Vergabeverfahren durchführen. Damit solle möglichst vielen Interessenten die Gelegenheit gegeben werden, eigene Angebote abzugeben, um wirtschaftliche und wettbewerbsgerechte Bedingungen sicherzustellen, so das OLG.

Reguläres Vergabeverfahren muss durchgeführt werden

Von einem solchen Vergabeverfahren habe die GVH hier nach der Entscheidung des Vergabesenats nicht absehen dürfen. Obwohl der Vertrag als Vereinbarung über "Sponsoring" bezeichnet war, bezwecke er letztlich die Beschaffung von Dienstleistungen. Die GVH sollte eine Vergütung dafür zahlen, dass die Fahrräder von ihren Kunden teilweise unentgeltlich genutzt werden können und sie dort werben darf. Sie habe auch nicht aufgezeigt, dass von vornherein keine anderen Vertragspartner in Betracht gekommen wären. Die an dem Auftrag interessierte Tochtergesellschaft der Deutschen Bahn werbe gerade damit, bereits in über 50 Städten Deutschlands Leihfahrradsysteme zu betreiben. Sie habe vorgetragen, ein solches kurzfristig auch in Hannover einrichten zu können. Soweit die GVH an ihrer Absicht festhalte, mit dem Betreiber eines Leihfahrradsystems zu kooperieren, müsse sie dies in der Konsequenz dieser Entscheidung in einem regulären Vergabeverfahren ausschreiben.

Anmerkung des DStGB

Die Entscheidung bestätigt, dass bei potentiellen Beschaffungsentscheidungen der öffentlichen Hand grundsätzlich eine sorgfältige Einzelfallprüfung durchzuführen ist. Immer dann, wenn für eine Leistung ein Entgelt gezahlt wird, liegt der Abschluss eines ausschreibungspflichtigen öffentlichen Auftrags nahe. Hieran ändert auch die Bezeichnung der Vertragsbeziehung als „Sponsoringvertrag“ nichts. Bei Auftragsvergaben oberhalb der EU-Schwellenwerte stellen die Nachprüfungsinstanzen im Zweifel die Unwirksamkeit eines bereits abgeschlossenen Vertrages mit der Konsequenz fest, dass der Auftrag neu ausgeschrieben werden muss.
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[bookmark: _Toc89432494]4821-21	Autonutzung bei Berufspendelnden auch bei kurzen Arbeitswegen am häufigsten

Nach einer Auswertung der Mikrozensus-Befragung 2020 setzen Berufspendlerinnen und -pendler auch für kurze Arbeitswege vor allem auf das Auto. Die vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Zahlen zeigen aus Sicht des DStGB, dass vor allem bei dieser Zielgruppe ein Umstieg auf ÖPNV und Fahrrad erhebliche Potenziale für mehr Klimaschutz im Verkehr birgt. Klar ist aber auch, dass die Bedeutung des Autos gerade während der Corona-Pandemie zugenommen hat.

Nutzung von Auto, Fahrrad und ÖPNV bei Pendlern: Ergebnisse der Haushaltsbefragung des Mikrozensus 2020

Im Jahr 2020 gaben 40 Prozent der Berufspendelnden an, für Strecken unter 5 Kilometern normalerweise das Auto zu nutzen. Für Strecken von 5 bis unter 10 Kilometern lag der Anteil der Pkw-Fahrenden mit 69 Prozent noch deutlich höher, wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt.

Wenn das Fahrrad als ebenfalls individuelles Verkehrsmittel genutzt wird, dann am ehesten auf der Kurzstrecke. Allerdings ist dies deutlich seltener der Fall als beim Auto: Auf Arbeitswegen unter 5 Kilometern kam es bei 26 Prozent der Berufspendelnden zum Einsatz, auf Strecken zwischen 5 und 10 Kilometern noch bei 11 Prozent.

Der öffentliche Personennahverkehr wird für kurze Arbeitswege vergleichsweise selten genutzt: Mit Bus, Bahn oder Tram waren auf Strecken unter 5 Kilometern lediglich 8 Prozent der Pendlerinnen und -pendler unterwegs; auf Arbeitswegen von 5 bis unter 10 Kilometern waren es 18 Prozent.

Fast die Hälfte aller Berufspendlerinnen und -pendler (48 Prozent) hat nach eigenen Angaben weniger als 10 Kilometer zum Arbeitsplatz zurückzulegen. Für 27 Prozent ist der Arbeitsplatz sogar weniger als 5 Kilometer entfernt.

Anmerkungen des DStGB

Die Ergebnisse der Mikrozensus-Befragung 2020 verdeutlichen einmal mehr: für die Mobilität der Menschen bleibt der motorisierte Individualverkehr enorm bedeutsam, gerade für Berufspendlerinnen und -pendler. Durch die Corona-Pandemie erfahren individuelle Verkehrsträger wie Auto und Fahrrad eine stärkere Nutzung, während der ÖPNV weiterhin noch nicht Fahrgastzahlen wie vor der Pandemie erreicht. Die dominierende Autonutzung unter Pendlerinnen und Pendlern zeigt aber auch, dass es erhebliche Potenziale für eine klimafreundliche Verkehrsverlagerung gerade in diesem Segment gibt. Mit dem Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung werden bessere ÖPNV-Angebote sowie ein Ausbau der Radinfrastruktur, gerade auf dem Land, wo der Autoverkehr besonders dominiert, greifbar. Hier gilt es, echte Alternativen zu ermöglichen. Deren Finanzierung bedarf entsprechender Bundesmittel, die nun zeitnah zur Verfügung gestellt werden müssen.

Weitere Informationen

Pressemitteilung des Statistischen Bundesamts vom 30.11.2021: www.destatis.de 

Hintergrundinformationen zum Mikrozensus 2020: 
www.destatis.de 

DStGB-Bewertung der Verkehrspolitik im Koalitionsvertrag: www.dstgb.de 
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[bookmark: _Toc89432495]4821-22	NRW führt landesweites E-Ticket im ÖPNV ein

Am 1. Dezember 2021 startete im öffentlichen Nahverkehr in Nordrhein-Westfalen flächendeckend der neue eTarif „eezy.nrw“: Bei dem verbundübergreifenden elektronischen Tarif werden Fahrten per App gebucht und per Luftlinienkilometer abgerechnet. Tarifgrenzen spielen für das Angebote keine Rolle. Die Einführung solcher Tickets trägt aus Sicht des DStGB zur Attraktivität des ÖPNV bei. Wichtig ist jedoch, dass eventuell entstehende Mindereinnahmen durch das Land ausgeglichen werden.

Landesweiter E-Tarif

Wer ab dem 1. Dezember in Nordrhein-Westfalen den eTarif bucht, muss nur unmittelbar vor dem Einstieg in Bus und Bahn auf dem Smartphone die mobil.nrw-App öffnen und dort auf einen „Check In“-Button tippen. Unterwegs wird ein QR-Code dem Bildschirm für die Ticketkontrolle angezeigt. Bei der Ankunft am Ziel checken Fahrgäste einfach per Fingertipp wieder aus der App aus.

Abgerechnet wird nach dem finalen Halt per App: Der Ticketpreis für die zurückgelegte Strecke berechnet sich aus einem Grundpreis plus den gefahrenen Luftlinienkilometern zwischen Start und Ziel. Verläuft die Luftlinie durch mehrere Tarif- oder Verbundräume, werden die Preise für die Luftlinienkilometer je Verbundraum einfach addiert.

Der Grundpreis für verbundübergreifende Fahrten liegt bei 1,60 Euro. Der Luftlinienkilometerpreis in allen Verbünden liegt bei durchschnittlich 24 Cent. Der neue eTarif ist in vielen Fällen günstiger als bisherige Tarife. Innerhalb von 24 Stunden sind die Fahrtkosten im eTarif auf 30 Euro gedeckelt. Da alle bekannten, klassischen Tarife bestehen bleiben, werden Bus- und Bahnfahrten für niemanden teurer.

Land fördert den Start das neue Tarifangebot

Das Land fördert den Start von ‚des Angebots mit 100 Millionen Euro im Rahmen der landesweiten ÖPNV-Offensive. In den nächsten Wochen wird der neue eTarif ebenfalls in die verschiedenen Apps der Verkehrsverbünde und Verkehrsunternehmen in Nordrhein-Westfalen integriert. Hinter dem neuen Tarif „eezy.nrw“ steht mobil.nrw, die Gemeinschaftskampagne des Verkehrsministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen, der Verkehrsunternehmen, Zweckverbände, Verkehrsverbände und -gemeinschaften in Nordrhein-Westfalen. 

Anmerkungen des DStGB

Ob digitales Bezahlen, die Vernetzung mit Sharing-Systemen oder einfache und flexible Tarife – die Kundenansprüche im ÖPNV verändern sich fortlaufend. Auch die Pandemie zeigt Handlungsbedarf auf, wenn bspw. durch vermehrtes Homeoffice neue Arbeits- und Lebensmodelle entstehen. Zu einem modernen ÖPNV gehört daher auch die Weiterentwicklung der Tarif-Angebote. Gerade die weiterhin bestehende Vielfalt an Tarifverbünden in Deutschland ist nicht immer kundenfreundlich. 365-Euro-Tickets, landesweite Tarife wie nun in Nordrhein-Westfalen oder gar bundesweit gültige Klimatickets wie in Österreich können durchaus einen Beitrag leisten, den ÖPNV zu stärken. Jedoch sollten gute Angebote bei Bus und Bahn auch zur Verfügung stehen und entsprechend prioritär ausgebaut werden. Und über neue Tarifmodelle und deren Finanzierung darf nicht ohne die kommunalen Aufgabenträger entschieden werden. Klar ist: Tarife, die zu Mindereinnahmen vor Ort führen, sind vollumfänglich gegenzufinanzieren, damit fehlende Mittel nicht an anderer Stelle durch Angebotsreduzierungen ausgeglichen werden müssen. Bund und Länder müssen dauerhaft die ÖPNV-Finanzierung verbessern, damit auch die Tarife attraktiver werden können.

Weitere Informationen

Pressemitteilung des Ministeriums für Verkehr Nordrhein-Westfalen vom 01.12.2021: www.vm.nrw.de

DStGB-Positionspapier „ Ein starker ÖPNV als Kernelement der Verkehrswende“: www.dstgb.de 
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[bookmark: _Toc89432496]4821-23	Bike+Ride-Offensive:
Rahmenverträge für Sammelschließanlagen verfügbar

Im Rahmen der Bike+Ride-Offensive des Bundesumweltministeriums (BMU) und der Deutschen Bahn (DB) sind nun auch Rahmenverträge für Sammelschließanlagen und Standardüberdachungen verfügbar. Somit können Kommunen noch leichter Fahrradabstellanlagen an Bahnhöfen errichten.

Hintergrund Bike+Ride-Offensive

Die Bike+Ride-Offensive unterstützt Kommunen bei der Schaffung von zusätzlichen Fahrradabstellmöglichkeiten an Bahnhöfen. Die DB unterstützt und begleitet die Kommunen im gesamten Projekt von der Auswahl der erforderlichen Flächen bis zur Realisierung der Fahrradabstellanlagen. Außerdem beinhaltet das Programm eine Förderung des BMU über die Kommunalrichtlinie. Bundesweit arbeiten bereits über 500 Kommunen hierbei mit der DB und dem BMU zusammen.

Neue Sammelschließanlagen gehen in den Betrieb

Dem Wunsch vieler Kommunen entsprechend sind inzwischen auch DB-Rahmenverträge für Sammelschließanlagen und Standardüberdachungen verfügbar. Die überdachte, elektronisch bedienbare Sammelschließanlage ist eine Kombination aus Diebstahlschutz, Flächeneffizienz und Komfort. Damit lässt sich insbesondere auch für Besitzer höherwertiger Räder ein attraktives Parkangebot am Bahnhof schaffen.

Die erste gesicherte Anlage dieser Art wurde am 05.11.2021 am Bahnhof Offensen in Betrieb genommen. Radfahrenden stehen dort somit zwölf abschließbare Fahrradstellplätze in direkter Bahnsteignähe zur Verfügung. Um Zutritt zur Sammelschließanlage zu erhalten, bucht man über eine Webseite einen Platz und erhält anschließend einen Zugangscode. Das Preismodell können Kommunen selbst bestimmen. Auch am Bahnhof Eichenau wurde eine Sammelschließanlage der Bike+Ride-Offensive schon eröffnet; die Realisierung einer weiteren Anlage folgt noch in diesem Jahr am Bahnhof Rednitzhembach in Bayern.

Weitere Informationen

Informationen zu den Fördermöglichkeiten der Bike+Ride-Offensive unter: www.deutschebahn.com/bikeandride 
Weitere Fördermöglichkeiten zu Fahrradabstellanlagen gibt es bei der Informationsstelle Fahrradparken: https://radparken.info/ 
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[bookmark: _Toc89432497]4821-24	BVerfG: Keine zeitliche unbegrenzte Erhebung von Erschließungsbeiträgen möglich

Nach einem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 03. November 2021 verstößt die zeitlich unbegrenzte Erhebung von Erschließungsbeiträgen gegen das im Grundgesetz verankerte Gebot der Belastungsklarheit und -vorhersehbarkeit. Das KAG Rheinland-Pfalz muss bis Ende Juli 2022 entsprechend geändert werden. Aus kommunaler Sicht sorgt das Urteil einerseits für mehr Rechtssicherheit. Es bedarf jedoch schnellstmöglich einer verfassungsgemäßen Regelung im KAG, da eine im Urteil erwähnte Anwendungssperre negative Folgen für die betroffenen Kommunen mit sich bringt.

Beschluss zu Erschließungsbeiträgen in Rheinland-Pfalz

Mit dem am 24. November 2021 veröffentlichtem Beschluss vom 3. November 2021 (1 BvL 1/19) hat der Erste Senat des BVerfG entschieden, dass § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Kommunalabgabengesetzes Rheinland-Pfalz (KAG RP) mit Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Rechtssicherheit (Art. 20 Abs. 3 GG) insoweit unvereinbar ist, als danach Erschließungsbeiträge nach dem Eintritt der Vorteilslage zeitlich unbegrenzt erhoben werden können. Die Beitragspflichten verjähren in Rheinland-Pfalz zwar vier Jahre nach Entstehung des Abgabeanspruchs. Der Beginn der Festsetzungsfrist knüpft damit allerdings nicht an den Eintritt der Vorteilslage an, weil die Entstehung des Abgabeanspruchs von zusätzlichen Voraussetzungen abhängt. So bedarf es unter anderem einer öffentlichen Widmung der Erschließungsanlage, die auch erst nach tatsächlicher Fertigstellung der Anlage erfolgen kann. Die tatsächliche Vorteilslage und die Beitragserhebung können somit zeitlich weit auseinanderfallen. Dies verstößt gegen das Rechtsstaatsprinzip in seiner Ausprägung als der Rechtssicherheit dienendes Gebot der Belastungsklarheit und -vorhersehbarkeit.

Der Landesgesetzgeber ist verpflichtet, bis zum 31. Juli 2022 eine verfassungsgemäße Regelung zu treffen.

Sachverhalt im Einzelnen:

Der Kläger des Ausgangsverfahrens ist Eigentümer mehrerer Grundstücke und wendete sich gegen die Erhebung von Erschließungsbeiträgen für die Herstellung einer Straße. In den Jahren 1985/1986 wurde die an die Grundstücke des Klägers angrenzende Straße vierspurig mit einer Länge von knapp 200 Metern gebaut. 1991 zog die Stadt den Kläger zu Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag heran. Die zunächst vorgesehene vierspurige Fortführung der Straße wurde 1999 endgültig aufgegeben. Die Straße wurde stattdessen in den Jahren 2003/2004 zweispurig weitergebaut und in ihrer vollen Länge 2007 als Gemeindestraße gewidmet. Die Stadt setzte daraufhin für die hier maßgeblichen Flurstücke Erschließungsbeiträge fest. Dabei brachte sie die vom Kläger gezahlten Vorausleistungen in Abzug. Nachdem das Verwaltungsgericht zunächst zwei Bescheide aufhob, setzte die Stadt die beanstandeten Beitragsbescheide 2011 neu fest und erhob für ein einzelnes Flurstück einen Nacherhebungsbeitrag. Die dagegen gerichtete Klage blieb vor Verwaltungs- und Oberverwaltungsgericht überwiegend erfolglos. Die Beitragspflicht sei erst mit Widmung der Straße im Jahr 2007 entstanden. Die vierjährige Festsetzungsfrist sei somit erst am 31.12.2011 abgelaufen, also nach Erlass der angefochtenen Bescheide. Sie sei auch nicht nach Treu und Glauben ausgeschlossen.

Auf die Revision des Klägers setzte das BVerwG das Verfahren aus und legte dem BVerfG die Frage zur Entscheidung vor, ob § 3 Abs. 1 Nr. 4 KAG RP in Verbindung mit § 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, § 170 Abs. 1 AO mit Art. 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Grundsatz der Rechtssicherheit in seiner Ausprägung als Gebot der Belastungsklarheit und ‑vorhersehbarkeit (Art. 20 Abs. 3 GG) vereinbar sei, soweit er die Erhebung von Erschließungsbeiträgen zeitlich unbegrenzt nach dem Eintritt der Vorteilslage erlaubt. Es ist der Überzeugung, dass die Regelungen keine hinreichende Berücksichtigung des Interesses des Beitragsschuldners an einer zeitlich nicht unbegrenzten Inanspruchnahme gewährleisteten. Im konkreten Verfahren sei die Vorteilslage im Ausgangsverfahren nicht erst mit der Widmung der Straße im Jahre 2007, sondern spätestens mit der endgültigen Aufgabe ihrer durchgehend vierspurigen Herstellung im Jahre 1999 eingetreten. Sei die Beitragserhebung danach mehr als zehn Jahre nach Eintritt der Vorteilslage erfolgt, so sei angesichts der in anderen Bundesländern geltenden Höchstfristen nicht von vornherein auszuschließen, dass eine vom rheinland-pfälzischen Gesetzgeber noch zu erlassende Regelung die Heranziehung des Klägers zu Erschließungsbeiträgen hindere und somit seine Beitragspflicht dem Grunde nach entfallen lasse.

Die wesentlichen Erwägungen des Senats sind der Pressemitteilung des BVerfG zu entnehmen unter: www.bundesverfassungsgericht.de 

Anmerkungen des DStGB

Grundsätzlich haben die Städte und Gemeinden durch das Urteil nun eine höhere Rechtsklarheit und die Bürgerinnen und Bürger können sich besser darauf einstellen, bis wann mit Beitragsbescheiden zu rechnen ist. 

Nach dem Urteil ist die unbegrenzte Erhebung von Erschließungsbeiträgen nach Eintritt der Vorteilslage mit dem Grundgesetz unvereinbar. Der 1. Leitsatz des Urteils stellt auch klar, dass das Gebot der Belastungsklarheit und -vorhersehbarkeit sich auf alle Abgaben zum Vorteilsausgleich erstreckt, also nicht nur auf Erschließungsbeiträge. 

Für die kommunale Praxis sind mehrere Aspekte von besonderer Bedeutung. Wann entsteht die Vorteilslage, ab welcher der mögliche Zeitraum der Erhebung von Erschließungsbeiträgen beginnt? Rn. 70 der Entscheidung formuliert hierzu: „Dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn die Erschließungsanlage die nach dem satzungsmäßigen Teileinrichtungsprogramm, also den in der Satzung geregelten Merkmalen der endgültigen Herstellung (vgl. § 132 Nr. 4 BauGB), und dem Bauprogramm erforderlichen Teileinrichtungen aufweist; diese wiederum müssen dem jeweils für sie vorgegebenen technischen Ausbauprogramm entsprechen. Demgegenüber kommt es nicht darauf an, ob weitere rechtliche Voraussetzungen für das Entstehen der sachlichen Beitragspflicht vorliegen.“

Die Erschließungsanlage muss demnach nach außen erkennbar technisch fertiggestellt sein, d.h. die Herstellungsmerkmale der Satzung und das Bauprogramm müssen erfüllt sein. 

Nach Rn. 72 des Urteils soll gewährleistet sein, „dass die Entstehung der tatsächlichen Vorteilslage für die Betroffenen erkennbar ist. Denn es kommt hierfür weder auf die wirksame Widmung der Erschließungsanlage noch auf die Wirksamkeit der Beitragssatzung, die planungsrechtliche Rechtmäßigkeit ihrer Herstellung, den Eingang der letzten Unternehmerrechnung, die Mängelfreiheit der technischen Ausführung oder den vollständigen Grunderwerb an.“

Das Verständnis der Vorteilslage des BVerfG umfasst somit nicht den Grunderwerb, obwohl dieser wiederum meistens ein Herstellungsmerkmal der Satzung ist. Ebenso kommt es nicht auf die Öffentlichkeit der Anlage an. Hierzu hatte u.a. der DStGB in seiner Stellungnahme zum Verfahren darauf hingewiesen, dass erst mit der Widmung der Vorteil für das betreffende Grundstück dauerhaft gesichert sei (siehe Urteil Rn. 47).

Mit Fragen verbunden ist insbesondere die Aussage des BVerfG zu noch laufenden Beitragserhebungen und Verfahren am Ende des Urteils. Hier heißt es in Rn. 92: 

„Der Verstoß gegen Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 20 Abs. 3 GG führt lediglich zur Feststellung, dass § 3 Abs. 1 Nr. 4 KAG RP verfassungswidrig ist, soweit er keine Regelung der Höchstfrist vorsieht, bis zu der Erschließungsbeiträge nach Eintritt einer Vorteilslage erhoben werden können. Eine Nichtigerklärung kommt nicht in Betracht, da der Gesetzgeber verschiedene Möglichkeiten hat, den Verfassungsverstoß zu beseitigen (vgl. Rn. 57, 63). Folge der Erklärung der Verfassungswidrigkeit ist eine Anwendungssperre. Gerichte und Verwaltungsbehörden dürfen die Norm im Umfang der festgestellten Unvereinbarkeit nicht mehr anwenden, laufende Verfahren sind auszusetzen (BVerfGE 122, 210 <246>; 133, 143 <162 Rn. 51>). Der Gesetzgeber ist verpflichtet, bis zum 31. Juli 2022 eine auf den gesamten von der Unvereinbarkeitserklärung betroffenen Zeitraum rückwirkende verfassungsgemäße Rechtslage herzustellen. Diese Regelung muss alle noch nicht bestandskräftigen Entscheidungen, die auf der für verfassungswidrig erklärten Regelung beruhen, erfassen (vgl. dazu BVerfGE 133, 377 <423 Rn. 108>).“

Damit sagt das Gericht, dass die derzeitige Verjährungsnorm unvollständig ist und der Gesetzgeber diese ergänzen muss. Die Vorgabe des BVerfG, die Norm nicht mehr anzuwenden, sollte jedoch nicht bedeuten, generell keine Erschließungsbeitragsbescheide mehr auszustellen. Vielmehr sollte in Rheinland-Pfalz eine angepasste Landesregelung abgewartet werden in Fällen, wo die Vorteilslage bereits deutlich vor Entstehung der Beitragspflicht eingetreten ist.

Um jetzt in allen Fällen Rechtssicherheit zu erlangen, muss der Landesgesetzgeber daher schnellstmöglich eine verfassungsgemäße Änderung des KAG RP herbeiführen. Anhaltspunkte für eine künftige Regelung können andere Länder geben, die überwiegend in ihren Gesetzen 20-Jahres-Fristen vorsehen.

Wichtig für die Kommunen ist zu betonen, dass trotz des Urteils auch weiterhin Erschließungsbeiträge erhoben werden können, wenn eine erstmalige Herstellung einer Anbaustraße vorliegt. Dies kann auch der Fall sein, wenn beispielsweise jahrzehntelang nur ein unfertiger Wirtschaftsweg vorliegt. Der Eindruck, dass auch diese unfertige Form der Erschließung ohne die auch vom BVerfG beschriebenen notwendigen Merkmale bereits das Eintreten einer Vorteilslage bewirkt, muss in jedem Fall vermieden werden.

Weitere Informationen

Pressemitteilung des Bundesverfassungsgerichts vom 24.11.2021: www.bundesverfassungsgericht.de 

Entscheidung auf der Webseite des Bundesverfassungsgerichts: 
www.bundesverfassungsgericht.de 
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[bookmark: _Toc89432499]4821-24	FAQ zur Neuregelung der telekommunikationsrechtlichen Wegerechte

Am 01.12.2021 ist die Reform des Telekommunikationsgesetzes (TKG) in Kraft getreten. Ziel der neuen rechtlichen und regulatorischen Regelungen ist es, die Gigabitziele der Bundesregierung zu erreichen, Anreize für Investitionen und Innovationen zu geben, um den marktgetriebenen Ausbau der digitalen Infrastruktur im Festnetz- und Mobilfunkbereich voranzubringen. Das Gesetz setzt die Vorgaben des Europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation (Richtlinie (EU) 2018/1972) um. Das neue TKG bringt auch aus der Sicht der Gemeinden viele Neuregelungen, deren Anwendung und Umsetzung mit zahlreichen Fragen verbunden ist.

Der DStGB wird die Umsetzung und Effektivität dieser Ziele weiter eng im Interesse der Gemeinden begleiten. Die Telekommunikationsinfrastruktur soll weiter marktgetrieben ausgebaut werden, dennoch werden wir weiterhin aufzeigen, dass Telekommunikation eine Daseinsvorsorgeverpflichtung des Bundes ist und bleibt.

Das neue TKG bringt auch aus der Sicht der Gemeinden viele Neuregelungen, deren Anwendung und Umsetzung mit zahlreichen Fragen verbunden ist.

In Zusammenarbeit mit dem DStGB hat das BMVI aktuell Fragen und Antworten zur Neuregelung der telekommunikationsrechtlichen Wegerechte veröffentlicht. Diese Wegerechte sind im neuen TKG vor allem in den §§ 127 sowie 125 und 126 TKG neu geregelt.

Die Fragen und Antworten, die fortlaufend aktualisiert und ergänzt werden, sowie weitere Informationen zum TKG neu sind im Internetangebot des BMVI veröffentlicht unter www.bmvi.de.


(II/1 410-60 Uwe Zimmermann, 01.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432501]4821-25	Kommission verabschiedet Maßnahmenpaket
zur Stärkung der europäischen Kapitalmärkte

Die europäische Kommission hat am 25. November, ein Jahr nach dem Aktionsplan zur Kapitalmarktunion 2020, neue Maßnahmen vorgeschlagen, die die europäischen Kapitalmärkte stärken sollen. Die Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten von Unternehmen in der gesamten EU sollen verbessert werden und es soll dafür gesorgt werden, dass Europäerinnen und Europäer ihre Ersparnisse und Investitionen bestmöglich nutzen können. Diese Maßnahmen werden Anlegern besseren Zugang zu Unternehmens- und Handelsdaten geben, langfristige Investitionen fördern und den grenzüberschreitenden Verkauf von Investmentfonds erleichtern und sicherer machen. Das Maßnahmenpaket soll zur wirtschaftlichen Erholung Europas von der COVID-19-Krise beitragen und den digitalen und grünen Wandel nach vorne bringen.

Die neuen Vorschläge werden zum einen die Unternehmen in der EU und die Anleger näher zusammenbringen, indem der Einheitliche europäische Zugangspunkt (European Single Access Point – ESAP) eine zentrale Anlaufstelle für öffentliche Finanz- und nachhaltigkeitsbezogene Informationen über EU-Unternehmen und EU-Anlageprodukte bieten wird, zum andern wird der Zugang der Unternehmen zu Finanzmitteln verbessert. Dies geschieht durch eine Überarbeitung der Verordnung über europäische langfristige Investmentfonds (ELTIF), die so konzipiert sind, dass sie Finanzmittel in langfristige Investitionsvorhaben lenken und somit gut geeignet sind, die Finanzierung des grünen und digitalen Wandels zu unterstützen. Außerdem werden Investitionsmöglichkeiten für Kleinanleger ausgeweitet, indem die Richtlinie über die Verwalter alternativer Investmentfonds (AIFMD) überarbeitet wird und dadurch die Kreditvergabe an die Realwirtschaft erleichtern und gleichzeitig den Anlegerschutz verbessern und die Finanzstabilität gewährleisten wird. Zuletzt werden die Kapitalmärkte in der EU weiter durch eine Überarbeitung der Verordnung über Märkte für Finanzinstrumente (MiFIR) integriert. Hier soll ein „konsolidierter europäischer Datenticker“ Anlegern Zugang zu fast in Echtzeit bereitgestellten Handelsdaten für Aktien, Anleihen und Derivate an allen Handelsplätzen in der EU verschaffen.

Des Weiteren hat die Kommission in einer Mitteilung angekündigt, dass sie im Jahr 2022 weitere Maßnahmen zur Kapitalmarktunion ergreifen wird: Zu diesen zählen zum Beispiel die Unterbreitung eines Vorschlags zur Notierung, ein Rahmen für offenes Finanzwesen, eine Initiative zu Unternehmensinsolvenzen und ein Rahmen für finanzielle Allgemeinbildung.



Weitere Information sind hier zu finden:
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_6251 


(II/4. Katharina Krewet, Brüssel, 30.11.2021)
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[bookmark: _Toc89432502]4821-26	DIE-Studie zur kommunalen Entwicklungspolitik

Eine aktuelle Studie des Deutschen Instituts für Entwicklungspolitik (DIE) unterstreicht die zunehmende Bedeutung der Entwicklungspolitik in Kommunen. Finanziell sind die Kommunen dabei vor allem auf Förderprogramme des Bundes angewiesen. Zwingend erforderlich sind allerdings Verfahrenserleichterungen bei Beantragung und Durchführung der Programme. Während nahezu alle Städte mit über 50.000 Einwohner/innen entwicklungspolitisch aktiv sind, ist die Zahl aufgrund begrenzter Kapazitäten in kleineren Kommunen deutlich geringer. Kleinere Gemeinden sind daher vor allem auch über den niedrigschwelligeren „Fairen Handel“ entwicklungspolitisch aktiv. Die Studie stellt ferner einen erhöhten Bedarf zum interkommunalen Austausch über die Entwicklungspolitik auf nationaler Ebene fest.

Am 1. Dezember 2021 hat das Deutsche Institut für Entwicklungspolitik (DIE) eine von der Servicestelle Kommunen in der einen Welt (SKEW) beauftragte umfassende Studie zur kommunalen Entwicklungspolitik in Deutschland, die auch von den kommunalen Spitzenverbänden unterstützt wurde, veröffentlicht. Insgesamt haben sich 442 Kommunen (mehr als 2.000 Einwohner) beteiligt. Ergänzend wurden Experteninterviews mit Vertretern/innen aus Bundesministerien, Landesministerien, kommunalen Spitzenverbänden, Zivilgesellschaft, kommunalen Unternehmen sowie Durchführungsorganisationen geführt. Die Studie knüpft an eine Untersuchung an, die in den Jahren 2008/2009 vom DIE ebenfalls im Auftrag der SKEW durchgeführt wurde.

Die Studie unterstreicht das zunehmende entwicklungspolitische Engagement deutscher Kommunen in In- und Ausland, die Themen sind dabei vielfältig. Am häufigsten genannt wurden die Themenfelder „Faires und umweltfreundliches Beschaffungswesen einschl. Fairer Handel“ und „Partnerschaften in Entwicklungs- und Transformationsländern“. Im Vergleich zur Vorgängerstudie hat die relative Bedeutung entwicklungspolitischer Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit, die im Jahr 2008 noch am häufigsten genannt wurde, abgenommen.

Die Befragung der Kommunen im Rahmen der Studie hat gezeigt, dass nahezu alle Kommunen mit mehr als 50.000 Einwohnern/innen entwicklungspolitisch aktiv sind. In kleineren Städten und Gemeinden ist der Anteil deutlich geringer. Kleinere Kommunen sind dabei vor allem im Bereich des „Fairen Handels“ aktiv.

Mit Blick auf die Finanzierung der entwicklungspolitischen Aktivitäten nimmt die Bundesebene eine zentrale Rolle ein. Hierbei brachten die befragten Kommunen zum Ausdruck, im Übrigen unabhängig von der Größenklasse, dass der mit Fördermitteln verbundene administrative Aufwand beim Antragsprozess und der nachfolgenden Berichterstattung verringert werden müsse. Weitere Finanzierungswege sind im Verhältnis weniger bedeutsam: hierzu sind private Spenden und Sponsoren, Landesfördermittel sowie kommunale Eigenmittel zu zählen.

Die meisten der befragten Kommunen gaben an, ihr bestehendes Engagement in Zukunft weiter auszubauen, zentraler Entscheidungsfaktor seien dabei aber externe (finanzielle) Unterstützungsangebote.

Kommunale Entwicklungspolitik ist bekanntermaßen eine freiwillige Aufgabe. Aus Sicht der Autoren der Studie hat dies Vor- und Nachteile. Vorteilhaft ist, dass sich eine Kommune nur dann entwicklungspolitisch engagiert, wenn eigenes Interesse besteht, was in der Regel die Dauerhaftigkeit und die Krisenresistenz des Engagements befördert. Die Nachteile der Freiwilligkeit liegen aber auch auf der Hand, da eine aufgabenadäquate Finanzierung fehlt und viele Kommunen ohne eine angemessene finanzielle und personelle Unterstützung nur bedingt in der Lage sind kommunalentwicklungspolitisch aktiv zu werden.

Als zentrale Herausforderungen der kommunalen Entwicklungspolitik sehen die Autoren der Studie daher u.a.:

1. Sichtbarkeit
0. Einbindung Zivilgesellschaft
0. Stärkere Integration der kommunalen Entwicklungspolitik zur Erreichung der „Sustainable Development Goals“ (SDG) in der nationalen SDG-Berichterstattung

1. Effizienz und Wirksamkeit
1. Stärkerer nationaler interkommunaler Austausch zur Entwicklungspolitik
1. Gerade kleinen Kommunen fehlen die Kapazitäten kommunale Entwicklungspolitik zu implementieren, mehr interkommunale Kooperation nötig
1. Konzentration auf wenige entwicklungspolitische Projekte, die dafür qualitativ besser ausgestattet und langfristiger angelegt sind, zielführend

1. Bedarfe bislang inaktiver Kommunen
2. Bündelung entwicklungspolitischer Aktivitäten kreisangehöriger Gemeinden durch Landkreise
2. Zusammenschluss mehrerer Gemeinden zur Umsetzung eines gemeinsamen entwicklungspolitischen Projektes
2. Finanzielle Förderung essenziell, zusätzliche Unterstützung bei Antragstellung oder Projektentwicklung notwendig
2. Gerade in kleinen Gemeinden ist ehrenamtliches Engagement oft Basis entwicklungspolitischer Aktivitäten, hier wird eine flankierende Unterstützung und Verankerung auf Verwaltungsebene für erforderlich gehalten



1. Handlungsfeld und Kohärenz
3. Agenda 2030 ist für mehrere Bundesministerien sowie Durchführungsorganisationen maßgeblich, Folge sind Kohärenzprobleme
3. Auf kommunaler Ebene wird in der Praxis häufig nicht zwischen Nachhaltigkeits- und entwicklungspolitischen Aktivitäten unterschieden

Anmerkung des DStGB 

Die kommunale Entwicklungspolitik hat im Zuge der Agenda 2030 und der Implementierung der SDGs immer mehr an Bedeutung gewonnen. Denn wie uns die Corona-Pandemie eindrücklich vor Augen geführt hat, machen die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts nicht vor Grenzen halt und müssen dementsprechend, wie Klimawandel und Migrationsbewegungen zeigen, auch global bewältigt werden. Der kommunalen Entwicklungspolitik kommt über eine stärkere internationale Vernetzung und einem ausgeprägteren Lernen voneinander eine gewichtige Rolle zu. Keinesfalls vernachlässigt werden darf in diesem Zusammenhang das Aktivwerden von Akteuren vor Ort. Deutsche Kommunen schreiten hier nach dem Motto „Lokal handeln – Global wirken“ voran.

Auch diese Studie unterstreicht, dass vor allem für kleinere Kommunen der administrative Aufwand für die Beantragung von Fördermitteln und in der Folge die Berichterstattung über die Verwendung der Mittel spürbar zu aufwendig sind. Hier sind zwingend Erleichterungen notwendig. 

Mit Blick auf die begrenzten Kapazitäten kleinerer Gemeinden kann die Durchführung eines gemeinsamen entwicklungspolitischen Projektes durch mehrere Gemeinden zielführend sein, auch eine stärkere administrative und organisatorische Unterstützung durch den jeweiligen Landkreis kann einen gangbaren Weg darstellen.

Die Befragung der Kommunen hat ferner gezeigt, dass der ausdrückliche Wunsch nach einem stärkeren entwicklungspolitischen Austausch der Kommunen auf nationaler Ebene besteht. Neue Austauschformate sollten daher mit der SKEW und in Kooperation mit den kommunalen Spitzenverbänden erörtert werden. Die Arbeit der deutschen Sektion des Rates der Gemeinden und Regionen im Bereich der kommunalen Entwicklungszusammenarbeit ist dabei einzubeziehen.

DIE-Studie: www.die-gdi.de
Anhang zu Studie: www.die-gdi.de 


(II/3 050-85 Florian Schilling, 02.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432503]4821-27	EU-Initiative „Global Gateway“ als Antwort auf die „Neue Seidenstraße“

Am 1. Dezember 2021 brachten die Europäische Kommission und der Hohe Vertreter für Außen- und Sicherheitspolitik eine neue EU-Initiative auf den Weg, mit der intelligente, saubere und sichere Verbindungen für Digitalisierung, Energie und Verkehr gefördert sowie die Gesundheits-, Bildungs- und Forschungssysteme weltweit gestärkt werden sollen. Mit einem Investitionsprogramm in Höhe von bis zu 300 Milliarden Euro möchte die EU besonders den Bau von moderner Infrastruktur in Schwellen- und Entwicklungsländern vor allem in Afrika, Asien und Lateinamerika fördern. Die "Global Gateway" genannte Initiative hat damit ein größeres Volumen als nach der ersten Ankündigung im September erwartet wurde, was ein Zeichen dafür ist, wie wichtig das Vorhaben EU-Kommissionschefin Ursula von der Leyen ist, die sich persönlich um das Investitionsprogramm kümmert. Das Vorhaben gilt als Schlüsselinitiative der EU im Systemwettbewerb mit China und soll eine auf demokratischen Werten fußende Alternative zum bekannten chinesischen Projekt "Neue Seidenstraße" sein, das bereits 2013 gestartet wurde und auch als "Belt and Road Initiative" bezeichnet wird.

Global Gateway steht für nachhaltige, zuverlässige Verbindungen, die den Menschen und dem Planeten dabei helfen, die dringendsten globalen Herausforderungen – von Klimawandel und Umweltschutz über die Verbesserung der Gesundheitssicherheit bis hin zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und der globalen Lieferketten – zu bewältigen. EU-Kommissionschefin Ursula von der Leyen will die öffentlichen und privaten Mittel bis zum Jahr 2027 aufbringen, um weltweit den Bau von Straßen, Bahnlinien oder Internetverbindungen in Schwellen- und Entwicklungsländern voranzutreiben. Zudem sollen auch Anlagen zur Herstellung und Verflüssigung von grünem Wasserstoff und Gesundheitseinrichtungen gefördert werden. In dem Papier, welches die EU-Kommission am Mittwoch, den 01.12.2021 beschlossen hat, heißt es hierzu: "Durch das Angebot eines positiven Ausbaus der weltweiten Infrastruktur will 'Global Gateway' in internationale Stabilität und Zusammenarbeit investieren. Außerdem soll demonstriert werden, dass demokratische Werte Sicherheit und Fairness, Nachhaltigkeit für die Partner und anhaltende Vorteile für Menschen rund um den Globus bringen". Auch Kommissionspräsidentin von der Leyen bestätigt dies: Wir werden intelligente Investitionen in hochwertige Infrastrukturen unterstützen, bei denen im Einklang mit den demokratischen Werten der EU und den internationalen Normen und Standards die höchsten Sozial- und Umweltstandards eingehalten werden. Die Global-Gateway-Strategie zeigt auf, wie Europa resilientere Verbindungen mit der Welt aufbauen kann.“

Global Gateway stützt sich auf die neuen Finanzierungsinstrumente des Mehrjährigen Finanzrahmens der EU für 2021-2027. Die Investitionssumme soll sich aus dem Europäischen Fonds für nachhaltige Entwicklung, aus diversen bereits existierenden Programmen, finanziellen Institutionen der EU und den Investitionsprogrammen der Mitgliedsstaaten und aus dem Entwicklungshilfe-Haushalt der EU zusammenstellen. Die EU wird den Partnern nicht nur solide finanzielle Bedingungen bieten, indem sie Finanzhilfen, günstige Darlehen und Haushaltsgarantien bereitstellt, um Investitionsrisiken zu mindern und die Schuldentragfähigkeit zu verbessern, sondern sie wird sich auch für höchste Standards auf den Gebieten Umwelt, Soziales und strategisches Management einsetzen. 

Diese neue Initiative gilt als Antwort auf die Neue Seidenstraße Chinas. Die starke Präsenz Chinas für die EU wird somit nochmal deutlich. Daher organisiert der DStGB zusammen mit der Friedrich-Ebert-Stiftung eine Veranstaltung zum Thema „China und Kommunen“, bei der verschiedene Positionen über die aktuelle Lage diskutieren. Besonders wird der Einfluss der Volksrepublik China auf die Europäische Union im Hinblick auf die Seidenstraße im Vordergrund der Diskussion stehen. Die Veranstaltung findet am 26. Januar 2022 in Brüssel statt.

Weitere Informationen über die EU-Initiative finden Sie hier:
· www.tagesschau.de 
· https://ec.europa.eu 

(II/4 Katharina Krewet, Brüssel, 01.12.2021)
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[bookmark: _Toc89432505][bookmark: _Toc502842262]4821-28	Statement: Bund-Länder-Vereinbarung – 
spät aber richtige Ansätze

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für die Rheinische Post vom 02.12.2021

•	Kurzfristige Wirkung fraglich
•	Umsetzung und Kontrolle vor Ort entscheidend

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund hält die beschlossenen Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung für einen richtigen Ansatz. Der Maßnahmenkatalog kommt spät, aber besser spät als gar nicht. Es ist richtig, bundesweit den Zugang zu Einrichtungen und Veranstaltungen der Kultur und der Freizeitgestaltung (Kinos, Theater, Gaststätten etc.) inzidenzunabhängig nur für Geimpfte und Genesene (2G) zu regeln. Auch die 2G-Regel bundesweit inzidenzunabhängig auf den Einzelhandel, mit Ausnahme der Geschäfte des täglichen Bedarfs, auszuweiten sowie die Kontaktbeschränkungen für Ungeimpfte, sind zwar einschneidende, aber richtige Ansätze. Denn es sind insbesondere die Ungeimpften, die die Inzidenzwerte in immer weitere Höhen treiben. 
 
Auch die Begrenzung der Auslastung von Großveranstaltungen wie Fußballspielen war überfällig. Die Fußballspiele des letzten Wochenendes mit 50.000 Zuschauern und mehr waren ein verheerendes Signal. Da Clubs und Diskotheken darauf angelegt sind, engen Kontakt zu ermöglichen, ist es auch richtig, diese Einrichtungen bei einer Inzidenz von über 350 zu schließen. Auch das Feuerwerksverbot an Silvester kann dazu, die Kliniken vor zusätzlicher Überlastung zu schützen. 
 
Es ist richtig, die Impfkampagnen zu intensivieren. Dass es tatsächlich gelingen kann, bis Weihnachten 30 Millionen Impfungen umzusetzen, ist allerdings eher unwahrscheinlich. Viele Impfzentren sind geschlossen. Zwar gibt es mobile Impfstationen, aber wir hören immer wieder, dass die Impfstoffe bei der Verteilung noch nicht so vorhanden sind, wie von den Ärzten gewünscht.
 
Man sollte sich auch keiner Illusion hingeben. Die beschlossenen Maßnahmen werden Zeit brauchen, um Wirkung zu entfalten. Ein kurzfristiger Wellenbrecher ist das nicht.
 
Entscheidend wird es darauf ankommen, dass die Einhaltung der Regeln konsequent kontrolliert und ggf. auch mit einem entsprechenden Bußgeld geahndet werden, soweit Verstöße vorliegen. Die Kommunen werden alles tun, was möglich ist. Sie erwarten allerdings die Unterstützung der Länder und durch die Polizeibehörden. Dabei gilt es auch zu bedenken, dass im privaten Bereich wirksame Kontrollen kaum möglich sind, da es kein entsprechendes Betretungsrecht gibt. Es wird daher darauf ankommen, immer wieder an die Vernunft der Menschen zu appellieren und die Dramatik der Situation darzustellen.
 
Notwendig ist weiterhin eine langfristige Strategie. Wie es sich abzeichnet, wird es weiter Booster-Impfungen (vierte Impfungen) im Frühjahr geben müssen. Darauf sollten wir uns schon jetzt vorbereiten. Im Zusammenhang mit der diskutierten Impfpflicht muss auch das Thema 2G am Arbeitsplatz aufgerufen werden. 
 
Bei all den Maßnahmen wird auch zu bedenken sein, dass die Stimmung im Land vergleichsweise schlecht ist. Die Menschen sind es naturgemäß leid, immer neue Einschränkungen hinnehmen zu müssen. Das merken auch die Kommunen vor Ort bei den Kontrollen. Diese Entwicklung wird tendenziell zunehmen. Andererseits sollte man die sogenannte Spaltung der Gesellschaft auch nicht über Gebühr herbeireden. Die ganz große Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger trägt die notwendigen Maßnahmen mit. Alle wissen, dass die Impfung der einzige Weg aus der Pandemie und der Weg zurück zu einem normalen Leben ist.
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[bookmark: _Toc89432506]4821-29	Statement: Gute und abgewogene Entscheidung von Karlsruhe

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für das Korrespondentenbüro Herholz vom 01.12.2021.

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Bundesnotbremse ist eine gute und abgewogene Entscheidung von Karlsruhe, die ja dem widersprach, was uns viele Talkshow-Juristen lange erzählt haben. Das Urteil eröffnet der Ampel-Koalition und den Ländern mehr Handlungsoptionen. Es schafft Klarheit zur Frage, was geht und was geht nicht. Auch die besondere Anerkennung der schulischen Bildung finde ich gut. 

Die Politik hat nun neue konkrete Maßnahmen in Aussicht gestellt. Das kommt spät – aber besser spät, als gar nicht. Ob das aber die jetzige Situation nachhaltig ändert muss man abwarten. Bis die geplanten Maßnahmen greifen, wird noch einige Zeit ins Land gehen. Allerdings könnten manche Dinge durchaus jetzt schon umgesetzt werden, wie der Lockdown für Ungeimpfte. Und Fußballspiele mit 50.000 Zuschauern, wie jüngst in Köln: Das geht gar nicht. 

Die Zielsetzung von 30 Millionen Impfungen bis Weihnachten ist meiner Meinung nach eine gute Absicht, ich befürchte aber, dass das ein frommer Wunsch bleibt. Die jetzigen Zahlen wird man sicher erhöhen können. Allerdings sind die Impfstoffe in der Verteilung nicht so vorhanden wie gewünscht. Zudem sind viele Impfzentren gar nicht mehr in Betrieb – etliche davon kann man gar nicht so schnell wieder hochfahren. 

Die Achillesferse bleibt zudem, die Kontaktbeschränkungen zu kontrollieren. Das alles wird nicht funktionieren, wenn die Menschen nicht ausreichend mitmachen. Wir werden intensiv kontrollieren, soweit möglich, aber im privaten Bereich kann man das praktisch nicht überprüfen. Schließlich haben wir dort kein Betretungsrecht.

Was aus meiner Sicht zudem fehlt ist wieder einmal die langfristige Strategie. Wir reden jetzt über die vierte Welle, doch was ist mit einer möglichen fünften? Was ist mit den Boosterimpfungen im nächsten Jahr, die sicher notwendig werden, wenn die Wirkung der aktuellen Impfungen schon wieder nachlässt? Was mir zudem fehlt, ist die Debatte, ob 2G irgendwann dann auch an Arbeitsplätzen gelten muss, sollte es eine Impfpflicht geben.
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[bookmark: _Toc89432507]4821-30	Interview: 2G-Regel im Handel – Corona-Kontrollen Hilfe von Ländern und Polizei

Interview des SWR aktuell mit DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg vom 03.12.2021. Das Gespräch führte Arne Wiechern.

SWR aktuell: Ist das denn jetzt gut oder schlecht für die Kommunen, dass es keinen flächendeckenden Lockdown geben soll?

Dr. Landsberg: Ich glaube, das ist gut. Die Maßnahmen kommen spät, aber ich glaube, sie sind richtig. Ein flächendeckender Lockdown wäre auch nicht gerechtfertig, weil die Inzidenzwerte unterschiedlich sind. In Schleswig-Holstein sieht das ganz anders aus als in Sachsen. Man muss ja auch bedenken, die Menschen machen das jetzt seit zwei Jahren mit. Da muss man schon mit Augenmaß und auf Sicht fahren. Ich verstehe schon, wenn Intensivmediziner sagen, am besten alles zu, das ist für die Inzidenz am besten. Aber man muss auch die gesellschaftlichen Auswirkungen sehen. Und deswegen halte ich diesen – letztlich ist es das – „Lockdown für Ungeimpfte“ und die anderen Einschränkungen für einen richtigen Ansatz.

SWR aktuell: Was ist denn für Sie bei diesen vielen Beschlüssen der wichtigste Punkt aus Sicht der Städte und Gemeinden? 

Dr. Landsberg: Der wichtigste Punkt ist, dass 2G jetzt im Prinzip überall im Handel gilt, außer bei Lebensmittelgeschäften oder Apotheken. Das müssen wir kontrollieren. Das ist eine große Herausforderung. Auch für die Wirtschaft, die müssen das auch kontrollieren. Die Leute sind teilweise unwillig und auch aggressiv, wenn es zu Kontrollen kommt. Aber ich glaube, wir schaffen das, setzen natürlich auf Unterstützung durch die Länder und die Polizeibehörden. Da haben wir ein bisschen Erfahrung, im Lockdown haben wir das auch gemacht. Es wird da immer wieder Probleme geben, aber die Masse der Menschen – das hat ja auch Ihre Umfrage gezeigt – ist einsichtig. Und die wissen, die Lage ist richtig, richtig ernst.

SWR aktuell: Viele Händler sind allerdings unzufrieden mit der 2G-Regel: Sie müssen die kontrollieren und notfalls eben auch Kunden aus dem Laden weisen. Deswegen befürchten die nun Ärger und Umsatzverlust. Was können die Kommunen denn für die Einzelhändler tun oder müssen die einfach selbst sehen, wie sie mit dieser Situation zurechtkommen?

Dr. Landsberg: Nein, das ist eine Gemeinschaftsaufgabe der Wirtschaft und der Kommunen. Wir werden da auch unterstützen, auch in den Fußgängerzonen ist ja teilweise dann auch Maskenpflicht und ähnliches. Aber natürlich ist das eine Belastung für die Wirtschaft. Aber wenn Sie die Einzelhändler fragen, was ist euch denn lieber, ein Lockdown oder wenigstens 2G-Kunden, da ist die Antwort aber eindeutig.

SWR aktuell: Spekulieren wir jetzt mal: Angenommen diese nun beschlossenen Maßnahmen reichen am Ende nicht aus, um die Pandemie vorerst wieder in den Griff zu bekommen. Wie weit könnten denn die Maßnahmen Ihrer Einschatz nach noch gehen oder sagen wir anders: Wo ist die Schmerzgrenze?

Dr. Landsberg: Die Schmerzgrenze ist eigentlich jetzt schon überschritten. Ich glaube auch nicht, dass die Maßnahmen, was jetzt alle erwarten, ganz kurzfristig wirken. Das wird sicherlich ein, zwei Wochen dauern. Natürlich kann man sich vorstellen, das rechtliche Instrumentarium besteht jetzt, dass in Gegenden mit ganz hoher Inzidenz – ich darf mal darauf hinweisen, wir haben heute morgen 33 Städte und Kreise mit einer Inzidenz über 1.000, die Bundeswehr fliegt durch die Republik, um Intensivpatienten zu verlegen – da kann man schon vorstellen, dass es dann doch zu einem weitgehenden Lockdown in bestimmten Regionen kommt, um der Sache Herr zu werden.

Das Interview kann nachgehört werden unter www.swr.de.
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[bookmark: _Toc89432508]4821-31	Statement: Epidemische Notlage erneut feststellen

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für das RedaktionsNetzwerk Deutschland vom 29.11.2021

Die Pandemielage in Deutschland ist dramatisch, die Infektionszahlen steigen weiter und die Situation in den Krankenhäusern verschärft sich täglich. In vielen Städten und Gemeinden stoßen Gesundheits- und Ordnungsämter an ihre Belastungsgrenze. Mit der nun entdeckten neuen Mutation des Coronavirus kann sich die Lage weiter zuspitzen. 

Wir können daher nicht weitermachen wie bisher, sondern brauchen schnelles und abgestimmtes Handeln der Politik in Bund und Ländern. Daher erscheint es dringend geboten, die für kommende Woche geplante Ministerpräsidentenkonferenz vorzuziehen, um ein bundesweit einheitliches Vorgehen zu verabreden. 

In einem einheitlichen Maßnahmenkatalog sollte klar festgelegt werden, was bei welchen Infektionszahlen passieren muss und wie dann die Einschränkungen aussehen müssen. Ein Flickenteppich an unterschiedlichen Landesregelungen ist den Menschen schwer vermittelbar. Daher brauchen wir bundesweit einheitliche Indikatoren für das Pandemiegeschehen, die dann auch entsprechende Maßnahmen auslösen. 

Insofern ist es wichtig, die epidemische Lage von nationaler Tragweite wieder in Kraft zu setzen, um den Ländern diese Werkzeuge für schnelles und zielgerichtetes Handeln zur Verfügung zu stellen. Fraglich ist allerdings, ob die neu festgelegte Hospitalisierungsinzidenz ein geeigneter Maßstab ist, um das Pandemiegeschehen abzubilden. Die bisherige Praxis zeigt, dass die entsprechenden Zahlen teilweise erst mit deutlichem Zeitverzug vorliegen und so ein verzerrtes Bild entstehen kann. Notwendig ist aber ein Instrumentarium, das frühzeitiges und wirksames Gegensteuern ermöglicht.
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[bookmark: _Toc89432509]4821-32	Statement: Pandemie läuft aus dem Ruder – Politik muss sofort handeln

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für die Rheinische Post vom 28.11.2021

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund beurteilt die Entwicklung der Corona-Pandemie als äußerst dramatisch. Unser Gesundheitssystem kommt an seine Grenzen, die Infektionszahlen steigen ungebremst. Eine weitere, möglicherweise noch gefährlichere Virusvariante ist erstmals aufgetreten. Die bisher von Bund und Ländern beschlossenen Maßnahmen reichen zur wirksamen Bekämpfung der Pandemie erkennbar nicht aus. Wir brauchen ein sofortiges Handeln der Politik. Notwendig sind eine Ministerpräsidentenkonferenz sowie eine verbindliche Absprache mit der Ampel-Koalition.

In einigen Teilgebieten Deutschlands, mit extrem hohen Infektionszahlen, wird es ohne einen Lockdown nicht gehen. Jeder Tag, den wir länger warten, erhöht die Gefahren für die Menschen und unser Gesundheitssystem. Es braucht nun schnell eine gemeinsame Verständigung darüber, dass die epidemische Notlage wieder festgestellt wird, um so zusätzliche Handlungsmöglichkeiten zu eröffnen. Dazu gehört ein klarer Appell an die Bevölkerung, Kontakte so weit wie möglich zu reduzieren. Großveranstaltungen, Partys und Konzerte sind jetzt das vollkommen falsche Signal. Auch bei Fußballspielen muss die Zahl der Zuschauer deutlich reduziert werden.

Außerdem müssen die Booster Impfungen weiter beschleunigt werden. Der Bund muss sicherstellen, dass ausreichend Impfdosen in ganz Deutschland zur Verfügung stehen. Falls nicht vorhanden, müssen sie sofort beschafft werden. Es gilt der Grundsatz: Ohne deutlich mehr Impfungen kommen wir aus der Pandemie nicht heraus. Der DStGB warnt vor einer Pandemie-Endlosschleife, wenn es nicht gelingt, die Zahl der Geimpften deutlich zu steigern. Deswegen müssen bereits jetzt auch die möglicherweise notwendigen weiteren Booster-Impfungen systematisch für alle Menschen im Jahr 2022 vorbereitet werden. 

Über Impfpflichten sollte nicht nur diskutiert werden. Zunächst sollten sie für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen unverzüglich gesetzlich festgeschrieben werden. Wir lösen unsere Probleme nicht mit langen Diskussionen, sondern mit der Umsetzung konkreter Maßnahmen. Das sieht eine sehr große Mehrheit der Bevölkerung ebenso. Auch das muss bei den Maßnahmen gewichtet werden. Auch die Kommunen werden ihre Kontrollen weiter ausführen und wo nötig erhöhen, um die Umsetzung der nun notwendigen Schritte zu überwachen.
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[bookmark: _Toc89432510]4821-33	Statement: Konzertierte Aktion Pandemiebekämpfung notwendig – Weitere Booster-Impfungen langfristig planen

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für die Deutsche Presse-Agentur (dpa) vom 26.11.2021

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund beurteilt die Corona-Pandemie als äußerst dramatisch. Unser Gesundheitssystem kommt an seine Grenzen, die Infektionszahlen steigen ungebremst. Eine weitere, möglicherweise noch gefährlichere Virus-Variante ist in Südafrika erstmals aufgetreten. Volle Fußballstadien und Großveranstaltungen gehen in dieser kritischen Phase der Pandemie nicht und setzen ein vollkommen falsches Signal.

Die bisher von Bund und Ländern beschlossenen Maßnahmen reichen zur wirksamen Bekämpfung der Pandemie erkennbar nicht aus. In Teilgebieten Deutschlands mit extrem hohen Inzidenzzahlen wird es ohne einen Lockdown nicht gehen. Mit dem Auslaufen der epidemischen Notlage fehlt dafür allerdings die notwendige Rechtsgrundlage. Hier ist die Ampel gefordert, im Bundestag noch vor der Weihnachtspause erneut die epidemische Notlage festzustellen, um so die notwendigen Handlungsmöglichkeiten zu eröffnen.

Gleichzeitig brauchen wir endlich eine mittelfristige Strategie, damit Deutschland nicht in die Endlosschleife der Pandemie gelangt. Dazu gehört zum Beispiel die Einführung von Impfpflichten insbesondere für berufsspezifische Gruppen in medizinischen Berufen und in der Pflege. Da wir die Erfahrung gemacht haben, dass die Impfungen in ihrer Wirkung deutlich nachlassen, müssen schon jetzt die Vorbereitungen getroffen werden, um regelmäßige Booster-Impfungen für alle anzubieten. Daneben ist eine Kommunikation der Regierung unverzichtbar, die den Menschen die Dramatik der Lage deutlich macht und damit hoffentlich einen Impuls für mehr Impfungen auslöst.
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[bookmark: _Toc89432511]4821-34	Interview: Corona-Proteste sind ein verheerendes Signal

Interview des MDR AKTUELL mit DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg vom 01.12.2021

MDR: Ganz offiziell liegt das öffentliche Leben in Mitteldeutschland gerade ja zu großen Teilen brach. Was auch verboten ist, unter anderem, sind große Demonstrationen. Trotzdem haben die vorgestern wieder stattgefunden – wie jede Woche in ganz Mitteldeutschland. Hunderte Gegner der Corona-Maßnahmen waren an den verschiedensten Orten unterwegs. Genau dort also, wo die Inzidenz und die Zahl der ungeimpften Menschen bundesweit am höchsten sind. Die Behörden, die ließen das wieder laufen. Was ist in solchen Momenten mit dem sog. Gewaltmonopol des Staates? Warum kann dieser Staat offenbar nichts gegen diese Spaziergänge, wie sie die Veranstalter nennen, tun? 

In Freiberg waren es am Montag zwischen 700 und 1.000 Menschen – je nach Augenzeugenberichten. In Thüringen war Erfurt Spitzenreiter mit 650 Demonstranten. Das alles ohne Maske und Abstand. Erlaubt sind laut Corona-Verordnung aktuell zehn Menschen auf einem Haufen. Wie kann das alles sein?

Dr. Gerd Landsberg: Das ist zunächst mal ein verheerendes Signal. Sie haben es ja auch anmoderiert. Es ist ja nicht das erste Mal, dass sich so etwas spontan bildet. Andererseits muss man auch anerkennen: Das Versammlungsrecht ist ein hohes Gut. Die Sächsische Verordnung sieht allerdings – wie Sie richtig gesagt haben – eine Teilnehmerzahl von maximal zehn Personen vor. Und natürlich müssen Abstand und Maske berücksichtigt werden. Wenn das so massiv nicht stattfindet und das wiederholt stattfindet, glaube ich schon, dass die Polizei und die Ordnungsämter da eingreifen müssen. Nun muss man allerdings bedenken: Es gilt auch da immer der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Wenn Sie den Eingriff nur mit massivster Gewalt umsetzen können, spricht vieles dafür zu sagen, es ist ja auch draußen, wir lassen das laufen, verhängen aber entsprechende Bußgelder wegen Verstoß gegen die Maskenpflicht. Das ist nach meiner Information ja auch gemacht worden. Aber man kann eigentlich nur appellieren an die Polizei, in der Vorbereitung auf solche Situationen, wenn die sich eben immer wiederholen, da einfach mal stärkere Kräfte zusammenzuziehen, um auch ein Zeichen zu setzen. Ich meine, die Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland muss sich an ganz viele Einschränkungen halten und deswegen glaube ich, ist das auch ein schlechtes Signal nach außen.

MDR: Ein freischaffender Reporter hatte sich beim MDR gemeldet, der war ziemlich verwirrt. Er war am Montag in Freiberg dabei, wollte die Demo beobachten, darüber berichten, mit Maske wohlgemerkt. Und er war laut eigener Aussage der einzige, der von der Polizei kontrolliert wurde, weil er als Demonstrant nicht angemeldet war. Herr Landsberg, da stimmt doch irgendwas nicht? Oder wie sehen Sie das?

Dr. Landsberg: Ich habe auch den Eindruck, dass da etwas nicht stimmt. Die freie Berichterstattung der Presse muss natürlich gewährleistet werden. Wir haben andere Fälle, die uns bekannt sind. Der Staat darf da nicht tatenlos zusehen.

MDR: Er hat nicht tatenlos zugesehen. Ziemlich genau vor einem Jahr in Berlin gab es eine riesige Demo gegen das Infektionsschutzgesetz. Tausende waren es damals, die durch das Regierungsviertel gezogen sind. Die Polizei hat Wasserwerfer eingesetzt, es gab knapp 400 Festnahmen – da hat also das Gewaltmonopol des Staates ganz offensichtlich gegriffen. Was ist denn aus Ihrer Sicht der Unterschied zwischen Berlin 2020 und meinetwegen Freiberg oder auch Erfurt 2021?

Dr. Landsberg: Da gibt es einen ganz wesentlichen Unterschied. Berlin ist die Bundeshauptstadt. Da können Sie, wenn es darauf ankommt, in ganz anderem Maße Kräfte mobilisieren. Da ist die Bundespolizei, da sind verschiedene Bundesbehörden, die auch Polizeikräfte haben. Aber zur Not hat es ja auch jedes Land in der Hand, zu anderen Bundesländern zu sagen, ihr müsst uns verstärken, oder auch gegenüber der Bundespolizei. Ich denke, bei der Analyse dieser Vorgänge, das hat der sächsischen Innenminister ja auch signalisiert, wird man diesen Aspekt auch noch gewichten müssen. 

MDR: Gibt es am Ende das klassische Problem: zu wenig Personal?

Dr. Landsberg: Da muss man auch ehrlich sein: Der Staat – egal ob jetzt Polizei oder die Ordnungsämter – kann nicht immer und überall sein. Heute läuft das ja auch anders als früher. Die verabreden sich über das Netz und eigentlich demonstrieren sie ja gar nicht, sie gehen nur spazieren. Da sind schon Mechanismen entstanden, die man nicht flächendeckend ständig kontrollieren kann. Da sollte man auch ganz ehrlich sein.

MDR: Gestern gab es ja das erste Bund-Länder-Treffen zu Corona in dieser Woche. Keine Beschlüsse. Morgen dann das zweite, vermutlich dann mit Beschlüssen. So ist das jedenfalls angekündigt. Was muss denn aus Ihrer Sicht morgen beschlossen werden?

Dr. Landsberg: Dass man sagt: Ungeimpfte dürfen grundsätzlich nur noch in Lebensmittelgeschäfte, Apotheken, das heißt, dass man deren Kontakte deutlich einschränkt. Ich glaube auch, dass wir einen neuen Rechtsrahmen brauchen: Entweder stellt man noch mal die epidemische Notlage fest, das könnte der Bundestag durch Beschluss, oder aber man ändert noch einmal das Infektionsschutzgesetz. Dann würde sicherlich der Start sein für die Schaffung einer Impflicht ab 2022. Das wird auch noch mal eine riesen Diskussion in der Gesellschaft auslösen.
Das Interview kann nachgehört werden unter www.mdr.de.
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Interview des Deutschlandfunk mit DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg vom 30.11.2021.

Deutschlandfunk: Bundesgesundheitsminister Spahn sieht jetzt Klarheit. Er sagt nach dem heutigen Urteil zur Bundesnotbremse: Klarheit für weitere Krisenmaßnahmen, die beschlosen werden können, gibt es. Über die haben heute auch Bund und Länder beraten, ohne dass man aktuell so ganz klar sagen könnte, was nun demnächst wo gilt und wo nicht. Aber es gibt einen groben Weg, der vorgezeichnet ist. Herr Dr. Landsberg, wie klar sehen Sie jetzt?

Dr. Gerd Landsberg: Ganz klar sehe ich nicht, aber ich sehe immerhin, dass Bund und Länder sich bemühen und auch die Ernsthaftigkeit der Lage jetzt offenbar erkannt haben. Ich darf mal dran erinnern: Ursprünglich hieß es, die nächste Ministerpräsidentenkonferenz am 9. Dezember. Jetzt findet eine weitere am kommenden Donnerstag ab 11 Uhr statt. Es sind ganz konkrete Beschlüsse angekündigt. Das ist aus meiner Sicht richtig, denn die Lage ist dramatisch. Ein Beispiel: Wir haben heute über 31 Städte und Kreise mit einer Inzidenz über 1.000, teilweise bei 2.000. Die Bundeswehr fliegt schon durch die Republik, um Intensivpatienten zu verlegen. Es ist eigentlich nicht fünf vor, sondern fünf nach zwölf. Deswegen ist es wichtig und richtig, dass die Politik sich jetzt sputet.

Deutschlandfunk: Wir haben vorhin schon darüber gesprochen, was klar zu sein scheint: 2G und auch 2G+ werden die Regel werden. Olaf Scholz, der designierte Kanzler, hat angekündigt, eine Gesetzgebung, die vorbereitet wird für eine Impfpflicht. Sind das die richtigen und möglicherweise auch schon ausreichenden Maßnahmen?

Dr. Landsberg: Das sind die richtigen Ansätze. Wobei – da muss man ganz ehrlich sein – die Impfpflicht, selbst wenn das politisch jetzt entschieden wird, ich finde das eigentlich richtig – bis das gesetzestechnisch umgesetzt und angewendet wird, sind wir sicherlich im März oder April. Da sind andere Dinge wichtiger. Dass man zum Beispiel sich offen darauf verständigen wird, die epidemische Notlage erneut festzustellen oder auch noch mal das Infektionsschutzgesetz zu ändern. Dass bestimmte Maßnahmen, die eben jetzt nicht gehen wie zum Beispiel die Schließung von Restaurants, die Schließung von Hotels in Gebieten mit ganz hohen Inzidenzen, dass man die wieder ermöglicht. Das halte ich für richtig. Und auch der sogenannte „Lockdown für Ungeimpfte“, dass diese im Prinzip nur noch in die Apotheke oder ins Lebensmittelgeschäft kommen, ist auch ein wichtiger Ansatz. Die nächste Frage ist natürlich, wie wird man das denn am Arbeitsplatz regeln? Wenn man das konsequent sieht und auch eine Impfpflicht haben will, wird man sagen müssen: Wenn man dem Arbeitgeber die Impfung nicht nachweist, wird man freigestellt und bekommt auch kein Geld mehr. Das hätte natürlich ein enormes Druckpotenzial.

Deutschlandfunk: Aber wie Sie sagen, das sehe ich auch so, dass das noch Monate dauern kann. Bis dahin müssen andere Maßnahmen her. Mehr Kontrollen soll es natürlich auch geben. Was hören Sie denn aus den Städten und Gemeinden? Was wünschen die sich denn?

Dr. Landsberg: Die wünschen sich vor allem Klarheit. Dass nicht überall etwas anderes gilt und dass die Bürger das verstehen. Und die Bürger verstehen es nur, wenn wir möglichst einheitliche Regeln haben. Das heißt nicht, dass überall die gleichen Regeln gelten, die Inzidenzen sind ja völlig unterschiedlich, wenn Sie sich Sachsen anschauen und vergleichen es mit Schleswig-Holstein. Dann sind die Kommunen natürlich an der Grenze. Was wir jetzt alles kontrollieren sollen, an Weihnachtsmärkten, in den Geschäften. Wir haben eine gewisse Erfahrung, aber das ist schon stressig. Man muss auch sehen, die Leute sind natürlich auch ein bisschen gereizt. Das erlebt man in Geschäften, das erleben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unserer Ordnungsämter, das erlebt die Polizei. Die Stimmung ist einfach schlecht. Das ist nachvollziehbar. Alle haben gedacht, jetzt ist es mal gut und jetzt ist es schlimmer als vorher. Aber es hilft nichts, wir müssen da durch. Und es gibt ja einen positiven Aspekt: Dass auf einmal die Schlangen vor den Impfstationen immer länger werden. Das heißt, diese Stimmung hat auch eine Auswirkung auf die Impfbereitschaft. Und das sind jetzt nicht nur die Leute, die sich die Booster-Impfung abholen, sondern auch ganz viele, die die erste oder auch die zweite Impfung abholen. Auch mit dem Hinweis, das sagen die auch, ich will doch auch mal wieder ins Kino oder zumindest in die Gaststätte. Das hat schon eine Wirkung.

Deutschlandfunk: Sie haben die Reizschwelle angesprochen: Die ist bei den Menschen vor allem sehr niedrig wenn die Sprache auf regionale oder auch den bundesweiten Lockdown kommt. Wie sehen Sie das denn: Brauchen wir so was noch mal?

Dr. Landsberg: Es wird aus meiner Sicht keinen bundesweiten Lockdown geben. Das halte ich auch nicht für nötig, weil die Inzidenzzahlen völlig unterschiedlich sind. Es wird einen Lockdown für Ungeimpfte geben, es wird Einschränkungen geben, wir werden demnächst Fußballspiele ohne Zuschauer erleben, wir werden sicherlich Discos und Bars schließen, aber das andere wird jedenfalls flächendeckend nicht passieren. Das schließt allerdings nicht aus, wenn in bestimmten Gebieten, in nenne noch mal wieder Sachsen, Thüringen, auch Sachsen-Anhalt, die ja eine wahnsinnig niedrige Impfquote haben, wenn da die Inzidenzen weiter steigen, wird nichts anderes übrig bleiben, als im größeren Umfang auch Lockdownmaßnahmen zu beschließen.

Das Interview kann unter www.deutschlandfunkkultur.de nachgehört werden.
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Das Ärzteblatt berichtete am 29.11.2021, dass mit Unterstützung der Impfstellen nun im Schnitt 600.000 Impfungen pro Tag verabreicht würden. Insgesamt habe sich damit das Impftempo bei den Drittimpfungen deutlich beschleunigt, bei den Praxen sogar verdoppelt.

Der vollständige Beitrag kann unter www.aerzteblatt.de nachgelesen werden.
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Aus dem Internet berichtet Franz-Reinhard Habbel jede Woche über Ideen, innovative Lösungen und Zukunftsthemen für Kommunen. In der aktuellen Ausgabe geht es unter anderem um: 

Erndtebrück: Gelingt so die demografische Wende?
Die Prestigeprojekte in Erndtebrück häufen sich – aber locken sie auch Neubürger in die Gemeinde? Es ist ein Trend erkennbar.

Neue Episode City-Transformer mit Marc Müller-Stoffels
Franz-Reinhard Habbel und Michael Lobeck sprechen mit Marc Müller-Stoffels dem Leiter des Fachbereichs Digitalisierung und Informationstechnik der Stadt Offenburg über Smart City auch ohne Bundesfördermittel, die Herausforderungen von OZG und Souveränität und warum es wichtig ist, gemeinsam mit anderen Kommunen zu agieren.

Pilotprojekt in Mühldorf: App soll Zusammenhalt stärken
Die BayernFunk-App soll die Gemeinschaft in Bayerns Kommunen fördern und den Informationsaustausch erleichtern. In Mühldorf ist sie nun zum ersten Mal für einen ganzen Landkreis verfügbar.

Datenschutz: Nur 45 Prozent der Deutschen vertrauen Behörden und Institutionen 
Laut einer aktuellen Meldung von G DATA haben Deutsche grundsätzlich „wenig Vertrauen in deutsche Behörden und Institutionen“ – nur 45 Prozent hätten angegeben, diesen in puncto Datenschutz zu vertrauen. Das zeige die aktuelle Umfrage „Cybersicherheit in Zahlen“ von G DATA in Zusammenarbeit mit Statista und „brand eins“. Ein weiteres Ergebnis der Studie indes: Je größer die Kompetenz im Bereich IT-Sicherheit, desto größer das Vertrauen.

700 Millionen Euro für 7.000 Schnelladestationen bereitgestellt 
Tausende neue Ladestationen in Europa: Der Ladenetzbetreiber Ionity will mithilfe eines Investments in dreistelliger Millionenhöhe sein Netz an klimaneutralen Schnellladestationen stark ausbauen. Der US-Investor Blackrock steigt ins Geschäft ein.

Sicherheitsprobleme und Zuständigkeitschaos: Der Weg zur digitalen Identität in Deutschland ist lang
Um die Verwaltung zu modernisieren, will die Bundesregierung ein Digital-Ich ins Leben rufen. Bisher lassen sich kaum Erfolge vermelden. Im Dezember startet der nächste Versuch.

Der vollständige aktuelle Newsletter und Anmeldemöglichkeit unter www.habbel.de
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	Dezember
	

	
	

	06.12.
	(Geschäftsführender) Vorstand des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	Gemeinsame Vorstandssitzung des Städtebundes und des Städtetags Schleswig-Holstein (=Mitgliederversammlung des Städteverbandes Schleswig-Holstein)

	
	

	09.12.
	Präsidiumssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Fernwald

	
	

	09.12.
	DStGB-Erfahrungsaustausch "Beiträge", Webkonferenz

	
	

	2022
	

	
	

	Januar
	

	
	

	12.01.
	DStGB-Erfahrungsaustausch "Mobilität", Webkonferenz

	
	

	31.01.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	►31.01.
	Vorstandssitzung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	Februar
	

	
	

	22./23.02.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	März
	

	
	

	►14.03.
	Landesausschuss des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	24./25.03.
	Ordentliche Delegiertenversammlung des RGRE-DS, Sitzungsort offen 

	
	

	28.-29.03.
	Klausurtagung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	29.03.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt (i. R. d. Klausurtagung)

	
	

	April
	

	
	

	13.04.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	27.04.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	Mai
	

	
	

	14.05.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	18.05.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	30.05.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	Juni
	

	
	

	►09.06.
	Landesausschuss des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	►09.06.
	Parlamentarischer Abend der kommunalen Spitzenverbände Rheinland-Pfalz

	
	

	14.06.
	Gemeindekongress 2022 / 23. Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Stadthalle (CCD-Süd), Düsseldorf

	
	Hauptausschusssitzung des Städte- und Gemeindebunds Nordrhein-Westfalen, Stadthalle, Düsseldorf

	
	

	27./28.06.
	Deutscher Kommunalkongress des DStGB, Berlin

	
	

	Juli
	

	
	

	11.07.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	13.07.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	►18.07.
	Vorstandssitzung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	September
	

	
	

	►12.09.
	Vorstandssitzung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	14.09.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	►15.09.
	AK Garnisonen, Berlin

	
	

	21./22.09.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	26.09.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	




	Oktober
	

	
	

	►10.10.
	Landesausschuss des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	17.10.
	Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 

	
	

	17./18.10.
	DStGB-Ausschuss Wirtschaft, Tourismus und Verkehr, Markt Meitingen

	
	

	19.10.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	November
	

	
	

	►07.11.
	Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz

	
	

	16.11.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	28.11.
	Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebunds Sachsen-Anhalt 




► Neuer Termin seit der letzten Veröffentlichung
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